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Die ältere Literatur. 



Zu den ältesten und fundamentalen Grundsätzen 
des Völkerrechtes gehört der Satz, dass Gesandte un- 
verletzlich sind. Ein Verkehr der Staaten, der durch 
Gesandte vermittelt wird, ist nur möglich, wenn der Staat, 
der fremde Gesandte annimmt, ihnen Unverletzlichkeit 
zusichert und seine Verpflichtung anerkennt, sie in ihrer 
Freiheit nicht zu beschränken und sie gegen eine jede 
Beschränkung ihrer Freiheit und jede Beeinträchtigung 
ihrer Person, von wem sie auch kommen möge, nach 
Möglichkeit zu schützen. Aus dem Grundsatze der 
Unverletzlichkeit der Gesandten musste sich, namentlich 
seit stehende Gesandtschaften üblich geworden waren, 
der Rechtssatz entwickeln, dass Gesandte in dem Staate, 
in dessen Gebiete sie ihre Amtsthätigkeit auszuüben 
haben, weder der Strafgerichtsbarkeit noch der Civil- 
gerichtsbarkeit unterstehen, wenn diese Regel auch von 
einigen Ausnahmen durchbrochen ist. Das gemeinsame 
Interesse, das alle Staaten an dem Verkehre durch Ge- 
sandte haben, das gemeinsame Interesse, das alle Staaten 
haben, dass ihren Gesandten Unverietzlichkeit und des- 

1 
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halb auch Freiheit von der Gerichtsgewalt des Empfangs- 
staates verbürgt werden, haben die Ausgestaltung dieser 
Grundsätze zu allgemein anerkannten Rechtssätzen des 
Völkerrechts bewirkt, wie sie die weitere Geltung dieser 
Rechtssätze für die Gegenwart und Zukunft sichern. 

Reicht das Gesandtschaftsrecht in die ältesten Zeiten 
zurück, in denen überhaupt ein geordneter Verkehr der 
Staaten unter einander stattfand, so hat die Frage, welche 
Rechtsstellung einem Souverän innerhalb eines fremden 
Staates zukomme, erst weit später eine praktische Bedeu- 
tung erlangt und erst im Laufe des IQ. Jahrhunderts ist die 
Frage, ob und inwieweit ein Staat der Gerichtsgqwalt 
eines anderen Staates unterstehe, zu einer eingehenden 
Erörterung gekommen. In älterer Zeit konnten sich 
Rechtssätze hierüber nicht ausbilden, da ein Anlass die 
angedeuteten Fragen aufzuwerfen nicht gegeben war. 
Die Fälle, in denen ein Souverän in Friedenszeiten sich 
im Gebiete eines anderen Staates aufhielt, traten nur selten 
ein und in diesen vereinzelten Fällen hatten weder die 
Gerichte Gelegenheit thätig zu werden, noch nötigten 
sie die Wissenschaft, die Rechtsstellung eines im Auslande 
befindlichen Souveräns zu untersuchen. Noch im An- 
fange des 18. Jahrhunderts sagte CornelisvanBynkershoek: 
„Nur selten kommt es vor, dass ein Souverän in fremden 
Ländern sich aufhält. Und noch seltener ist es, das 
Souveräne, die ausserhalb ihrer Staaten sich befinden, 
eine strafbare Handlung begehen oder Schuldverbindlich- 
keiten eingehen, die zur Erörterung der in Rede stehenden 
Frage Anlass geben." So könne hierüber durch Gewohnheit 
ein Satz des Völkerrechts sich nicht bilden. Denn Fälle, 
die nur ausnahmsweise vorkommen oder nur ein- oder zwei- 
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mal sich ereignen, könne das Recht nicht berücksichtigen 
(L 3, 6, D. de legibus 1, 3).i) 

Was aber den Staat betrifft, so konnte die Frage 
schon deshalb nicht aufgeworfen werden, weil das Ver- 
mögen des Staates noch nicht von dem Privatvermögen 
des Souverän getrennt ward. Zwar wurde schon seit 
dem 14. Jahrhundert das Kammer- oder Krongut von 
dem anderweiten Vermögen des Landesherrn geschieden, 
aber nur in dem Sinne, dass das erstere unveräusseriich 
war und mit der Landeshoheit auf den Nachfolger in 
der Landeshoheit überging, nicht in dem Sinne, als hätte 
der Landesherr nur aus dem Ertrag des Kammerguts, 
nicht auch aus dem seines anderweiten Vermögens die 
Kosten der Landesverwaltung zu bestreiten gehabt. Die 
Jura fisci waren die Privilegien, die dem Landesherrn 
in Bezug auf sein gesamtes Vermögen, nicht blos in 
Bezug auf das Kammergut zukamen. 2) 

Erst gegen Ende des 16. und im Laufe des 17. Jahr- 
hunderts' beginnt die Wissenschaft sich mit der Frage 
zu beschäftigen, ob ein Landesherr der Oerichtsgewalt 
eines anderen Landesherrn unterstehen könne, und sofort 
tritt der Ansicht, die diese Frage bejaht, eine andere 
entgegen, die sie verneint. Beide Ansichten suchten 
ihre Stütze in Sätzen des gemeinen Rechtes, die sie 
verallgemeinern und auf das völkerrechtliche Verhältnis 



*) C. van Bynkershoek, De foro legatorum tarn in causa civili 
quam criminali über singularis 1721 c. 3 (Opera omnia ed. Vicat, 
Coloniae Allobr. 1761 II p. 126). 

•) Vergl. Gierkey Genossenschaftsrecht, Bd. II, 565 u. ff.; III, 
359 u. ff., 421, 797; femer Meurer, Begriff der heiligen Sachen 1, 114, 
u. f. ; Hatschek, Rechtliche Stellung des Fiscus im B. O.-B. in Ver- 
waltungsarchiv VII (1899) S. 448 u. ff. 

1* 
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der Staaten unter einander übertragen, ohne bei der ge- 
ringen praktischen Bedeutung, die die Frage besass, eine 
eingehende Begründung für erforderiich zu halten, und 
ohne den Versuch zu machen, die Gegenansicht wissen- 
schaftlich zu widerlegen. 

In Deutschland hatte man bei der Erörterung der 
Frage zunächst nur das Verhältnis der deutschen Reichs- 
fürsten zu einander im Auge. Man trug deshalb auch 
kein Bedenken, die Sätze des römischen Beamtenrechts, 
wonach der Provinzialstatthalter nur in seiner Provinz 
zur Ausübung der Amtsgewalt zuständig ist, ausserhalb 
derselben nur die Rechtsstellung einer Privatperson hat,') 
auf die Fürsten zu übertragen. Dem Kaiser allein kommt 
majestas zu, der Fürst aber ist ausserhalb seines Landes 
nur eine Privatperson und untersteht deshalb der Oerichts- 
gewalt des Herrn des Landes. So erklärte der bekannte 
Leipziger Jurist Simon Pistoris (148Q— 1562) um die Mitte 
des 16. Jahrhunderts: „Princeps in alterius territorio cen- 
setur privatus ideoque ibi sortitur forum". ^) Ihm folgten 
zahlreiche Schriftsteller des 17. Jahrhunderts, ohne diesen 
Satz immer auf das Verhältnis der Reichsfürsten zu ein- 
ander zu beschränken. So Knicken,^) HiUiger in seinen 



*) L 3 D. de officio Praesidis 1, 18; L 20 D. de iurisd. 2, 1. 

*) Modestini et Simonis Pistoris Consilia sive responsa iuris 
(ed. 1596) Cons. 19. n. 29 I, p. 762. — Andreas Gail hat den Sat2: 
magistratus extra suam provinciam pro privato habetur nur verwandt, 
um darzuthun, dass ein Landesherr ausserhalb seines Territoriums 
keine obrigkeith'che Gewalt habe. De Face pubUca (1578) I. c. 16. 
n. 28 (ed. 1668 p. 68). 

■) De sublimi et regio tem'torii Jure (1600) c. 4. n. 4 ed. 1603 
p. 120: ,Jn alterius territorio quoad jurisdictionalia contentiosa 
princeps habetur ut privatus'^ 
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Anmerkungen zu Donellus,^) D. Reinkingk,*) Myler von 
Ehrenbach^) u. a. Noch immer konnten die deutschen 
Gelehrten von der mittelalterlichen Anschauung, dass 
dem Kaiser das imperium mundi zukomme und dem- 
nach die Fürsten den römischen Provinzialstatthaltem 
gleichstehen, sich nicht völlig befreien. 

In England hatte die Verurteilung und Hinrichtung 
der Königin Maria Stuart im Jahre 1587 grosse Erregung 
hervorgerufen und nicht blos von ihren Anhängern, sondern 
in weiten Kreisen der Bevölkerung ward das Recht der 
Königin Elisabeth, über sie zu richten, nicht anerkannt. 
Maria Stuart selbst hatte in ihrer Verteidigung sich darauf 
berufen, dass sie eine souveräne Fürstin sei und von 
niemandem als von Gott gerichtet werden könne.*) Aber 
auch englische Juristen bestritten die Zuständigkeit der 
englischen Gerichte. Maria habe sich eines Verbrechens 
gegen die Königin von England nicht schuldig machen 
können, weil sie ihr nicht unterthan gewesen. Sie be- 
riefen sich auf den Satz des canonischen Rechts: non 
habet imperium par in parem (c. 20 X. de electione 1, 6). 



») DoneUus enudeatus (1610) zu üb. XVII c. 9. n. 3; c 17 
n. 1. Die Notata des Hilliger sind den neuem Ausgaben des 
Donellus als Notae beigefügt. S. Opera Donelli, Lucae 1764. IV 
p. 1168. 

') Tractatus de regimine saeculari et ecclesiastico (1619) II cl. 
2, c. 17 n. 86 (ed. 1622 p. 465). 

") De pHncipibus et statibus Imperii Rom. Germ. I. c 2Q § 31 
(ed. altera 1671 p. 213) insbes. in Betreff der Straf gerichtsbarkeit. 
„Quoniam delictum tribuit jurisdictionem in loco delicti non attento 
uHo dignitatis splendore, coram domino territorii conveniri posse 
(principem) delinqucntem, verius censeo." 

*) Cambden, Rerum Anglicarum et Hibernicarum Annales 
regnante Elisabetha zu dem Jahre 1586 auf Grund der gerichtlichen 
Protokolle (1615) ed. 1639 p. 454 seq. 
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Innocenz III., der die Dekretale, in welcher der Satz 
enthalten ist/) erlassen hat, begründete damit die un- 
beschränkte, auch durch die Gesetze seiner Vorgänger 
nicht gebundene Oesetzgebungsgewalt des Papstes. 
Schon frühe aber war der Satz zum Nachweise dafür 
verwandt worden, dass ein Fürst nicht der Oerichtsgewalt 
eines anderen Fürsten unterstehe. So hatte schon König 
Robert von Neapel, als er von Kaiser Heinrich VIL am 
26. April 1313 wegen Hochverrats zum Veriuste seines 
Königsreichs und aller seiner Rechte sowie zum Tode 
verurteilt worden war, mit Berufung darauf dieses Urteil 
für nichtig erklärt. Der Kaiser besitze über ihn, der sein 
Königreich von dem Papste zu Lehen trage, keine Ge- 
richtsbarkeit, denn par in parem non habet arbitrium 
judicandi.*) Auch in England ward jetzt auf diesen 
Vorgang verwiesen, um die Rechtswidrigkeit und Nichtig- 
keit einer Verurteilung der unglücklichen Königin dar- 
zuthun. Freilich konnte von der Regierung und ihren 
Verteidigern dagegen eingewandt werden, dass Maria 
Stuart keine souveräne Fürstin mehr sei, sondern seit 
ihrer Flucht nur noch eine regina titularis, in England 
eine subdita temporaria, die den englischen Gesetzen 
und Gerichten unterstehe. Habe sie sich des Hochver- 



^) Der Satz führt auf L 4 D. de receptis 4,8: „magistratus 
superiori aut pari, imperio nullo modo possunt cogi" zurück. 

■) Dönm'ges, Acta Henrici VII 11, p. 236. Der Kaiser hatte 
seine Zuständigkeit damit begründet, dass König Robert von ihm 
einige Besitzungen zu Lehen trage und demnach sein Vasall sei, 
vor allen aber damit, dass der König majestatem Caesaream quam 
dominam et magistram revereri et honorare teneatur. Dönm'ges, 
11, p. 198. Auch der Papst hat in der Decretale Pastoralis (c 2 in 
Clement II, 11) das kaiserliche Urteil für nichtig erklärt. 
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rats schuldig gemacht, so könne sie mit Recht zum Tode 
verurteilt werden, ebenso wie Kcirl von Anjou im Jahre 
1268 mit Recht Konradin von Schwaben zum Tode ver- 
urteilt habe.^) In der Antwort, welche die englische 
Regierung dem französischen Gesandten BelUevrey der 
sich im Auftrage seines Königs für Maria Stuart ver- 
wandt hatte, erteilte, suchte sie selbst hiermit ihr Vor- 
gehen zu rechtfertigen.«) In einer bald nach der Hin- 



*) Die Verarteilung und Hinrichtung Konradins, auf die 
auch von späteren Schriftstellern häufig hingewiesen ward, ist als 
Präcedenzfall nicht verwertbar. Als Herzog von Schwaben und 
deutscher Reichsfürst war Konradin kein princeps absolutus. Weil er 
seinen Anspruch auf das Königreich Neapel mit Waffengewalt 
durchzusetzen suchte, ward er wegen des Verbrechens des Hoch- 
verrats und des Raubes verurteilt. Soweit das dürftige Quellen- 
material uns Nachrichten überiiefert hat, ward von den Zeitgenossen 
die Verurteilung Konradins zum Tode nicht deshalb für rechtswidrig 
gehalten, weil er als Fürst der Gerichtsbarkeit des Königs nicht 
unterworfen gewesen wäre, sondern weil er als auf der Flucht aus 
dem offenen Kampfe gefangen als Kriegsgefangener hätte behandelt 
werden müssen. Siehe Ricobaldus Ferrarensis, Historia Imperatorum 
{Muratori, Script rerum Jt. IX p. 137), Saba Malaspina, Hist. 
renim Sicul. IV c. 16 {Muratori, VIII, p. 852). Erst weit später ward 
erzählt, Konradin habe in seiner Verteidigungsrede sich auf den 
Grundsatz par in parem non habet Imperium berufen. Doch hat 
schon Albaicus Gentilis, de jure belli III. c. 8. (1589) erklärt, wenn 
dies der Fall gewesen, so habe Konradin sich „non apte** auf diesen 
Grundsatz berufen (ed. 1612 p. 525 sq.) Vgl. G. del Giudice, 
Condanna e giudizio di Corradino in Atti deir Accademia Ponta- 
niana XII (Napoli 1878), p. 187 sq. Mampe, Geschichte Konradins 
V. Hohenstaufen (1894) S. 358 u. ff. erörtert die Rechtsfrage nicht. 

*) Cambden 1. c p. 474 sqq., führt die Gründe und Gegen- 
gründe auf, ohne sich selbst ein entschiedenes Urteil zu gestatten. 
Doch hält er offenbar die Gründe, die gegen die Rechtmässigkeit 
des Todesurteils sprechen, für überwiegend. Er nennt ihre Vertreter 
aequi boni rerum aestimatores und meint, nullum magnum extare 
exemplum, quod non aliquid ex iniquo habeat (p. 478). Aber aller- 
dings veröffentlichte er sein Buch erst unter Jacob I. — Die dem 
französischen Gesandten erteilte Antwort ebenda p. 481. 
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richtung der Königin, wohl im Auftrag der Regierung, 
ausgearbeiteten Verteidigungsschrift ward dies weiter 
ausgeführt.^) Aber noch lange blieben in England die 
Ansichten geteilt. Arthur Duck (1570 bis 1648), der hohe 
richteriiche Amter bekleidete — er war zuletzt Master 
of the Rolls in der Court of Chancery — erklärte, im 
Auslande sei ein König und selbst der Kaiser nur ein pri- 
vatus.2) Der berühmte Jurist Richard Zouche (1590 bis 
1660) begnügte sich dagegen in seiner 1650 erschienenen 
Schrift über das Völkerrecht, aus dem Buche von Cambden 
die Gründe und Oegengründe zu entnehmen, ohne sich 
für eine Ansicht auszusprechen.*) 

Obgleich die Verurteilung der Maria Stuart zweifel- 
los nicht völkerrechtswidrig, wenn auch aus anderen 
Gründen ungerecht war, da Maria schon seit 18 Jahren 
nicht mehr im Besitz der Staatsgewalt war und England 
nur ihren Sohn als König von Schottland anerkannte, 
so wirkte dies Ereignis in dem von den konfessionellen 
Gegensätzen beherrschten Zeitalter doch selbst auf dem 
Festlande auf die wissenschaftlichen Ansichten über die 
Frage ein, ob ein Fürst über einen anderen Fürsten richten 
könne. So war es in Frankreich der Hugenott Jean 
Hotman, der die Frage bejahte. Es müsse wohl unter- 
schieden werden zwischen der Autorität und der Wurde 



^) Justification of Queene Elizabeth in relation to the affaire 
of Mary Queene of Scottes {Cambden Society, Accounts and Papers 
relating to Mary Queen of Scots 1867) p. 67 u. ff., insbes. p. 115 u.ff. 

') De usu et auctoritate juris civilis H c 5 n. 9 (ed. 1653) p. 228. 

') Juris et judicii fedalis sive juris inter gentes explicatio 11 
Sect. 2 qu. 6 (ed. 1651) p. 128. Die Stelle ist fast wörtlich aus 
Cambden entnommen. 
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eines Fürsten. Im Auslande bewahre der Fürst zwar 
seine Wurde (dignit^), nicht aber seine Autorität und er 
sei deshalb den Strafgesetzen und Strafgerichten des 
Auslandes unterworfen.^) In Deutschland war es 
Hening Amisaeus, der dieser Ansicht sich anschloss 
und ausdrücklich auf sie sich stützte, um die Verurteilung 
der Maria Stuart zu rechtfertigen.*) 

Doch fand diese Ansicht sehr bald auch unter den 
Protestanten entschiedene Gegner. In einer gelehrten 
Schrift de causis exceptionum imperii hatte Z. Vietor 
im Jahre 1615 erklärt: „rex, princeps aliusve imperii 
heros, ubicumque est, ratione personae princeps est, 
non subditus, etiansi in alieno solo^') Fast gleichzeitig 
hatte in demselben Sinne sich Dominicas Arumaeus, 
„der Stammvater der akademischen Publizisten in Deutsch- 
land" ausgesprochen, denn „pari in parem non imperium 
jurisdictioque sunt'*. Nur lehnte er es ab, daraus die 
Folgerung zu ziehen, dass Gesandten, die sich des 
Hochverrats gegen den Fürsten, bei dem sie beglaubigt 
sind, schuldig gemacht, nicht von ihm gerichtet werden 
könnten.*) 



^) De la chai^e et dignit^ de Tambassadeur (1603) c 3. 
§ 10 (Opuscules fran^oises des Hotmans 1616 p. 571). 

*) De jure majestatis (1610) III c 6. n. 12: „Oportet dis- 
tinguere personam a majestate ..illa, ubi alienam rempublicam ingressa 
in illa peccavit, aliena majestate quoque coerceri potest (ed. 1635 
p. 413) 

^ Die Schrift ist mehrfach in Sammelwerken abgedruckt 
worden, so in Disputationes juridicae Basil. II (1616). Condus. 30 
p. 104. 

*) Discursus Academici de jure publico I. 1616, Discursus XII : 
An legatus in principem, ad quem missus est, conspirans puniri 
possit? p. 196. 
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Hugo Orotius hat zwar die uns beschäftigende Frage 
nicht ausdrücklich beantwortet» aber auch er geht davon 
aus, dass Fürsten einer fremden Staatsgewalt im Aus- 
lande nicht unterstehen, indem er die Exterritorialität der 
Gesandten darauf gründet, dass sie sicut fictione quadam 
habentur pro personis mittentium^) Dieselbe Ansicht 
vertraten Pufendorf,^) Leibnitz,^) C. Ziegler ^) u. a. 

Auch R. Zouche hat in einer späteren Schrift über 
die Exterritorialität der Gesandten seine früheren Zweifel 
aufgegeben und sich dahin ausgesprochen, dass ein 
Fürst auch im Aulande seine dignitas regia behalte und 
deshalb fremder Gerichtsbarkeit nicht unterworfen sei, 
quod par in parem non habet imperium.^) 

Etwas ausführiicher als diese Schriftsteller, die nur 
kurz ihrer Meinung Ausdruck gaben, hat Joh. Tesmar 
(Professor in Marburg 1673 bis 1693) die Frage erörtert. 
Nachdrücklich hebt er hervor, dass die Entscheidung 
nicht in dem Civilrechte, sondern nur in dem Völkerrechte 
gefunden werden könne. Nach dem Völkerrechte stehen 



") De jure belli ac pads (1625) II c. 18 § 4. 

») De jure naturae et gentium (1672) VIII c. 4 § 20, 21. 

*) Caesarius Furstenerius, Tractatus de jure suprematus ac 
legationis principum Qennaniae (1677) c. 25. Nicht nur die Person 
des Fürsten ist von fremder Oerichtsgewalt frei, „bona quoque 
neque pignorationibus neque arrestis subjiciuntur. " (ed. Klopp, 
Hist. politische und staatswissenschaftliche Schriften Bd. IV, S. 135). 

*) De juribus majestatis I c. 32 § 18 (p. 523 sqq.): „pari 
in parem nullum esse Imperium, nullum Judicium nee subjici prin- 
dpem domino territorii, ut maxime in ejus territorio inveniatur.** 

*) Solutio quaestionis veteris et novae sive de legati delin- 
quentis judice competente 1657. c. 4. Die Schrift ist auch in 
Deutschland 1669 zu Cöln a. Spree erschienen, mit Anmerkungen 
von Ch. Hensel, p. 42 sqq. 
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sich souveräne Fürsten, principes absoluti, rechtlich 
gleich. Ein Fürst könne deshalb auch niemals der 
Staatsgewalt eines andern Fürsten unterworfen sein. Er 
sei deshalb nicht zum Gehorsam gegen fremde Gesetze 
verpflichtet und könne von fremden Gerichten nicht 
gerichtet werden.^) 

Alle diese Schriftsteller folgern aus der Gleichheit 
der Fürsten, dass sie, auch wenn sie im Aulande weilen, 
keiner Staatsgewalt unterworfen sein können und dass 
ihnen deshalb Unverantwortlichkeit zukomme.*) 



') Tribunal principis peregrinantis 1675 p. 30 sqq. 

') Die Ansicht Belin^s, Die strafrechtliche Bedeutung der 
Exterritorialität (1896) S. 130 u. ff., dass die Exterritorialität der 
Souveräne vermittels eines argumentum a fortiori aus der Exterri- 
torialität der Gesandten abgeleitet sei, ist irrig. Er ist der Meinung, 
es sei eine historisch feststehende Thatsache, dass sie als eine 
Konsequenz der diplomatischen Exterritorialität und in deren Umfang 
redpiert worden sei. Diese Reception sei massgebend, so dass für 
das heutige Recht einfach der Inhalt der Exterritorialität der Ge- 
sandten auf die Souveräne zu übertragen sei. Richtig ist nur, dass 
Sätze des Völkerrechts über die Exterritorialität der Souveraine sich 
später als die über die Exterritorialität der Gesandten gebildet 
haben, weil hierfür erst später ein Bedürfnis sich zeigte, und dass 
einzelne Schriftsteller, wie namentlich Bynkershoek^ die Exterritorialität 
der Souveräne damit begründeten, dass dem Gesandten, qui princi- 
pem repraesentat et ejus mandata explicat, nicht eine major sanc- 
titas zukommen könne als dem princeps, qui ipse adest et res suas 
per se agit. (Bynkershoek 1. c p. 126). Aber Bynkershoek selbst giebt 
zu, dass man hiergegen doch zwei Einwendungen machen könne. 
Zum ersten sei es gerechtfertigt, dem Gesandten ein grösseres 
Privileg zu gewähren als dem Fürsten, weil der Gesandte doch 
einen Herrn habe, vor dem er verklagt werden könne, während 
der Souverän auch in seinem Heimatlande keiner Gerichtsgewalt 
unterstehe und demnach, wenn ihm Exterritorialität zuerkannt 
würde, für Rechtswidrigkeiten, deren er sich im Auslande schuldig 
mache, überhaupt nicht zur Rechenschaft gezogen werden könne. 
Sodann aber liege auch ein viel grösseres praktisches Bedürfnis für 
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So schien gegen Ende des 17. Jahrhunderts die An- 
sicht, die Herrschaft zu erlangen, dass Fürsten einer 
fremden Oerichtsgewalt nicht unterstehen, als Heinrich 
Cocceji (1671 bis 1690 Professor zu Heidelberg, dann bis 
zu seinem Tode 1719 zu Frankfurt a. Oder) es unter- 
nahm, aus dem Naturrecht zu erweisen, dass diese An- 
sicht falsch sei. Nicht auf Vertrag beruht der Staat, 
sondern auf göttlicher Anordnung. Nach dem Willen 
Gottes ist die Erde in Staatsgebiete eingeteilt und nach 
dem Willen Gottes kommt innerhalb des Staatsgebietes 
dem Herrscher die unbeschränkte Staatsgewalt aber alle 
darin befindlichen Personen und Sachen zu. „Istius 
territorii dominus fundatam potestatem in omnibus, quae 
eins finibus continentur, habet adeoque et in principes, 
qui in eo morantur'^^) Die hospitalitas, die comitas, die 
generositas und humanitas können zwar gebieten, dass 
Fürsten, die sich im Auslande aufhalten, mit aller Ehr- 
furcht und Achtung behandelt werden und dass Nach- 
sicht mit ihnen geübt werde. Das Jus praecisum aber 



die Exterritorialität der Gesandten vor als für die der Souveräne 
(1. c. p. 125, 126). — Dies letztere Argument haben schon Zouche 
(Solutio quaestionis 1. c.) und Tesmar angeführt, um die Ansicht zurück- 
zuweisen, als komme den Fürsten deshalb Exterritorialität zu, weil 
sie den Gesandten zukomme. (Legati ob legationis necessitatem 
tutiores ipsis principibus. 1. c. p. 13). — Die von Belir^ weiterhin 
angeführte Stelle Pufendorfs (VIII c. 4. § 21) besagt nur, dass den 
Fürsten wie den Gesandten fictione quadam Exterritorialität zukomme, 
ohne einen Grund dafür anzugeben. 

*) //. de Cocceji, Diss. de fundata in territorio et plurium 
locorum concurrente potestate (1684) tit II § 12 (Exercitationes 
curiosae I [1722] p. 689, sqq.) S. auch die Schrift CoccejTs de legato 
sancto, sed non impuni (169Q) c. II § 16, 17 (Exercitationes curiosae II 
p. 459 seq.). 
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werde dadurch nicht berührt. Zahlreiche Schriftsteller 
folgten seiner Autorität, wenn sie auch nicht alle die 
naturrechtliche Begründung CoccejCs übernahmen. So 
Fleischer^) (1711 bis 1733 Professor zu Halle, dann bis 
zu seinem Tode 1749 zu Frankfurt a.O.), Helmershaiisen,^) 
vor allem sein Sohn Fi. Samuel v. Cocceji^) und Christian 
Wolff>) Wolff hat zuerst mit der juristischen Schärfe, 
die ihn auszeichnete, erkannt, dass in dem Souverän zu 
unterscheiden sind der Inhaber der Staatsgewalt und das 
Subjekt von Privatrechten, der Herrscher und der Privat- 
mann. „Quoniam rex persona moralis est, consequenter 
rex non est nisi quatenus Imperium habet, actus vero 
regii sunt, qui ad excercitium imperii pertinent, ceteri 
privati. Rex quoad actus privatos tamquam persona 
privata spectandus, consequenter quod actus privatus 
non finitur nisi jure privatorum".^) Da aber ein Souverän 
nur in seinem Lande zur Ausübung der Staatsgewalt 
berechtigt sei, so könne er auch im Auslande nur als 
privatus angesehen und als solcher rechtlich behandelt 
werden, wenn ihm auch mancheriei Ehren erwiesen 
werden. 



^)y. Laur. FUischer, de Juribus et judice competente lega- 
torum § 33 (1724, ed. altera 1745 p. 23.) 

■) G. Fr, Melmershausen, de subjectione territoriali persono- 
narum illustrium § 26 (Lipsiae 1737 p. 14): „Imperium enim jura 
territorio saltem contineri nee extra illud effectum habere." 

") Novum Systema justitiae naturalis et romanae (1748) VI c. 4 
§ 671 (p. 450). 

*) Jus naturae VIII (1748) § 285 p. 207. 

^) Jus gentium (1749) § 1059 p. 839: „Rex non est rex nisi 
in suo territorio, in alieno autem territorio spectatur tamquam 
privatus. In territorio alieno ipsi ad actum quendam regium jus 
nullum est." 
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Doch gelang es dieser Theorie keineswegs das 
Feld zu behaupten. Der Ausgangspunkt war willkürlich 
gewählt und mit ebensoviel Recht oder ebenso wenig 
Recht konnte man vom Boden des Naturrechts aus zu 
den entgegengesetzten Ergebnissen gelangen. Diesen 
Versuch machte in allerdings ziemlich oberflächlicher 
Weise /r. Joachim Gustav von Orape in einer kleinen 
Schrift, in der der Verfasser davon ausgeht, dass die 
Menschen im Naturzustand in natüriicher, durch das 
Recht nicht beschränkter Freiheit gelebt haben. In diesem 
Naturzustand leben gegenwärtig noch die Staaten in 
ihrem Verhältnis zu einander, und wie die Staaten, so 
ihre Souveräne „als welche selbige vorstellen". Daraus 
wird gefolgert, dass ein Souverän, auch wenn er in 
fremdem Staatsgebiete sich befinde, dem Rechte und der 
Oerichtsgewalt dieses Staates nicht unterworfen sein 
könne, es sei denn, dass er selbst auf seinen Status naturalis 
verzichte. Der Aufenthaltsstaat könne ihn zwar als Feind 
behandeln, wenn er feindliche Handlungen gegen ihn 
verübe, nicht aber ihn vor Gericht stellen. Der Verfasser 
will die Frage aus dem Völkerrecht entscheiden, übersieht 
aber, dass, wenn die Staaten im Naturzustand unter ein- 
ander leben, damit die Möglichkeit eines Völkerrechts 
nicht mehr vorhanden ist.^) 

Wichtiger war es, dass durch die Erörterungen von 
Cocceji und Wolff die Gegner veranlasst wurden, die 
Gründe und Gegengründe einer Prüfung zu unterziehen. 



*) Kurze, doch gründliche Untersuchung, in welcher die 
Frage aus dem Völkerrecht entschieden wird, ob der Souverän eines 
Staates der Souveränität desjenigen unterworfen sei, in dessen Staate 
er sich befindet. Frankfurt und Leipzig 1752. 



— 15 -- 

Hatten Cocceji und Wolff sich darauf berufen, dass ein 
Souverän im Auslande nicht die Staatsgewalt auszuüben 
habe und er deshalb dort auch nur Privatmann sei, so 
wurde ihnen erwidert, auch im Auslande verbleibe ihm 
das jus imperii domi suae in suos exercendi. Die von 
ihm im Auslande erteilten Befehle seien für seine Unter- 
thanen ebenso verbindlich, als wenn er sie im Inlande 
erteilt hätte. Deshalb müsse auch im Auslande seine 
aequalitas, kraft der er von der Gerichtsbarkeit des Aus- 
landes befreit sei, anerkannt werden.^) Andere Juristen, 
wie insbesondere Justus Henning Böhmer, wollen da- 
gegen zwar zugeben, dass nach jus strictum die Ansicht 
CoccejTs begründet sei, beseitigen aber deren praktische 
Folgerungen durch die Annahme, dass durch einen von 
allen Staaten stillschweigend abgeschlossenen Vertrag 
dem Fürsten, der sich als hospes im Auslande aufhalte, 
Befreiung von dem ausländischen Imperium zugesichert 
worden sei. Nur unter dieser Voraussetzung könne ein 
Fürst fremdes Staatsgebiet in Friedenszeit betretend) 

Diese Auffassung, dass das jus strictum, nach 
welchem alle Personen und Sachen, die sich in dem 



^) Dies wird Insbes. ausgeführt von dem unter dem Namen 
Siephanus Cassüis schreibenden Schriftsteller (vgl. über ihn Barbeyrac 
in der Vorrede zu seiner französischen Übersetzung der oben er- 
wähnten Abhandlung von Bynkershoek p. XIV) in der gegen Cocceji 
gerichteten Schrift de jure et judice legatorum diatribe (1717) c II 
§ 21, p. 81 seq. Ebenso schon Tesmar 1. c. p. 14 seq., der dem 
Souverän sogar das Recht zuspricht, im Auslande über die in seiner 
Begleitung befindlichen Personen Strafurteile zu verhängen und zu 
vollstrecken (anknüpfend an die auf Befehl der Königin Christine 
von Schweden vollzogene Hinrichtung des Monaldeschi 1657). 

*) De privatis legatorum sacris (1713) p. 31, femer Jus ecde- 
siasticum Protestantium III (1722) 111 tit. 37 § 42 (5. Aufl. 1774 
p. 429). 
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Staatsgebiete befinden, der ausschliesslichen Staatsgewalt 
des Herrschers unterworfen seien, durch stillschweigenden 
Vertrag oder Herkommen zu Gunsten der fremden Fürsten 
gemildert sei und ihnen dadurch mit Rücksicht auf ihre 
Würde und die politischen Verhältnisse der Staaten zu 
einander Befreiung von der Gerichtsbarkeit des Aufent- 
haltsstaates gewährt werde, fand bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts Vertreter. Zu ihnen gehörten Joh, 
Friedrich WiUu von Neumann,^) E. Vattel,^) David 
Oeorg Strube,^) K O. Oänther.^) 

Bedeutungsvoller war es, dass in Folge des An- 
stosses, den die Schriften Fi. CoccejVs gegeben, die Frage, 
ob ein Fürst der fremden Strafgerichtsbarkeit unteriiege, 
geschieden wurde von der Frage, ob er auch von der 
Civilgerichtsbarkeit befreit sei. Zuerst war es wohl 



^) Er führt aus: da ein Fürst, der ein fremdes Land betrete, 
doch als ein hospes empfangen werde, so müsse bis zum Gegen- 
beweis angenommen werden, dass ihm Freiheit von der Gerichts- 
barkeit stillschweigend zugestanden sei. De processu judiciario in 
causis prindpum (1753) tit. II § 46 p. 38; de delictis et poenis 
principum (1753) 11 tit. 1 § 217 p. 155. 

*) Droit des gens (zuerst 1758) IV eh. 7 § 103, 106 (^d. 
par Pradier'Fod&i 1863) III p. 287, 295 sq. 

") Rechtliche Bedenken III (1760) n. 3 (in der Ausgabe von 
Spangenberg 1827 n. 479. Bd. II S. 324 u. ff.) Im einzelnen Falle 
aber hat die Regierung darüber zu entscheiden, ob sie einem fremden 
Fürsten diese Befreiung zugestehen will. Es hänge von den poli- 
tischen Umständen ab, ob nicht aus der Unterwerfung eines fremden 
Fürsten unter den Gerichtszwang mehr Böses als Gutes entstehe. 
Wenn aber daraus, dass die Regierung eine Klage gegen einen 
fremden Fürsten vor ihren Gerichten nicht zulasse, einer Privatperson 
ein Vermögensnachteil erwachse, so sei sie zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet, wenn er nicht so gross sei, dass der Ersatz dem Staate 
unerträglich falle. 

«) Europäisches Völkerrecht in Friedenszeiten II (1792) S. 479 
u. ff. in engem Anschluss an J. //. Böhmer, 
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Samuel Stryk, der beide Fragen auseinander hielt und 
sie versciiieden beantwortete. Oiine genügende Begrün- 
dung allerdings erklärt er es für ebenso unzweifelhaft, 
dass ein Fürst von einem fremden Gericht nicht wegen 
einer strafbaren Handlung verfolgt und abgeurteilt werden 
könne, wie dass er in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten 
unter denselben Voraussetzungen wie ein jeder Privat- 
mann vor ausländischen Gerichten Recht geben müsse. ^) 
Dieser Ansicht schloss sich Augustin Leyser an und 
suchte sie in der damals üblichen Weise mit der An- 
nahme stillschweigender Willenserklärungen zu begründen. 
Allerdings sei der Fürst keiner fremden Gerichtsbarkeit 
unterworfen. Aber wenn er im Auslande einen Vertrag 
abschliesse oder wenn er sich verpflichte, im Auslande 
einen Vertrag zu erfüllen, dann müsse angenommen 
werden, dass er stillschweigend auf das Privilegium fori 
verzichtet und sich freiwillig dem Gerichte des Ortes 
des Abschlusses oder der Erfüllung des Vertrages unter- 
worfen habe.») 

Ohne Kenntnis der Abhandlung Stryk^s, wie es 
scheint, hat dann Cornelis van Bynkershoek in seiner 
berühmten, 1721 erschienenen Abhandlung de foro lega- 
torum tam in causa civili quam criminali Über singularis 



^) De foro principum et privatonim comtnuni 1700. II §38: 
„Nulluni est dubium, quin de mutuo aut alio contractu interpellari 
potest, si in alieno territorio debitum contraxit et in foro isto 
contractus postea reperiatur'S § 39: ,,In spede huc pertinet etiam 
forum gestae administrationis, v. g. tutelae". § 66: Nicht aber in 
Strafsachen. (Opera omnia VII [1745] p. 581 sqq.) Vgl. auch De 
jure epistalmatis 1699 c 3 § 95 (VII, p. 444). 

*) Meditationes ad Pandectas II (1723). Sp. 73, Med. 6 
(3. Aufl. 1743 II, p. 85 sq.). 

2 
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den Grundgedanken, von dem Stryk ausging, noch schärfer 
gefasst und ihn folgerichtig durchgeführt. i) Bynkershoek 
erkennt das Naturrecht als eine Quelle des Völkerrechts 
nicht an. Allerdings ist es die Vernunft, die die Völker 
in der Bildung der Rechtssätze leitet. Aber rechtsver- 
bindliche Normen werden nicht durch die Vernunft ge- 
schaffen, sondern durch eine stillschweigende Verein- 
barung der Staaten, die in der Übung, in der Gewohn- 
heit hervortritt. Hiernach aber sei es schwer, die Frage, 
ob den Fürsten im Auslande Exterritorialität zukomme, 
zu entscheiden. Denn aus der Vernunft, der ratio, lassen 
sich sowohl Gründe, die dafür, wie solche, die dag^en 
sprechen, ableiten. Eine feste Gewohnheit aber habe 
sich noch nicht bilden können, da praktische Fälle nur 
sehr selten vorkommen. Doch entscheidet er sich schliess- 
lich dafür, dass den Fürsten in demselben Umfange Ex- 
territorialität zuzusprechen sei, wie den Gesandten. Denn 
diese seien nur Vertreter ihrer Fürsten. Dem Auftraggeber 
müsse aber mindestens eine ebenso grosse sanctitas zu- 
kommen, wie dem Stellvertreter. 2) Nach einer von allen 



^) Siehe oben S. 3, Note 1. — Die Abhandlung ist auch 
von y. Barbeyrac in französische Sprache übersetzt und mit An- 
merkungen versehen im Jahre 1723 herausgegeben worden. Diese 
Übersetzung ist dann wieder abgedruckt in dem Anhang zw A. de 
Wicquefortj T Ambassadeur et ses fonctions. Nouvelle edition II. 1730. 

•) 1. c c 3. § 12. Freih'ch begründet er die Exterritorialität 
der Gesandten, wenn auch nicht ausschliessh'ch, so doch neben 
anderen Gründen auch damit, dass die Gesandten den Fürsten 
vertreten, und sagt an anderer Stelle (c. 16 § 6), dass dem Gesandten 
nicht in grösserem Umfange Freiheit von fremder Gerichtsgewalt 
zukommen könne, als dem Fürsten. Von dem Vorwurfe, den 
Laurent, Droit civil international, III p. 47 gegen ihn erhebt, dass 
er sich eines drculus vitiosus schuldig mache, ist er nicht frei- 
zusprechen. — S. auch oben S. 11 Note 2. 
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Staaten geübten Gewohnheit gelte aber für den Gesandten 
die rechtliche Fiktion, dass er, solange er sein Amt ausführe, 
ex territorio sich befinde und rechtlich so behandelt 
werde, als befände er sich in seinem Heimatlande. Diese 
Fiktion gelte deshalb auch für den im Auslande weilen- 
den Fürsten. Daraus folge aber, dass er insoweit der 
Gerichtsgewalt des Aufenthaltsstaates unterstehe, als diese 
nach den Gesetzen des Landes sich auch auf Personen 
erstrecke, die im Auslande sich befinden. Was seine 
Person und die zu seinem persönlichen Gebrauche die- 
nenden Sachen betreffe, so sei der Fürst hiemach der 
Gerichtsgewalt eines fremden Staates nicht unterworfen, 
also auch nicht der Strafgerichtsbarkeit. Ein Fürst, der im 
Auslande eine nach dem Rechte des Landes strafbare 
Handlung begehe, könne nur ausgewiesen, und wenn er den 
Befehl nicht befolge, mit Gewah entfernt werden. Wenn 
aber andere Sachen, bewegliche oder unbewegliche, die 
dem Fürsten gehören, im Lande sich befinden, so sei in 
Bezug auf sie der Gerichtsstand der gelegenen Sache 
und des Arrestes begründet, ebenso wie in Betreff der 
Sachen eines jeden Fremden. Doch müsse nach der 
praesumpta, si non testata mens gentium angenommen 
werden, dass ein Gerichtsstand eines fremden Fürsten 
im Inlande nicht begründet sei, wenn nur Sachen von 
geringem Werte im Inlande sich befinden. Es läge aber 
kein Grund vor, in Bezug auf andere im Inland gelegene 
Sachen den Fürsten ein Privilegium zu gewähren.^) Zur 



') Obgleich Bynkershoek von fast allen späteren Schriftstellern 
als eine der bedeutendsten Autoritäten angeführt wird, so wurden 
und werden seine Ansichten doch vielfach unrichtig oder ungenau 
wiedergegeben. Inbesonderen ist er nicht der Ansicht, dass fremde 

2* 
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Begründung seiner Ansichten beruft er sich auf die 
Praxis der Gerichte der Niederlande, die in mehreren Fällen 
am Ende des 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts Klagen 
gegen auswärtige Fürsten angenommen und entschieden, 
wie Sachen fremder Fürsten, die in ihrem Oerichtsbezirke 
gelegen waren, mit Arrest belegt hatten.^) 

Der Einfluss, den Bynkershoek ausübte, wirkte lange 
nach. Einzelne Schriftsteller, wie sein Übersetzer Bar- 
beyrac^) und von Rial in seinem grossen Werke La 
Science du Gouvernement*) schlössen sich ihm völlig an. 
Auch O. F. von Martens trat der Ansicht BynkershoeKs 



Fürsten in allen Fällen wegen Schulden wie Private vor auswärtigen 
Gerichten verklagt werden können, sondern nur, wenn der Gerichts- 
stand der gelegenen Sache oder des Arrestes begründet ist. An der 
hierfür angeführten Stelle (c 14) erkennt er zwar an, dass Fürsten, 
wenn sie einen Vertrag abschliessen, sich ebenso wie Private ver- 
pflichten, aber er bestreitet gerade, dass daraus auf die Zuständig- 
keit der auswärtigen Gerichte ein Schluss gezogen werden könne. 
^) Doch war die Praxis keine einheitliche. Im Jahre 1685 
hat der Hof von Friesland dahin erkannt, dass auf eine dem Kaiser 
geschuldete Forderung nicht Arrest von einem Gläubiger des Kaisers 
gelegt werden könne, allerdings mit der ungenügenden Begründung, 
quia legitima imperatoris denundatio fieri non poterat. Ulrich 
Huber, damals Professor zu Franeker, hatte anfanglich diesem Er- 
kenntnis zugestimmt (Praelectiones juris romani et hodiemi, II, p. 604 
[ed. 1749] de arresto reali § 1), dann aber seine Ansicht geändert. 
Denn: „ratio fuit magis politica quam juridica. Monarchae in 
contractibus utuntur jure privatorum et quo jure nituntur repressaliae, 
eodem id genus arresta fundari possunf ^ De jure civitatis (3. ed. 1694) 
III S. 2. c. 2 § 21 p. 532. 

■) Vgl. die Vorrede und die Anmerkungen Barbeyrtu^s zu 
c. 3 und 4 in der oben S. 18, Note 1 angeführten Übersetzung. 

") La Science du Gouvernement, V (1764) p. 163—182. Zu 
nicht geringem Teil ist der Abschnitt wörtlich der französischen 
Übersetzung der Abhandlung von Bynkershoek entnommen, ohne 
dass der Verfasser seine Quelle angiebt 
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bei, aber nur für den Fall, dass ein Privatmann einen 
Anspruch gegen einen Fürsten geltend mache. Die Be- 
deutung, die Martens für die wissenschaftliche Behand- 
lung unseres Gegenstandes hatte, besteht weiterhin darin, 
dass er zuerst unterschied zwischen dem Vermögen des 
Staates und dem Privatvermögen des Fürsten. In Rechts- 
streitigkeiten zwischen Privatpersonen und einem Fürsten 
in betreff seines Privatvermögens, wie in einem Rechts- 
streite zwischen einer Privatperson und einem Staate in 
betreff des Staatsvermögens sind auswärtige Gerichte zu- 
standig, sofern der Gerichtsstand der gelegenen Sache 
oder des Arrestes begründet ist, wenn auch aus Gründen 
der Politik eine Regierung in diesem Falle die Anlegung 
des Arrestes untersagen kann. In Rechtsstreitigkeiten 
zwischen souveränen Fürsten oder zwischen Staaten 
unter einander dagegen sind die Gerichte nicht zuständig. 
Sie sind Streitigkeiten des Völkerrechtes und sind nach 
dessen Grundsätzen beizulegen und zu beurteilen.. Ein 
Staat kann nicht über einen andern Staat Richter sein.^ 

Indes fand Martens mit diesen Unterscheidungen 
noch wenig Berücksichtigung. Für Rechtsstreitigkeiten der 
Staaten unter einander über Privatrechte wurde die Frage 
nicht weiter erörtert, da sie eine praktische Bedeutung 
nicht zu haben schien. Dass zu unterscheiden sei zwischen 
Streitigkeiten eines Souveräns mit einer Privatperson und 
Streitigkeiten zwischen Souverän und Souverän, sofern 
ein Privatrecht den Gegenstand des Streites bilde, wurde 



Prtös du droit des gens moderne de TEurope (zuerst 1789) 
§ 173 (^d. par Ca. Vergi 1864) II, p. 14 sq. 



— 22 — 

nicht anerkannt. Schmelzing,^) I^äber,^) Saatfeld^) u. a. 
wiederholen im wesentlichen die Ansichten, die Bynkers- 
hoek dargelegt hatte. Ihnen ist auch Heffter anzureihen, 
wenn er auch in einem wesentlichen Punkte von 
Bynkershoek abweicht. Nach seiner Ansicht ist nach 
jus strictum ein auswärtiges Gericht auch zuständig, 
wenn das forum contractus begründet ist. Freilich fugt 
er hinzu, dass die Staatenpraxis, wiewohl ohne Zwang, 
sich meist engere Schranken setze. Sie übe die Gerichts- 
barkeit wesentlich nur bei Realklagen, femer hinsichtlich 
der Nebenpunkte, welche durch eine selbsteingeleitete 
Procedur herbeigeführt seien (wegen der Kosten, wegen 
einer Nebenklage u. s. w.).*) 



^) Systematischer Orundriss des praktischen europäischen 
Völkerrechts (1818) I, S. 286. 

•) Droit des gens moderne de I'Europe (1819) p. 84, 86. 
Nur ganz kurz bemerkt Kluber p. 141 : „Incompatibles avec T^galite 
des etats sont des pr^tensions ä la juridiction vis-ä-vis d'autres 6tats.'' 

') Handbuch des positiven Völkerrechts (1833) S. 46 u. f. 

^) Das Europäische Völkerrecht der Gegenwart (zuerst 1844) 
§ 42 (7. Aufl. 1881. S. 99 u. ff.). Allerdings steht damit nicht 
ganz im Einklang« wenn Heffter in § 53, Note 14 (S. 120) das 
Urteil des Tribunal de la Seine zu Paris vom 16. April 1847 für 
richtig anerkennt, obwohl dasselbe die französischen Gerichte nur 
zuständig erklärte bei dinglichen Klagen gegen einen fremden Staat, 
sofern die Sache eine unbewegliche und in Frankreich gelegene ist 



II. 

Die Rechtsprechung. 



So hatte sich um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
die Lehre dahin festgestellt, dass Souveräne der Gerichts- 
gewalt eines fremden Staates in Strafsachen nicht unter- 
stehen, dass sie aber auch von der Gerichtsgewalt in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten insoweit befreit sind, 
als gegen ihre Person und ihre Sachen, die zu ihrem 
persönlichen Gebrauche bestimmt sind, ein Gerichtszwang 
und demnach eine Zwangsvollstreckung nicht stattfinden 
kann. Dagegen war es streitig, ob und inwieweit die 
Gerichte eines Landes zuständig sind, bürgerliche Klagen 
gegen einen auswärtigen Souverän anzunehmen und zu 
entscheiden und gegen die ihm gehörigen Gegenstände 
Gerichtezwang auszuüben, soweit es sich nicht um die 
zum persönlichen Gebrauch bestimmten Sachen handelt. 
Streitig war es ferner, ob auf bürgeriiche Rechtsstreitig- 
keiten der Souveräne unter einander dieselben Normen 
über die Zuständigkeit der Gerichte Anwendung finden 
wie auf Rechtsstreitigkeiten der Souveräne mit Privat- 
personen, oder aber ob sie als Streitigkeiten des Völker- 
rechts der Zuständigkeit der Gerichte völlig entzogen seien. 
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Von Rechtsstreitigkeiten der Staaten unter einander über 
Privatrechte war noch kaum die Rede.^) 

Die Gerichte hatten bisher nur selten Gelegenheit 
gehabt, über ihre Zuständigkeit zur Entscheidung solcher 
Streitigkeiten zu erkennen. Es ist schon erwähnt worden, 
dass nach dem Zeugnis von Bynkershoek einzelne Ge- 
richte der Niederlande im 17. und 18. Jahrhundert ihre 
Zuständigkeit bejahten. Indes ist, wie Bynkershoek selbst 
bemerkt, dieser Anspruch von den auswärtigen Fürsten 
und Staaten keineswegs anerkannt worden. Dass kleine, 
politisch ohnmächtige Fürsten, wie der Herzog von 
Mecklenburg (1687) und der Herzog von Kurland (1696) 
ihrem Widerspruch keine Geltung verschaffen konnten, 
ist erkläriich, ebenso dass auch die Republik Venedig 
(1670) es sich gefallen lassen musste, dass ein amster- 
damer Kaufmann Gelder, die sie in Amsterdam liegen 
hatte, mit Arrest belegen Hess. Aber als der König von 
Spanien im Jahre 1668 die Aufhebung des Arrestes, 



') In dem Rechisgutachten der JuristenrFakuUät zu Berün 
über den Fall Zappa vom 27. Dezember 1892 wird nicht genügend 
geschieden zwischen Streitigkeiten der Souveräne unter einander 
über ihre Privatrechte und Streitigkeiten der Staaten unter einander. 
Die in dem Outachten angeführten älteren Schriftsteller, O. F, 
V, Martens, Schmelzing und Pinheiro-Ferreira sprechen nur von 
Rechtsstreitigkeiten der Souveräne unter einander. Der ecste setzt 
(a. a. O. II, p. 14) sie den Völkerrechtsstreitigkeiten gleich und will sie 
deshalb der Gerichtsbarkeit der Gerichte entziehen. Der zweite 
(a. a. O. S. 287) erklärt sie für privatrechtliche Streitigkeiten, ist aber 
der Ansicht, dass sie nur entschieden werden können durch ein 
Schiedsgericht oder durch freiwillige Unterwerfung beider Parteien 
unter ein staatliches Gericht. Pinheiro-Ferreira in den Anmerkungen 
zw Martens (1831, auch in der Ausgabe von Vergi \\y p. 15) hält die 
Landesgerichte für zuständig, sofern das forum rei sitae begründet 
ist. S. das Gutachten der Berliner Juristen-Fakultät in der Zeitschrift 
für internationales Privat- und Strafrecht 111 (1893) S. 287 u. ff. 
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den das Gericht zu Vlissingtn Ober spanische Kriegs- 
schiffe verhängt hatte, forderte, ordneten die Oeneral- 
staaten die Aufhebung des Arrestes an.*) Als nach 
dem Tode Königs Wilhelms III. von England (1702) der 
langjährige oranische Erbschaftsstreit zwischen König 
Friedrich I. von Preussen und dem von Wilhelm III. zum 
Erben eingesetzten Prinzen Johann Wilhelm Friso von 
Nassau-Dietz ausbrach, hatte der König sich in den 
Besitz der Grafschaft Moers gesetzt. Darauf legte der 
Hof von Holland auf Antrag der Mutter und Vormflnderin 
des Prinzen Friso am 3. März 1703 Arrest auf die in 
Holland belegenen und von dem König beanspruchten 
Nachlassguter und liess den König durch Ediktalladung 
auf den 30. April 1703 vor sein Gericht laden unter 
Androhung des Veriustes aller seiner AnsprQche, im Falle 
er nicht selbst erscheine oder sich durch einen Bevoll- 
mächtigten vertreten lasse. Hiergegen legte der König 
bei den Staaten von Holland Widerspruch ein, nicht nur, 
wie Bynkershoek angiebt, weil durch die unter dem Ge- 
läute der Glocken vollzogene Ediktalladung seiner könig- 
lichen Wurde Eintrag geschehen sei, sondern weil er als 
souveräner Fürst nach Völkerredit der Gerichtsbarkeit der 
holländischen Gerichte nicht unterstehe. Er erklärte sich 
nur bereit, die Gerichtsbarkeit der Gerichte Hollands und der 
anderen Provinzen der Niederiande anzuerkennen, inso- 
weit dingliche Klagen auf die in den Niederlanden bele- 
genen Grundstücke gegen ihn erhoben werden.') Bekannt- 



Bynkershoek c 4 1. c p. 127 sq. 

*) D^e Aktenstücke sind abgedruckt in Lamberty, M^moires 
pour servir \ Phistoire du XVIII siede II (2 ^d. 1735) p. 359—404. 
Der König liess durch seinen Gesandten erklären: „Par les r^gles 
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lieh sind diese Erbschaftsstreitigkeiten erst im Jahre 1732 
durch Vergleich beigelegt worden. 

Allerdings kam es auch im Laufe des 18. Jahr- 
hunderts mehrfach vor, dass die Gerichte gegen fremde 
Gesandte, die während ihrer Amtszeit im Inlande Schulden 
gemacht hatten und sie nicht bezahlen wollten oder 
konnten, Klagen annahmen und ihre Sachen mit Arrest 
belegten, und dass die Staatsregierung trotz des Wider- 
spruchs des Gesandten und seines Landesherm den Arrest 
aufrecht erhielt Zur Begründung dieses Verfahrens berief 
man sich gelegentlich auch darauf, dass selbst die beweg- 
lichen Güter eines Fürsten mit Arrest belegt werden 
können, wenn sie im Auslande sich befinden.^) Aber 
es darf nicht übersehen werden, dass derartige Äusse- 
rungen in der Absicht erfolgt sind, um ein rechtlich 



ordinaires du droit dvil, suivant lesquelles la Jurisdiction ne s'^tend 
que sur des sujets et point hors du territoire, et plus encore par le droit 
des gens en vertu duquel un souverain ne devient pas sujet de l'autre, 
quand meme il poss^de des terres situ^es dans ^on territoire . . on 
peut juger, comment ce proc^de outrageant et inoui contre un 
souverain peut etre regarde par le Roi de Prusse ... Du reste Sa 
Majest^ ne refusera pas de reconnaitre la justice ordinaire et impartiale 
ä r^gard des terres qui sont situ^es dans les provinces d'Hollande 
et de Zelande". (p. 370, 372, 397, 401). 

*) So in einer oft angeführten Denkschrift, die der französische 
Minister des Auswärtigen, der Herzog von Aiguiilony im Februar 
1772 den fremden Gesandten in Paris zustellen Hess. Der Gesandte 
des Landgrafen von Hessen-Cassel, ein Baron von Wrech, hatte in 
Paris, par des voies ind^centes et par toutes sortes des manoeuvres 
que les menagements qu'on a pour son caractere empechent de 
caract^riser, Schulden gemacht und Hess sich dann abrufen, um 
seinen Gläubigem zu entgehen. Die französische Regierung ver- 
weigerte ihm seine Pässe, bis der Landgraf sich für die Schulden 
seines Gesandten verbürgte. Die Denkschrift ward sofort in der 
Gazette de France veröffentlicht. Ihr Verfasser soll der damals als 
jurisconsulte du roi im Ministerium des Auswärtigen angestellte 
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zweifelhaftes Verfahren zu rechtfertigen, und dass sie 
nicht als Beweise für das damals geltende Recht ange- 
sehen werden können.*) 

Auch die grossen Gesetzeswerke aus dem Ende 
des 18. und dem Anfange des 19. Jahrhunderts haben 
Ober die Rechtsstellung fremder Souveräne und Staaten im 
Inlande keine Bestimmungen getroffen. Einerseits kamen 
Streitigkeiten hierüber zu selten vor, um eine Rechtsvorschrift 
erforderlich zu machen, andererseits wollte kein Staat 
anderen Staaten gegenüber durch seine Gesetzgebung sich 
binden. 

In Preussen hatten demgemäss die Kabinetsordre 
vom 14. April 1795 und die Deklaration vom 24. Sep- 
tember 1798 (XI, n. 4, 5)'*) zwar die Freiheit der deutschen 
Reichsfürsten von der Anlage des Arrestes anerkannt, 
grundsätzlich aber bestimmt, dass die auswärtigen re- 
gierenden Fürsten dem Arreste unterworfen sind. Doch 
soll das Gericht vor der Verfügung des Arrestes die 
Entscheidung des Kabinetsministeriums einholen. Diese 
Bestimmung ist dann in den Anhang zur Allg. Gerichts- 



Historiker Chr. Fr, Pfeffel gewesen sein. Sie ist mehrfach wieder 
abgedruckt worden, so bei Flassan, Histoire de la diplomatie 
frangaise VI (1809) p. 91 seq., Phillimore, Commentaries upon inter- 
national law II p. 628 seq. 

') Dies gilt insbesondere von der soeben angeführten fran- 
zösischen Denkschrift, wie heute auch von französischen Schrift- 
steilem anerkannt wird. S. Vercamer, Des franchises diplomatiques 
et sptöalement de Texterritorialit^ (1891) p. 82: „Ce n'est qu' une 
Oeuvre de pol^mique qui sort comme tout oeuvre de ce genre des 
sph^res sereines du droit et dont l'autorit^ doctrinale n'est par suite 
qu' assez mince." 

Ebenso urteilt PUtri, £tude critique sur la fiction d'exterri- 
torialit^ (1895) p. 92. 

') In Rabe, Sammlung Preuss. Gesetze Bd. III, S.50, Bd. V, S.9W. ^ \ ^ 
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Ordnung vom 4. Februar 1815 § 202 (zu Th. 1. Tit. 29 
§ 90)Iübernommen worden. Nur soll hiemach die Ent- 
scheidung des jüstizministers eingeholt werden, die der- 
selbe aber in Oemeinschaft mit dem Minister der aus- 
wärtigen Angelegenheiten zu erteilen hat. 

Nur die Verfassung eines kleinen deutschen Staates, 
die Verfassung von Sachsen-Altenburg vom 29. April 1831 
§ 94 hat kurz und bündig erklärt: „Fremde Souveräne und 
ihre Famüienglieder sind, auch wenn sie sich im Lande 
aufhalten, den Landesgesetzen nicht unterworfen", i) 

Die tiefgreifenden Veränderungen, welche sich im 
Laufe des 19. Jahrh. in dem öffentlichen Rechte aller 
zivilisierten Staaten, in der Verwaltung der Staatsfinanzen 
wie in den Verkehrsverhältnissen vollzogen, haben der 
ganzen Frage eine wesentlich andere Gestalt gegeben 
und ihre praktische Bedeutung, wenn auch nach einer 
von der früheren verschiedenen Richtung hin, ausser- 
ordentlich gesteigert. Stand in früheren Jahrhunderten die 
Frage, ob ein Souverän im Auslände strafbar ist, im Vor- 
dergnmde des wissenschaftlichen Interesses, so hat heute 
diese Frage beinahe jede praktische Bedeutung verioren. 
Obgleich es nicht mehr, wie früher, ein seltener Fall ist, 
dass ein Souverän im Auslande sich aufhält, sondern 
die gekrönten Häupter, sei es aus politischen, sei es aus 
persönlichen Gründen, vielfach jahraus jahrein viele Tage, 
Wochen, ja Monate im Auslande zubringen, so schliesst 



^) Die Verfassung von Sachsen-Meiningen v. 23. August 1829, 
§ 18 drückt sich vorsichtiger dahin aus, dass alle im Staate sich 
aufhaltende Fremde, insofern sie nicht äne völkerrechtUche Ausnahme 
gemessen, den Gesetzen des Landes Gehorsam schuldig sind und 
wegen der im Lande vorgenommenen Handlungen und begangenen 
Verbrechen nach diesen Gesetzen beurteilt werden. 
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der Bildungszustand der Fürsten der Gegenwart es doch 
so gut wie aus, dass sie im Auslande eine nach den 
dortigen Gesetzen strafbare Handlung begehen. Es 
können höchstens Polizeiübertretungen vorkommen, wie 
sie sich bei der übergrossen Zahl der den Fremden un- 
bekannten Polizei Vorschriften manchmal gar nicht ver- 
meiden lassen. Es besteht gegenwärtig darüber eine 
Meinungsverschiedenheit nicht, dass ein Souverän im 
Auslande strafrechtlich nicht verfolgt werden kann, und 
nur die hier nicht zu erörternde Frage ist streitig, ob der 
Souverän dem an seinem Aufenthaltsort geltenden mate- 
riellen Straf recht unterworfen ist oder nicht *). Voraus- 
setzung der Befreiung von der Strafverfolgung ist nur, 
dass der Souverän als solcher sich zu erkennen giebt 
und nicht unter fremden Namen oder heimlich sich im 
Auslande aufhält Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt 
und wird ein Strafverfahren gegen einen „incognito^ 
reisenden Fürsten eingeleitet, so muss dasselbe eingestellt 
werden, sobald der Souverän sich als solcher zu erkennen 
giebt. Ist vorher ein Strafurteil gegen ihn ergangen, so 
ist es nicht vollstreckbar'). 

Von grosser praktischer Bedeutung ist dagegen die 
Frage geworden, ob und inwieweit Souveräne und 
Staaten einer fremden Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten unterstehen. Ward früher zwischen 



^) Vgl. hierfiber insbes. die oben S. 11, Note 2 angeführte 
Schrift von Beling, 

*) Nach den Angaben von F. von Martens, Völkerrecht I, 
S. 315 und von Rivier, Prindpes du droit des gens (1806) I, p. 342 ward 
der incognito reisende König der Niederlande im Jahre 1873 in 
Vevey zu einer Geldstrafe verurteilt, das Urteil aber, nachdem er 
sich zu erkennen gegeben, nicht vollstreckt. 
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dem Souverän und dem Staate, zwischen dem Privat- 
vermögen des Souveräns und dem für Staatszwecke ge- 
widmeten Vermögen nicht unterschieden, so ist im Laufe 
des 19. Jahrh. in allen zivilisierten Staaten diese Unter- 
scheidung von dem Rechte durchgeführt worden. Mag 
man den Staat als juristische Person auffassen und ihn 
für das Subjekt des Staatsvermögens erklären oder mag 
man von dieser Konstruktion absehen und das Staats- 
vermögen als Zweckvermögen bezeichnen, dessen Inhaber 
der Souverän ist, immer ist das Staatsvermögen rechtlich 
geschieden von dem Vermögen, dass der Souverän als 
Privatvermögen inne hat und über welches er nicht als 
Inhaber der Staatsgewalt, sondern für seine Privatzwecke 
verfügt. Nicht nur in den konstitutionellen Staaten, 
sondern auch in absoluten Monarchien, wie in Russland 
und der Turkeiy ist diese rechtliche Scheidung des Privat- 
vermögens des Monarchen und des Staatsvermögens 
durchgeführt^). In Folge dessen mussten auch die 
Fragen, inwieweit die Gerichte zuständig sind hinsichtlich 
des Privatvermögens eines'auswärtigen Souveräns und in- 
wieweit hinsichtlich des Vermögens eines auswärtigen 
Staates geschieden werden, und die letztere Frage war es, 
die vor allem eine praktische Bedeutung erhielt. Im Laufe 
des 19. Jahrh. haben zahlreiche Staaten im Auslande 

^) Über Russland vgl. Engelmann, Staatsrecht des russischen 
Reichs (Marquardsen, Handbuch des öffentlichen Rechts, Bd. IV, 
Halbband II, Abt. 1) S. 16 u. f., S. 195 u. ff. — Dass auch in der 
Türkei das Privatvermögen des Sultans von dem Staatsvermögen 
rechtlich geschieden wird, scheinen die türkischen Gesetze über das 
Finanzwesen, die in dem Werke von Aristarchi Bey, Legislation 
Ottomane III (1874) p. 327 u. ff. in französischer Übersetzung ab- 
gedruckt sind, wie die Jrade des Sultans vom 20. Dezember 1881, 
betr. die Schuldenregulierung, zu ergeben. 
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Staatsanlehen aufgenommen, in einem Umfange und 
einem Betrage, der in früheren Zeiten gänzlich unbekannt, 
ja unmöglich war. Vielfach haben sie sich verpflichtet, 
die Zinsen dieser auswärtigen Anlehn im Auslande zu 
zahlen und die Ruckzahlung des Kapitals im Auslande 
zu bewirken. Die Verträge werden im Auslande ab- 
geschlossen und sind im Auslande zu erfüllen. Die 
Frage musste entstehen, ob die Gerichte des Auslandes 
dadurch zuständig werden, Klagen gegen den Staat, der 
seine Verpflichtungen aus solchen Verträgen nicht er- 
füllt, anzunehmen und zu entscheiden. 

Aber auch hiervon abgesehen, brachten es die 
staatlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 19. Jahr- 
hunderts mit sich, dass zahlreiche Staaten in einen regen 
Geschäftsverkehr mit dem Auslande treten mussten. Ins- 
besondere die Staaten, deren Industrie noch wenig ent- 
wickelt war und ist, sahen und sehen sich häufig genötigt, 
in den Industrieländern mit den dortigen Fabriken Liefe- 
rungs- und Werkvertr^e abzuschliessen, um die Bedürf- 
nisse der Staatsverwaltung zu befriedigen. Aus dem Aus- 
lande mussten und müssen sie Waffen, Geschütze, mili- 
tärische Ausrüstungsgegenstände u. s. w. beziehen. Auf 
fremden Werften müssen sie ihre Kriegsschiffe bauen und 
ausrüsten lassen. Die modernen Verkehrsanstalten, wie 
Eisenbahnen und Dampfschiffe, sind vielfach staatliche 
Unternehmungen, die ihren geschäftlichen Verkehr in 
das Ausland erstrecken. So ergiebt sich ein Netz von 
privatrechtlichen Verhältnissen, in welchen zahlreiche 
Staaten zu Personen des Auslandes stehen, und es 
konnte nicht ausbleiben, dass daraus auch Rechtsstreitig- 
keiten entspringen. Zur Entscheidung von Rechtsstreitig- 
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keiten zwischen Inländern und Ausländem kommt aber 
den Gerichten des Inlandes eine weitausgedehnte Zu- 
ständigkeit zu. Handelt es sich um eine dingliche 
Klage in Betreff einer einem Ausländer gehörigen, aber 
im Inlande befindlichen Sache, so ist in den meisten 
Staaten die Zuständigkeit nicht nur b^^rfindet, wenn 
die Sache eine unbewegliche ist (nur dann allerdings 
in Deutschland, Civil -Pr.-Ord. § 24), sondern auch 
wenn sie eine bewegliche ist, so nach dem früheren 
gemeinen Rechte,^) nach französischem Rechte (Code de 
Proc. civile art 59) wie nach englisch-nordamerikanischem 
Rechte.*) In den Ländern des französischen Rechts 
kann der Ausländer von dem Inländer vor den in- 
ländischen Gerichten aus Forderungsrechten verklagt 
werden, mögen diese im Inlande oder im Auslande be- 
gründet worden sein, mag der Erfüllungsort im Inlande 
oder im Auslande gelegen sein (Code civil art. 14). Nicht 
soweit gehen das deutsche und das österreichische Recht. 
Aber auch nach der deutschen Civil-Pr.-Ord. § 23^ wie 
nach der österreichischen Jurisdictionsnorm von 1895 
§ 99 sind die Gerichte für Klagen wegen vermögens- 
rechtlicher Ansprüche gegen Personen, die im Inlande 
keinen Wohnsitz haben, zuständig, sofern in dem Bezirke 
des Gerichts sich irgend ein Vermögensobjekt des Be- 



>) So auch nach der Preuss. alig. Oerichts-Ordn. I, 2, § 116, 
sofern der Besitzer oder Inhaber der Sache keinen ordentlichen 
persönlichen Gerichtsstand im Inlande hat 

') Über das englisch-amerikanische Recht siehe Dicey, Digest 
of the law of England with reference to the conflict of laws (with 
Notes of American cases hy J. B. Moore) 1806 p. 226 sq. 

") Eine ähnliche Bestimmung galt in Preussen nach Anhang 
§ 34 zur Allg. Gerichts-Ordn. I, 2 § 114. 
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klagten oder der mit der Klage in Anspruch genommene 
Oegenstand sich befindet. Steht einer Person, die im 
Inlande keinen Wohnsitz hat, eine Forderung gegen 
einen Schuldner zu, der im Inlande seinen Wohnsitz hat, 
so ist das Gericht des Wohnortes des Schuldners auch 
zuständig für Klagen gegen seinen Gläubiger. Haftet 
eine Sache zur Sicherheit für eine Forderung, so ist auch 
das Gericht des Ortes, wo die Sache sich befindet, hier- 
für zuständig. 

Sofern ausländischen Souveränen und Staaten Freiheit 
von der inländischen Gerichtsbarkeit nicht zukommt, 
wird es also im Gebiete des französischen Rechts jedem 
Inländer möglich sein, sie aus Verträgen, die er mit 
ihnen abgeschlossen, vor einem französischen Gericht zu 
verklagen. In Deutschland und Oesterreich wird dies 
wenigstens dann möglich sein, wenn ein ausländischer 
Souverän oder Staat irgend ein Vermögensobjekt — und 
es genügen auch Vermögensobjekte von geringfügigem 
Werte — im Inlande besitzt. 

Enger ist die Zuständigkeit der Gerichte in England 
in Bezug auf persönliche Klagen gegen Personen, die 
nicht in England ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, 
begrenzt. Aber auch nach englischem Rechte ist die 
Zuständigkeit der Gerichte begründet, wenn die Klage 
sich darauf stützt, dass der Vertrag, wo er auch ge- 
schlossen sein mag, in England verletzt worden sei oder 
dass der Schaden, für den Ersatz gefordert wird, durch 
eine rechtswidrige Handlung oder Unterlassung auf eng- 
lischem Boden verursacht worden sei.*) 



») Rules of the Supreme Court of Justice 1883 Ord. XI R. 1 : 
„The Court has Jurisdiction, whenever the action is founded on any 

3 
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Trotzdem die Wissenschaft, wie früher dargelegt, 
keineswegs zu übereinstimmenden, allgemein anerkannten 
Ergebnissen gelangt war, haben doch die höchsten Ge- 
richte in Deutschiandy Oesterreichy Frankreich und England 
in ständiger Praxis während des 19. Jahrhunderts den 
Satz aufgestellt und durchgeführt, dass ein auswärtiger 
Souverän wie ein auswärtiger Staat — von später zu be- 
sprechenden Ausnahmen abgesehen — in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten vor einem inländischen Gerichte nicht 
verklagt werden können. 

In Preussen war zwar, wie oben erwähnt, im 
Geltungsgebiet der Allgemeinen Gerichtsordnung grund- 
sätzlich die inländische Gerichtsgewalt über auswärtige 
Fürsten anerkannt, aber in jedem einzelnen Falle die 
Ausübung von einer ministeriellen Entscheidung ab- 
hängig gemacht. In allen diesen Fällen hat aber der 
Justizminister dahin entschieden, dass „das Eigentum 
eines auswärtigen Souveräns oder Staates, welches sich 
aus irgend einem Grunde im diesseitigen Gebiet befinde, 
unter dem Völkerrecht stehe und dass eine Beschlag- 
nahme desselben nur unter Umständen, welche das 
Völkerrecht als hinreichende Rechtsgründe dafür annehme, 
und zwar von der höchsten Regierung allein als ausser- 
ordentliche Massregel, angeordnet werden könne". ^) Auch 



breach or alleged breach in England of any contract, wherever made ; 
which, according to the terms thereof, ought to be performed in 
England. The Court has Jurisdiction, whenever any injunction is 
sought as to anything to be done in England, or any nuisance in 
England is sought to be prevented or removed, whether damages 
are or are not sought in respect thereof*. Vgl. hierzu Dicey. a. a. O. 
p. 248 sqq., 253 sqq. 

^) Verfügung des Justizministers vom 15. März 1832 in 
V, Rönne, Ergänzungen zur Alig. Gerichts-Ord. (5. Aufl.) III, S. 490 
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im Gebiete des französischen Rechts hat der Justizminister 
diesen Grundsatz zur Geltung gebracht, indem er durch 
Verfügung vom 5. Oktober 1819 den General-Advokaten 
bei dem Appellhof zu Cöln anwies, darüber zu wachen, 
dass die Gerichte des Departements sich eines jeden 
Jurisdiktionsaktes gegen einen fremden Staat enthalten. 
„Die Ausübung der Gerichtsbarkeit über fremde Re- 
gierungen verträgt sich nicht mit den völkerrechtlichen 
Maximen, da unsere Regierung ein solches Verfahren 
gegen sich nicht dulden würde und es dadurch als dem 
Völkerrecht widerstrebend anerkennt, auch die kon- 
sequente Durchführung entgegengesetzter Grundsätze 
mancheriei Kollisionen und Verwicklungen herbeiführen 
dürfte".!) 

Auch der Gerichtshof zur Entscheidung von Korn- 
petenzkonflikten hat in dem einzigen Falle, der bisher zu 
seiner Entscheidung gelangte, an diesen Grundsätzen fest- 

u. f. und daraus bei Droop, Arreste gegen fremde Staaten in Gruchot, 
Beitrage zur Erläuterung des deutschen Rechts, Bd. 26, S. 293. — 
Durch Königl. Kab.-Ordre vom 9. April 1835 ist ein gerichtliches 
Verfahren auf Grund einer Klage, durch welche ein Anspruch auf 
Schadensersatz gegen den Fiskus des Kurfürstentums Hessen geltend 
gemacht wurde, für unzulässig erklärt worden. Der Schaden war 
nach der Klagebegründung durch eine rechtswidrige landesherrliche 
Verfügung des Kurfürsten verursacht worden. Die Kab.-Ordre 
erklärt: „Die Souveränetätshandlungen eines Landesherm können 
der Erörterung vor den Gerichtshöfen eines fremden Staates und 
den Entscheidungen derselben nicht unterworfen werden, weil der 
Souverän die Autorität des fremden Gerichts nicht anerkennen und 
dessen Einwirkung nur als einen Akt der Gewalt oder eines Kriegs- 
zustandes gegen den fremden Staat betrachten kann". Droop a. a. O. 
S. 294. 

*) Aus Lottner^ Sammlung der Gesetze u. s. w. der Rhein- 
provinz I, S. 613 bei Droop a. a. O. S. 291 u. f. — Die Zuständigkeit 
des Ministers und des Generalprokurators gründete sich auf das 
französische Gesetz vom 13. Brumaire X (4. Nov. 1801) Art. 1. 2. 

3' 
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gehalten. Im Jahre 1881 hatte ein Inhaber von 125 Stück 
rumänischer Staatsschuldverschreibungen auf den Inhaber 
zu Berlin bei dem dortigen Amtsgericht beantragt, zur 
Sicherstellung seiner Forderung die Guthaben des 
rumänischen Staates bei dem Bankhause S. Bleichröder 
zu Beriin und bei der Direktion der Diskontogesellschaft 
daselbst nach § 796, 797 (916. 917) der Civil-Proz.-Ord. 
mit Beschlag zu belegen. Das Amtsgericht hatte durch 
Beschluss vom 8./9. März 1881 den beantragten Arrest 
angeordnet, aber durch Beschluss vom 21. März den 
Arrestbefehl wieder aufgehoben, da nach dem Erkenntnis 
des Reichsgerichts vom 19. Februar 1881 der Kläger seinen 
Anspruch nicht glaubhaft gemacht habe und das Arrest- 
gesuch deshalb unzulässig sei. Auf Beschwerde des 
Klägers hat indes das Landgericht I durch Beschluss 
vom 29. März den Arrestbefehl wieder hergestellt. Der 
Beschluss wurde den beiden Bankhäusern als Dritt- 
schuldnem zugestellt und das auswärtige Amt des deut- 
schen Reiches ersucht, dessen Zustellung an die rumä- 
nische Regierung zu vermitteln. Doch ist dies nicht 
geschehen. Aber die Drittschuldner traten der Arrest- 
beklagten als Nebenintervenienten bei und erhoben gegen 
den Beschluss des Landgerichts vom 29. März nach § 804 
(924) der C-P.-O. Widerspruch. Bevor jedoch hierüber 
verhandelt wurde, erhob der preussische Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten am 5. Mai auf Grund der 
Verordnung vom 1. August 1879 den Kompetenzkonflikt 
In den von dem Gerichtshof nach § 10 der Verordnung vom 
1. August 1879 eingeholten Gutachten des Amtsgerichts 
und Kammergerichts sprachen sich beide Gerichte dafür 
aus, dass der erhobene Kompetenzkonflikt begründet und 
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der Rechtsweg für unzulässig zu erachten sei, das Amts- 
gericht mit der Erklärung, dass es, wenn es der staats- 
rechtlichen Tragweite des Arrestgesuches selbst hätte 
sogleich näher treten können, dasselbe zurückgewiesen 
haben würde. Der Gerichtshof erklärte in seinem Er- 
kenntnis vom 14. Januar 1882 den Kompetenzkonflikt 
für begründet, da nach einem feststehenden völkerrecht- 
lichen Grundsatze — abgesehen von einigen hier nicht 
vorliegenden Ausnahmen — Gerichtsbarkeit von einem 
Staate über einen andern Staat nicht ausgeübt werde, 
dieser völkerrechtliche Grundsatz aber auch in Preussen 
in rechtlicher Geltung und Anerkennung stehe, wenn er 
auch in einer positiven Vorschrift der Landesgesetzgebung 
oder in Staatsverträgen nicht Ausdruck gefunden habe.*) 
Mit derselben Begründung haben das Landgericht l zu 
Berlin wie das Kammergericht durch Beschlüsse vom 



*) Das Erkenntnis ist in seinem Wortlaute gedruckt in den 
Stenograph. Berichten über die Verhandlungen des Reichstags 
1884/85, B<i. VII. Anlagen S. 1925 u.ff., im Auszuge bei Droop a, 
a. O. S. 294 u. ff. - O. Stölzel, Rechtsweg und Kompetenzkonflikt in 
Preussen (1901 j S. 8 stimmt zwar inhaltlich dem Erkenntnisse zu, 
ist aber der Ansicht, dass der KompetenzkonfHkt nicht begründet 
gewesen sei, sondern das Gericht selbst sich habe für unzuständig 
erklären müssen. Unzulässigkeit des Rechtswegs, die allein den 
Kompetenzkonflikt begründe, liege in technischem Sinne nur dann 
vor, wenn nicht ein ordentliches Gericht, sondern eine Verwaltungs- 
behörde (oder ein Verwaltungsgericht) zur Entscheidung der Rechts- 
streitigkeit berufen sei. In dem vorliegenden Falle sei aber nicht 
die Sache der Richtergewalt, sondern die Person der inländischen 
Staatsgewalt entzogen gewesen. Dem kann nicht beigetreten werden. 
Der Rechtsweg ist unzulässig, wenn die Gerichtsgewalt sich 
nicht auf das Rechtsverhältnis, das den Gegenstand des Rechtstreits 
bildet, erstreckt. Weder in den preussischen Gesetzen noch in dem 
Gerichtsverfassungsgesetz § 17 ist gesagt, dass für die Entscheidung 
des Rechtsstreits die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde be- 
gründet sein müsse. Darüber hat der Gerichtshof nicht zu erkennen. 
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6. November und 7. Dezember 18Q3 eine Klage gegen 
den russischen Fiskus zurückgewiesen, „weil den in- 
ländischen Gerichten über den Beklagten als einen aus- 
wärtigen Staat nach völkerrechtlichen Grundsätzen eine 
Gerichtsbarkeit nicht zustehe". ^ 

Ebenso hat das ehemalige kurhessisdie Ober- 
appellationsgericht zu Cassel in den Erkenntnissen vom 
17. Januar. 1818 und 16. Juni 1841 Klagen gegen aus- 
wärtige Souveräne abgewiesen, „weil sie keinen Richter 
über sich anzuerkennen brauchen, als die, welche sie 
dafür erkennen wollen".*) 

Auch in Bayern hat der Qerichtshof für Kompetenz- 
honflikte in dem Erkenntnis vom 4. März 1885 sich dahin 
ausgesprochen, dass im Prinzipe der Grundsatz anerkannt 
werden müsse, dass ein souveräner Staat der Gerichts- 
barkeit eines anderen souveränen Staates nicht unter- 
worfen sei. Dieser Grundsatz gelte auch in Deutschland, 
obwohl er in den Reichsgesetzen nicht eigens Ausdruck 
gefunden habe. Die Reichs-Justizgesetze stünden seiner 
Anerkennung und Anwendung nicht entgegen, da sie 
nur die Bestimmung haben, die Ausübung der Juris- 
diktionsgewalt, soMfeit solche bestehe, innerhalb des Terri- 
torialverbandes und des Bereichs der Regierungsrechte 
der verbündeten deutschen Regierungen gleichartig zu 
regeln. Wenn trotzdem der Gerichtshof in dem seiner 
Entscheidung unterstellten Falle „unter den hier obwal- 
tenden besonderen Verhältnissen"^ den Rechtsweg für zu- 
lässig erklärte, so begründete er dies damit, dass der 



») Seaffert, Archiv, N. F. Bd. XX S. 97 u. f. 
') Strippelmann, Neue Sammlung bemerkenswerter Entschei- 
dungen des Ober-Appellationsgerichts zu Cassel, Bd. 111, S. 368. 
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österreichische Staat, gegen den die Klage gerichtet war, 
^ySich in Bezug auf das hier fragliche spezielle Rechts- 
verhältnis freiwillig der Jurisdiktion der deutschen Gerichte 
unterworfen habe^% 

Endlich hat das Oberiandesgericht zu Hamburg ein 
Urteil des dortigen Landgerichts bestätigt, durch welches 
die von dem Amtsgerichte angeordnete Anlage des 
Arrestes auf Güter des Staates Peru aufgehoben ward, 
weil die Anordnung des Arrestes gegen einen fremden 
Staat überhaupt unzulässig sei'). 



^) Das Erkenntnis ist im Wortlaute abgedruckt in den Steno- 
graph. Berichten über die Verhandlungen des Reichstages 1884/89» 
Bd. Vll, S. 1930 u. ff. — Gegen die Kaiser-Franz-Josephsbahn-Aktien- 
gesellschaft zu Wien hatte ein Inhaber von Schuldverschreibungen 
dieser Gesellschaft auf den Inhaber rechtskraftige Urteile auf Zahlung 
der Zinsen bei einer Zahlstelle Süddeutschlands und in deutscher 
Währung erwirkt und diese Urteile waren für vollstreckbar erklärt 
worden. Bevor jedoch die Zwangsvollstreckung stattfand, hatte die 
Gesellschaft ihr Unternehmen an den österreichischen Staat verkauft 
und in dem Vertrage war bestimmt worden, dass „der Staat in die 
noch schwebenden Rechtsstreite der Gesellschaft als deren Rechts- 
nachfolger für eigene Rechnung und Gefahr eintrete." Damit hat 
nach Ansicht des Gerichtshofs der Staat sich freiwillig der Gerichts- 
barkeit der auswärtigen Gerichte unterworfen, insoweit die Gesell- 
schaft derselben unterworfen war. Es sei allgemein anerkannt, dass 
ein Staat in Bezug auf Privatverhältnisse sich freiwillig der Gerichts- 
barkeit unterwerfen könne. Dabei begründe es keinen Unterschied, 
ob jene Unterweriung ausdrücklich oder mittels konkludenter Hand- 
lungen erfolge. — Es ist demnach irrtümlich, wenn vielfach (so 
auch in Gaupp-Stein, Civil -Prozess- Ordnung, 4. Aufl., 1 S. 12) be- 
hauptet wird, der Gerichtshof habe grundsätzlich die Gerichtsbarkeit 
der inländischen Gerichte über auswärtige Staaten in privaten 
Rechtsverhältnissen anerkannt Das Gegenteil ist richtig. In den 
prinzipiellen Ausführungen stimmen die Erkenntnisse des preussiscken 
und des bayerischen Gerichtshofs völlig überein. 

') Das Reichsgericht hat allerdings das Berufungsurteil auf- 
gehoben und die Sache zurückverwiesen (I. Senat, Ent. v. 30. April 
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Haben demnach die höheren Gerichte in Deutsch- 
land den Grundsatz anerkannt, dass auswärtige Souveräne 
und Staaten der inländischen Gerichtsbarkeit nicht unter- 
stehen, so haben doch mehrfach untere Gerichte den 
entgegengesetzten Standpunkt eingenommen und ins- 
besondere Güter fremder Staaten mit Arrest belegt^) 
Die hierdurch betroffenen Staaten erhoben bei dem Aus- 
wärtigen Amte des deutschen Reichs Reklamationen. 
Dies gab den Anlass, dass der Bundesrat dem Ent- 



1884, Entscheidungen in Zivilsachen XIV. S. 430 u. ff.), aber nur 
deshalb, weil das Berufungsgericht den Antrag auf Aussetzung des 
Verfahrens verworfen hatte. Als Vertreter Perus war der General- 
konsul Perus in Hamburg aufgetreten in Vollmacht des Peruanischen 
Gesandten in Paris. Letzterer war inzwischen gestorben. Das 
Oberlandesgericht hielt den Generalkonsul als solchen für den 
gesetzlichen Vertreter. Das Reichsgericht entschied dagegen, die 
Vertretungsbefugnis des Konsuls könne nicht als feststehend an- 
gesehen werden. Es ergiebt sich also, dass nicht, wie von Gaupp- 
Stein u. a. O. behauptet wird, das Reichsgericht in diesem Erkenntnis 
der Sache nach sich für Zulässigkeit des Arrestes ausgesprochen 
hat. Ebensowenig ist dies in dem ebenfalls hierfür angeführten 
Erkenntnis vom 13. Febr. 1881 (Entsch. 111, S. 123 u. ff.) der Fall. In 
der Begründung des Erkenntnisses vom 21. Juni 1888 (Entsch. XXII, 
S. 29) scheint das Reichsgericht vielmehr davon auszugehen, dass 
„ein fremder Staat der hiesigen Gerichtsbarkeit durchaus nicht 
unterworfen werden könne." 

^) Ausser den schon erwähnten Fällen ist im Februar 1885 
in der Kommission des Reichstags, die den sogleich zu besprechenden 
Gesetzesentwurf zu beraten hatte, von einem Vertreter der Bundes- 
regierungen auf einen nicht näher angegebenen Fall hingewiesen 
worden, in welchem auf Vermögensstücke, die dem spanischen 
Staate gehörten, Arrest gelegt worden sei. f^ach Jettel, Handbuch 
des internationalen Privat- und Strafrechts mit Rücksicht auf die 
Gesetzgebung Oesterreich - Ungarns u. s.w. (1893) S. 146, soll das 
Landgericht zu Frankfurt a. M. in einer Klagesache gegen die Türkei 
sich für zuständig erklärt haben, mit der Begründung, dass in 
Frankfurt eine Zahlstelle für die Zinsen u. s. w. der türkischen 
Prämienanleihe (Türkenloose) sich befinde. (?) 
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würfe eines Gesetzes seine Zustimmung gab, durch 
das jeder Zweifel hierüber beseitigt werden sollte. In 
der That konnten die Gerichte, welche Arrest auf Ver- 
mögensstücke fremder Staaten anordneten, sich darauf 
berufen, dass in dem Gerichtsverfassungsgesetz, § 18, 19 
nur bestimmt sei, dass die inländische Gerichtsbarkeit 
sich nicht auf die Chefs und Mitglieder der bei dem 
Reiche oder einem Bundesstaate beglaubigten Missionen, 
deren Familienglieder u. s. w. erstrecke, dass aber von 
auswärtigen Souveränen und Staaten darin keine Rede 
sei. Vielmehr hätten die Motive zu dem Gesetze aus- 
drücklich erklärt, dass „andere Exemtionen als die in 
§ 6 bis 9 des Entwurfes (§18 bis 21 des Gesetzes) 
bezeichneten das Reichsgesetz nicht anerkenne." Aber 
die Motive hatten auch ausgesprochen, dass von dem 
Rechtssatze, dass die deutsche Gerichtsbarkeit sich auf 
alle im deutschen Reiche aufhaltenden Personen erstrecke, 
die durch völkerrechtliche Grundsätze gebotenen Aus- 
nahmen zu machen seien% Es darf mit Sicherheit an- 
genommen werden, dass das Gesetz nicht die fremden 
Souveräne und Staaten dadurch, dass es ihrer nicht 
ausdrücklich erwähnte, der inländischen Gerichtsbarkeit 
ebenso wie Privatpersonen unterworfen hat. Wie es 
unbestritten ist, dass auf fremde Souveräne die Straf- 
gerichtsbarkeit sich nicht erstreckt, obwohl das Gesetz 
dies nicht ausdrücklich bestimmt, so kann daraus, dass 
das Gesetz über die Stellung der fremden Souveräne 
und Staaten schweigt, auch nicht der Schluss gezogen 



^) Stenograph. Berichte des Reichstags 1874, Drucksachen 
Nr. 4 S. 55, 56 (Mahn, Materialien zu den Reichs-Justizgesetzen I. 1. 
S. 65, 66). 
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werden, dass sie dadurch der Gerichtsbarkeit in bOrger- 
h'chen Rechtsstreitigkeiten unterworfen worden seien. 
Die Reichsgesetze haben vielmehr diese Frage völlig 
unberührt gelassen, trotz der angeführten Bemerkung 
der Motive, die für die Auslegung des Gesetzes nicht 
massgebend ist. Sie bezog sich, wie der Zusammenhang 
ergiebt, nur darauf, dass durch das Reichsgesetz die 
privilegierten Gerichtsstände der Landesgesetze beseitigt 
werden. 

Durch den am 18. Januar 1885 dem Reichstag vor- 
gelegten Gesetzesentwurf sollte bestimmt werden, dass 
ein nicht zum deutschen Reiche gehöriger Staat sowie 
das Staatsoberhaupt eines solchen Staates der inländischen 
Gerichtsbarkeit nicht unteriiegen. Das Gleiche sollte 
gelten für Familienglieder des Staatsoberhauptes, solange 
sie sich in Begleitung desselben im Deutschen Reiche 
aufhalten, sowie für die zu seinem Gefolge gehörigen 
Personen und solche Bedienstete desselben, welche 
nicht Deutsche sind (Art. I). Doch sollten dadurch die 
Vorschriften über den ausschliesslichen dinglichen Gerichts- 
stand in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten nicht berührt 
werden (Art. II)'). Der Entwurf ward nach kurzer Be- 
ratung*) einer Kommission überwiesen, die aber die 



^) Stenogr. Berichte des Reichstags 1884/85, Anlagen B. V, 
S. 417 u. ff. (Nr. 114). In der kurzen Begründung wird auf die Fälle 
hingewiesen, in denen untere Gerichte Arrestbefehle erlassen haben. 
Derartige Vorgänge seien geeignet, die freundlichen Beziehungen 
des deutschen Reiches zu fremden Staaten zu gefährden. Durch 
den Gesetzentwurf solle nur den in dem Gerichtsverfassungs- 
gesetz stillschweigend vorausgesetzten Gedanken Ausdruck gegeben 
werden. 

•) Stenogr. Berichte 1884/85, Bd. 11, S. 1139-1143, 



— 43 - 

Ablehnung beantragte*). In dem Plenum ist der Ent- 
wurf dann nicht weiter beraten worden. In der Kom- 
mission waren manche Bedenken gegen den Entwurf 
erhoben worden. Doch ward von allen Mitgliedern 
anerkannt, dass „dem Staatsoberhaupt die Exemtion von 
der Gerichtsbarkeit eines fremden Staates zukomme", und 
nur darüber bestand Meinungsverschiedenheit, ob diese 
Exemtion auch seinen Familiengliedem, seinem Gefolge 
u. s. w. zustehe, und insbes., ob und in welchem Umfange 
der Staat als Vermögenssubjekt in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten darauf Anspruch habe. Auch ward es als 
bedenklich bezeichnet, diese Befreiungen in einem Gesetze 
festzusetzen, obgleich es nicht sicher sei, dass alle anderen 
Staaten sie in demselben Umfange anerkennen. Wenn 
die Kommission schliesslich den Entwurf ablehnte, so 
wollte sie damit keineswegs sich dahin aussprechen, 
dass nach dem geltenden Rechte auswärtige Staaten der 
deutschen Gerichtsbarkeit unterworfen seien. Ein Antrag, 
der ausdrücklich erklären wollte, dass die inländische 
Gerichtsbarkeit sich auf auswärtige Staaten erstrecke, 
wurde mit allen gegen zwei Stimmen abgelehnt. Die 
Kommission kam vielmehr zu ihrem Beschlüsse, weil sie 
ein Gesetz nicht für erforderlich erachtete und mancherlei 
Bedenken, die sich auf einzelne Verhältnisse bezogen, 
noch nicht genügend geklärt fand. 

In Oesterreich haben die Gerichte in ständiger Recht- 
sprechung daran festgehalten, dass sie zur Ausübung 
der Gerichtsgewalt über fremde Souveräne und Staaten 



^) S. den Kommissions-Bericht in Stenogr. Berichten, Bd. VII. 
Anlagen Nr. 379, S. 1920- 1924. 
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nicht zuständig sind, sofern diese sich nicht freiwillig ihr 
unterworfen haben oder es sich nicht um eine dingliche 
Klage in Bezug auf ein in Oesterreich gelegenes Grundstück 
handelt. In diesem Sinne hat die Staatsregierung schon 
durch eine Verfügung vom 21. Mai 1828 den Gerichten 
Anweisung erteilt/) So hat der oberste Gerichtshof 
den Antrag auf Pfändung türkischer Militärverpflegungs- 
gegenstände durch Erkenntnis vom 5. September 1866 
abgewiesen, ebenso durch Erkenntnis vom 4. September 
1877 den Antrag von Inhabern türkischer Prämienanleihen 
auf Bestellung eines Kurators und durch Erkenntnis vom 
17. August 1887 eine Klage gegen den ungarischen Fiskus 
aus einem Bauvertrag.*) Der Gerichtshof hat sogar 
durch Erkenntnis vom 3. Januar 1878 eine dingliche Klage 
wegen Besitzesstörung • gegen das deutsche Reich mit 
der Begründung zurückgewiesen, dass ein fremder Staat 
der österreichischen Gerichtsgewalt überhaupt nicht unter- 
worfen sei.») Es wird später nachzuweisen sein, dass 
nach einem Satze des gemeinen Völkerrechts fremde 
Staaten — in Ausnahme von dem allgemeinen Grund- 
satze — in Bezug auf unbewegliche Güter, die im Inlande 
gelegen sind, der Gerichtsbarkeit des Staates bei dinglichen 
Klagen unterstellt werden können. Durch ein neueres 



*) Siehe Vesque von Pättä'ngen, Handbuch des in Oesterreich 
geltenden internationalen Privatrechts, 2. Aufl. 1878, S. 148. 

*) Vgl. Strisower in dem Oesterreich. Staatswörterbuch, Bd. I, 
S. 448; das Erkenntnis vom 4. Septbr. 1877 auch in Journal V (1878) 
p. 386 sq., das vom 17. August 1887 bei Böhm^ Zeitschrift Bd. 1 
(1891) S. 703 u.f. 

"^ Journal XI (1883) p. 67 sq. Der Kläger hatte die Klage 
damit begriindet, dass er durch bauliche Änderungen an dem dem 
deutschen Reiche gehörigen Botschafter- Hotel in dem Besitze seines 
Hauses gestört werde. 
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Gesetz, das Einfuhrungsgesetz zur Jurisdiktionsnorm vom 
I.August 18Q5, Art. IX, ist demgemäss auch in Oesterreich 
bestimmt worden, „dass die inländische Gerichtsbarkeit 
sich auch auf Personen, die nach völkerrechtlichen Grund- 
sätzen Exterritorialität geniessen, erstreckt, wenn die 
Rechtssache ihre im Inlande gelegenen unbeweglichen 
Güter oder ihre dinglichen Rechte an inländischen Liegen- 
schaften anderer Personen zum Gegenstand haf*. 

Häufiger als in jedem anderen Staate haben die 
französischen Gerichte im IQ. Jahrhundert über die Frage 
zu entscheiden gehabt. Sie haben fast ausnahmslos 
dahin erkannt, dass, abgesehen von dinglichen Klagen 
in Bezug auf Immobilien, fremde Souveräne und Staaten 
der französischen Gerichtsgewalt nicht unterstehen. Seit 
dem Jahre 1810 liegen in grosser Zahl Erkenntnisse der 
Gerichte erster und zweiter Instanz vor, die diesen Grund- 
satz durchführen,») jund der Kassationshof hat wieder- 
holt in diesem Sinne entschieden.') Nur vereinzelt sind 
untere Gerichte einer anderen Ansicht gefolgt, ihre Ent- 



») Das früheste dieser Erkenntnisse ist das des Appellhofes 
zu Paris vom 2. Jan. 1810. Der Fürst von Monaco hatte einen im 
Jahre 1773 abgeschlossenen Pachtvertrag für aufgehoben erklärt und 
der Pächter Schadensersatz eingeklagt. Der Gerichtshof hatte erkannt, 
dass der Fürst en sa qualit^ de souverain nicht verklagt werden 
könne. Vincent et Pinaudy p. 816. 

') Die Entscheidungen der französischen Gerichte sind mehr- 
fach zusammengestellt worden, am vollständigsten von Vincent et 
Pinaudy Dictionnaire de droit international priv^ (1887) p. 816 
. sqq. und von F&aud-Giraud^ Etats et Souverains, Personnel diplo- 
matique et consulaire . . . devant les tribunaux ^trangers (18Q5) I p, 
75 sqq.; femer von Gabba in Journal XVI (1889) p. 540 sqq.; von 
Droop a. a. O., S. 304 u. ff., von Mamelok, Die juristische Person im 
internationalen Privatrecht (1900) S. 145 u. f. 
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Scheidungen sind aber von den höheren Instanzen auf- 
gehoben worden.') Als massgebendes Präjudizium wird 
in Frankreich das Erkenntnis des Kassationshofes vom 
22. Januar 184Q betrachtet. Die spanische Regierung hatte 
in Frankreich Schuhe für das Heer gekauft und die Ver- 
käufer stellten den Antrag, dass zu ihrer Sicherheit eine 
Forderung der spanischen Regierung gegen einen Kauf- 
mann in Bayonne mit Arrest belegt werde. Das Gericht 
erster Instanz gab diesem Antrag statt und die Verfügung 
ward von dem Appellhof zu Paris bestätigt. Der Kassations- 
hof erklärte aber den Arrest für unzulässig mit folgender 
Begründung: die Unabhängigkeit der Staaten sei ein im 
Völkerrecht allgemein anerkannter Grundsatz; daraus 
folge, dass ein Staat aus seinen vertragsmässigen Ver- 
bindlichkeiten der Gerichtsgewalt eines fremden Staates 
nicht unterworfen sei. Folglich sei auch ein Staat durch 
eine Arrestanlage, welche ein fremdes Gericht anordne, 
nicht gebunden. Auch wenn eine solche angeordnet 
werde, könne er jederzeit von seinem Schuldner die Be- 
friedigung seiner Forderung fordern, dadurch werde aber 
der Drittschuldner der Gefahr ausgesetzt, zweimal zahlen 
zu müssen. Daraus ergebe sich, dass eine solche An- 



^) Eine Ausnahme bildet nicht, wie häufig angeführt wird, 
die Entscheidung des Pariser Appellhofes vom 3. Juni 1872, welche 
die französischen Gerichte für zuständig erklärte, über eine Klage 
gegen die Königin Isabella von Spanien und deren Gemahl, König 
Franz von Assisi, auf Bezahlung des Preises für gekaufte Schmuck- 
gegenstände zu erkennen. Der Schmuck war nicht für den spanischen 
Staat, sondern von den Beklagten für sich persönlich gekauft worden 
und die Königin war seit dem 10. September 1868 nicht mehr 
Inhaberin der Staatsgewalt. Auch hatte sie am 25. Juni 1870 formell 
zu Gunsten ihres Sohnes auf ihren Anspruch auf die Krone ver- 
zichtet. VgLfournal I. p. 33 sq. 
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Ordnung des Arrestes, durch welche der Drittschuldner 
verpflichtet werden solle, an den Gläubiger, der den 
Arrest beantragt hat, zu zahlen, nichtig sei.^) 

In demselben Sinne hat der Kßssationshof in einem 
Falle entschieden, in dem die Vollstreckung eines gegen 
das deutsche Reich eriassenen Urteiles in einer Handels- 
rechtssache in Frage stand. Im Jahre 1872 hatte die 
französische Ostbahngesellschaft der Oeneraldirektion 
der Reichseisenbahnen zu Strassburg 20 Fässer Wein, die 
von einem Kaufmann T. in B^ziers (in SQdfrankreich) 
an einen Adressaten in Metz aufgegeben waren, zur Be- 
förderung überwiesen. Die Reichseisenbahn übergab sie 
dem Bevollmächtigten des Adressaten, R., der zugleich 
Rollfuhrunternehmer der Reichseisenbahn war. Dieser 
verbrachte sie in die Zollniederlage, dort aber wurde sie 
auf Antrag der Firma R. & W. in Antwerpen mit Arrest 
belegt und schliesslich zu deren Gunsten verkauft. Der 
Absender T. klagte von der französischen Sudbahn den 
Wert der Sendung vor dem Handelsgericht zu B^ziers 
ein. Die Beklagte eriiess an die Mittelmeerbahn, diese 
an die Ostbahn und die letztere an die Reichseisenbahn 
und an den Rollfuhrunternehmer R. Ladung zum Prozesse 
(assignation en garantie). Der letztere und die Reichseisen- 
bahn Hessen sich nicht vertreten und das Handelsgericht, 
das die französischen Bahngesellschaften ausser Prozess 
setzte, verurteilte in contumaciam die Reichseisenbahn zur 
Zahlung der Hauptsumme nebst Zinsen und Kosten, den 
R. aber zur Schadloshaltung der Reichseisenbahn. R. 
hatte inzwischen seinen Wohnsitz in das Ausland veriegt. 



^) Dalloz, Jurisprudence generale 1849 I, p. 9 sqq. 



— 48 - 

Die Reichseisenbahn erhielt von dem Urteile erst nach 
Ablauf der Rechtsmittelfrist Kenntnis und weigerte sich 
das Urteil zu vollziehen. Auf Antrag des Klägers ward 
Arrest auf die in dem Bahnhof zu Nancy befindlichen 
Geldbeträge und andere Vermögensstücke der Reichs- 
eisenbahn angeordnet. Letztere erhob hiergegen Wider- 
spruch, aber das Gericht erster Instanz zu Nancy be- 
stätigte durch Entscheidung vom 21. Juni 1880 den Arrest. 
Doch ward die Arrestanlage durch Erkenntnis des Appell- 
hofes zu Nancy vom 13. Juli 1881 aufgehoben und das 
hiergegen erhobene Kassationsgesuch von dem Kassations- 
hof durch Erkenntnis vom 5. Mai 1885 zurückgewiesen, 
mit der Begründung, dass nach einem unbedingten Rechts- 
grundsatz (un principe absolu en droit) der Gläubiger 
eines fremden Staates nicht dessen im Inlande gelegene 
Vermögensstücke mit Beschlag belegen lassen könne, 
selbst wenn es sich darum handele, die Vollstreckung 
eines gegen den Staat erlassenen Urteils zu sichern.^) 

In Qrossbrittanien wird als „leading autorithy" der 
Spruch des Oberhauses von 1848 betrachtet,') durch 
welchen ein Urteil des Kanzleigerichtshofes von 1844, 
das der Master of the rolls gegeben, auf eingelegte 
Revision (appeal) bestätigt ward. Der Herzog Karl von 
Braunschweig hatte gegen den König von Hannover, der 
sein Vormund gewesen, auf Rechnungslegung aus der 



>) Dalloz, 1885 I p. 341 seq. — Das Tribunal dvil zu Lille 
hat durch Erk. v. 26. Juni 1885 eine Klage gegen die Belgische Staats- 
eisenbahn auf Schadensersatz wegen Unzuständigkeit zurückgewiesen. 
Vincent et Pinaud p. 818. 

•) Gillespie in den Noten zu der Übersetzung von v. Bat's, 
Theorie und Praxis des intemat Privatrechts (Theoiy and Practice 
of Private Intern. Law by v. Bar 2 ed. 1892) p. 1125. 
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Vormundschaft geklagt, da der König als Herzog von 
Cumberland englischer Unterthan sei und vor den eng- 
lischen Gerichten seinen Gerichtsstand habe. Das Ober- 
haus erkannte, dass zwar, insoweit der König auf eng- 
lischem Boden als englischer Unterthan handele, er der 
englischen Gerichtsgewalt unterstehe, dass er aber als aus- 
wärtiger Souverän für alle Handlungen, die er ausserhalb 
Englands vorgenommen, überhaupt nicht, für solche aber, 
die er auf englischem Gebiete vorgenommen habe, nur 
dann vor einem englischen Gerichte verklagt werden könne, 
wenn der Kläger nachweise, dass er in seiner Eigenschaft 
als Unterthan gehandelt habe.^) Der Grundsatz, dass die 
Gerichtsgewalt sich nicht auf fremde Souveräne und 
Staaten erstrecke, ist in zahlreichen Erkenntnissen der 
höchsten Gerichte zur Anwendung gebracht worden.«) 
Nur in zwei Fällen ist der High Court of Admiralty (seit 
1873 eine Abteilung des High Court of Justice) davon 
abgewichen. Ein Schiff des Khedive von Aegypten, die 
Charkieh, das nicht ein Kriegschiff war, sondern zur 
Beförderung der Post, aber auch zur Beförderung von 
Personen und Waren diente, stiess auf der Themse mit 
einem niederländischen Schiffe zusammen, dessen Eigen- 
tümer den Khedive auf Schadensersatz verklagten. Der 



^) Phiüimorey Commentaries upon International Law (3. ed. 
18S2) II p. 142; Pitt Cobät, Leading Cases and Opinions of Inter- 
national Law (1885) p. 50 sq. 

*) Die Rechtsprechung der englischen Gerichte findet sich 
am vollständigsten verzeichnet bei /. A. Foote, Condse Treatise on 
private international Jurisprudence based on the dedsions of the 
English Courts, 2. ed. 1890 p. 122—142; femer bei Dicey a. a. O. p. 
210 sq. S. auch Droap a. a. O. S. 312 u. ff.; Gabba \n Journal XVI 
(1889) p. 538 seq.; Westlake in der Revue de droit internaäonal 
VI (1874) p. 616 seq.; VIII (1876) p. 481; X (1878) p. 543. 

4 
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Gerichtshof gab durch Erkenntnis vom 7. Mai 1873 der 
Klage statt. Der Khedive sei kein Souverän, Aegypten weder 
ein souveräner noch ein halbsouveräner Staat. Aber auch 
wenn dies der Fall wäre, wäre das englische Gericht 
doch zuständig, weil die Charkieh ein Handelsschiff sei 
und für eine „action in rem"^) die Gerichtsbarkeit dem 
Gerichte des Ortes gebühre, an welchem der Zusammen- 
stoss der Schiffe stattgefunden habe. Ein Souverän, der 
als Privatmann ein Handelsgeschäft betreibe (by entering 
into trade as a private individual), habe auf sein Privileg ver- 
zichtet oder dasselbe verwirkt.') Indessen ist der Admirali- 
tätshof mit seiner Rechtsansicht nicht durchgedrungen. 
Wenige Jahre später kam ein ganz ähnlicher Fall vor. 
Das dem belgischen Staate gehörende Post- und Handels- 
schiff, Le Pariement Beige, hatte bei Dover einen Zu- 
sammenstoss mit einem englischen Schiff und auf Antrag 
der Eigentümer des letztern ward trotz der Einsprache 
der Kronanwälte, des Solicitor General und des Admiralty 
Advocate, von dem Admiralitätshof Arrest auf das 
belgische Schiff gelegt^) Hiergegen aber wurde Appel- 
lation eingelegt und der Court of Appeal (das Berufungs- 
gericht für alle Abteilungen des High Court of Justice) 



^) Die „action in rem" des englischen Rechts steht nur noch 
in einem losen Zusammenhange mit der action in rem des gemeinen 
Rechts. Sie ist nur eine Klage gegen den Rheder eines Schiffes, 
sofern der Rheder nur mit Schiff und Fracht haftbar gemacht wird. 
Sie ist aber nur zulässig, wenn das Schiff in englischen Gewässern 
sich befindet und dort mit Beschlag belegt werden kann. Doch 
kann sie mit einer „action in personam^' verbunden werden. Vgl. 
Dicey p. 263 seq. 

•) Foote p. 132; Westlake VI p. 618; Philänwre II p. 147. 

^ Das Erkenntnis des Admiralitätshofes in Zätschrift ßr 
Handelsrecht, Bd. XXVI, S. 523. 
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hob durch Urteil vom 27. Februar 1880 den Arrest auf 
und erkannte, dass den englischen Gerichten keine Oe- 
richtsgewalt über den belgischen Staat zustehe, auch 
nicht, wenn es sich um eine Klage gegen ein Schiff 
handele, das in englischen Gewässern sich befinde. Ein 
Schiff des belgischen Staates gehöre zu der „public 
property*' des souveränen Staates, auch wenn es nicht 
ein Kriegsschiff sei, sondern irgend einem staatlichen 
Zwecke (for a national purpose) diene.^) Es ist in 
England anerkannt, dass dadurch ein bindender Präce- 
denzfall geschaffen ist, der den Spruch des Admiralitäts- 
hofes überwunden hat*) 

Wie in England, so ist es in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika feststehende Praxis der Gerichte, dass 
fremde Souveräne und Staaten der Gerichtsgewalt der 
amerikanischen Gerichte nicht unterstehen.^) In einem 
Erkenntnis hat der Supreme Court of the U. St erklärt: 
„Die eigne Würde des Souveräns wie die Würde der 
Nation, die er repräsentiert, verbieten seine Ladung und 
Erscheinen (his appearance) vor den Gerichten eines 
anderen Staates, um auf eine gegen ihn gerichtete Klage 
zu antworten**.*) Und noch neuerdings hat derselbe 
Gerichtshof sich dahin ausgesprochen: , Jeder souveräne 



^) Revue de droit international XII (1880) p. 234 seq; Anson, 
Law and Custom of the Constitution (2. ed 1896) II p. 294 seq. 

■) Dicey, p. 211 „This case apparently ovemile The Charldeh.** 

») Vgl. Moore in Dicey p. 229. 

*) Angeführt von Wharton^ Digest of the International Law 
of the United States (1886) II, p. 699 aus U. St v. Dukelmann 92 
U. St. 524. Der „leading case'' für die Vereinigten Staaten scheint 
aber das vielfach angeführte Erkenntnis Schooner Exchange v. 
Mc Faddow^(7. Cranch., 116) zu sein. S. Moore sl, a. O.; Wharton 
a. a. O. I, p. 50. 

4* 
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Staat ist verpflichtet, die Unabhängigkeit eines jeden 
andern souveränen Staates zu achten. Die Gerichte eines 
Staates sind nicht zuständig über die Handlungen, welche 
die Staatsregierung eines andern Landes auf ihrem Gebiete 
vornimmt, zu urteilen." i) 

In Belgien und Italien ist die neuere Rechtsprechung 
allerdings schwankend. In Belgien hat das Tribunal dvil 
zu Brüssel sich im Erkenntnis vom 26. Juni 1840 in einer 
Klage gegen das Königreich der Niederlande für zuständig 
erklärt, aber das Erkenntnis ward durch den Appellhof 
(Erkenntnis vom 30. Dezember 1840) wegen Unzuständig- 
keit der Gerichte aufgehoben. Dieser Ansicht schloss 
sich das Tribunal civil im Erkenntnis vom 3. November 1870 
an. In einem Erkenntnis vom 20. Dezember 1888 wiess 
es aber eine g^en Bulgarien gerichtete Klage aus einem 
Kaufvertrage nur deshalb zurück, weil in dem Vertrage 
selbst bestimmt war, dass die Parteien vor den bulgarischen 
Gerichten Recht zu nehmen haben. In dem Erkenntnis 
vom 28. Juli 1800 wies es dagegen eine Klage, in welcher 
ein Beamter des Kongo -Staates seinen Anspruch gegen 
diesen geltend machte, zurück, weil fremde Staaten der 
belgischen Gerichtsbarkeit überhaupt nicht unterstehen. 
Der Appellhof bestätigte das Urteil (Erkenntnis vom I.Juli 
18Q1), aber mit der Begründung, dass dem Gerichte die 
sachliche Zuständigkeit mangele, da die Klage gegen einen 
Regierungsakt des Staates sich richte. In dem Erkenntnis 
vom 4. Januar 18Q6 endlich sprach das Tribunal civil 



^) Journal XXV (1898) p. 407. Erkenntnis v. November 
1897. Es handelte sich in diesem Falle allerdings um Ansprüche 
auf Ersatz des Schadens, der durch militärische Handlungen 
während eines Bürgerkrieges verursacht worden war. 
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den Grundsatz aus, dass ein fremder Staat, der als 
personne civile Verträge abschliesse, damit sich der Ge- 
richtsbarkeit des Landes unterwerfe. Das Tribunal civil 
zu Antwerpen hat dagegen in Erkenntnis vom 11. No- 
vember 1876 in einem noch zu besprechenden Falle das 
Urteil des dortigen Handelsgerichts aufgehoben, weil 
auch in privatrechtlichen Streitigkelten fremder Staaten 
den belgischen Gerichten eine Gerichtsbarkeit nicht zu- 
komme.^) 

In Italien hatte der Appellhof zu Turin in dem Erkennt- 
nis vom 26. September 1851 erklärt, dass der sardinische 
Staat vor keinem auswärtigen Gerichte verklagt werden 
könne. 2) Als aber nach Verlauf von mehreren Jahr- 



>) S. Droap a. a. O. S. 307 u. ff. Die Erkenntnisse von 
1888, 1890, 1891 und 1896 in Journal XVU (1890) p. 288; XVIII 
(1891) p. 1012; XXIH (1896) p. 224, p. 896. — In einer Entscheidung 
vom 14. März 1879 hat sich der AppeUhof zu Gent ebenfalls für 
zustandig erklart, aber in diesem Falle war nicht ein fremder Staat 
Beklagter, sondern ein Kaufmann zu Ostende. Derselbe hatte im 
Auftrag der Regierung von Peru eine Ladung Guano, die ein Schiff 
nach Ostende verfrachtet hatte, in Empfang genommen, dann 
aber sich geweigert, die Fracht zu zahlen mit der Begründung, 
dass der Verfrachter der Peruanischen Regierung die Summe von 
500 Pfd. Sterl. schulde. Das Handelsgericht hatte ihn zur Zahlung 
der Fracht verurteilt. Erst in der Berufungsinstanz ward die Einrede 
der Unzuständigkeit der belgischen Gerichte geltend gemacht, da 
der Beklagte nur ein Agent der Peruanischen Regierung sei. Das 
Gericht hat die Berufung zurückgewiesen. Die Einrede der Unzu- 
ständigkeit hätte schon in erster Instanz geltend gemacht werden 
müssen. Übrigens stehe auch ein Vertrag des Handelsrechts in 
Frage, der der Gerichtsbarkeit der Handelsgerichte unteriiege, möge 
er von einer Staatsregierung oder von einem von ihr beauftragten 
Unterhändler abgeschlossen sein. Journal VIII (1881) p. 82 sq. 

*) Galdi, Commentario del Codice di procedura civile, III 
(2. ed. 1888) p. 373: „Non puö un regnicolo evocare innanzi ad un 
tribunaie estero 11 Governo Sardo". 
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zehnten sich die Gerichte des Königreichs Italiens vor 
dieselbe Frage gestellt sahen, war inzwischen in Italien 
wie im Auslande von angesehenen Juristen die Lehre 
ausgebildet worden, dass zwischen den Handlungen des 
Staates, die er jure imperii, und solchen, die er jure 
gestionis vollziehe, zu unterscheiden sei. In Betreff der 
letzteren stehe er einer Privatperson gleich. Auf sie 
fänden nicht nur die Normen des Privatrechts Anwendung, 
sondem'jin Rechtsstreitigkeiten, die aus ihnen entspringen, 
sei der Staat auch der Gerichtsbarkeit der inländischen, 
wie der ausländischen Gerichte unterworfen.') Unter 
dem Einfluss dieser Lehre haben in den Jahren 1886 
bis 1893 die Kassationshöfe von Rom^ Neapel und Florenz, 
wie die Appellhöfe von Lucca und Venedig in mehreren 
Erkenntnissen die Gerichte zur Entscheidung über Klagen 
gegen. fremde Starrten für zuständig erklärt, da in allen 
diesen Fällen nur „atti di gestione", nicht „atti d'impero" 
zu beurteilen seien.») Dagegen hat das Tribunale civile 
zu Venedig sich in dem Erkenntnis vom 30. Juli 1890 
für die Unzuständigkeit der Gerichte auch in solchen 
Fällen ausgesprochen.^ 



^) Siehe unten S. 58 u. ff. 

') Siehe die Zusammenstellung bei Amilotti in Böhnty ZeU- 
Schrift V (1895) S. 24 u.ff.; Fedozii, Qli Enti collettivi nel diritto 
intemazionale privato (1897) p. 40. Die einzelnen Entscheidungen 
auch in Journal XIV (1887) 501 sq.; XV. (1888) p. 289; XVI (1889) 
p. 335. 

») Anzilotti a. a. O. S. 25. 



111. 

Die Literatur der Gegenwart. 



In der ersten Hälfte des IQ. Jahrhunderts hatte auf 
dem Gebiete des Völkerrechts die deutsche Literatur die 
Führung. O. F, v. Martern, IQuber, Heffter galten in 
allen Staaten als die ersten Autoritäten und ihre Werke 
haben in französischer Obersetzung die weiteste Ver- 
breitung gefunden. Seit einem halben Jahrhundert hat 
die deutsche Wissenschaft aber das Völkerrecht nur stief- 
mutterlich behandelt, während es in England und Amerika, 
in Frankreich, Italien, Belgien und anderen Staaten eine 
weit grössere Aufmerksamkeit und Pflege gefunden hat. 
So ist denn auch unsere Frage, für die bis dahin neben 
Bynkershoek fast ausschliesslich deutsche Schriftsteller 
in Betracht kamen, in der ausländischen Literatur weit 
eifriger als in der deutschen erörtert worden. Unter dem 
Einflüsse der Rechtssprechung der Landesgerichte ver- 
traten zunächst fast alle Schriftsteller mit grösserer 
Bestimmtheit, als dies in der früheren Literatur der Fall 
gewesen, den Grundsatz, dass Souveräne und Staaten 
auch in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten einer fremden 
Gerichtsbarkeit nicht unterstehen, und Hessen Ausnahmen 
hiervon nur zu in betreff dinglicher Klagen über Liegen- 
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schatten und für den Fall, dass ein Souverän oder ein 
Staat freiwillig der fremden Gerichtsgewalt sich unterstellt. 
Allerdings begnügten sie sich durchweg damit, ihre An- 
sicht unter Berufung auf die Unabhängigkeit und Gleich- 
heit der Staaten aufzustellen und die gerichtlichen Ent- 
scheidungen, die in diesem Sinne ergangen waren, an- 
zuführen. Zwischen Rechtsstreitigkeiten der Souveräne 
und solchen der Staaten ward meist nicht unterschieden und 
auf die Staaten teils ausdrücklich, teils stillschweigend die 
für die Souveräne aufgestellten Sätze übertragen. 

Aus der französisdien Literatur seien hierfür ange- 
führt Foelix,^) Mailher de Chassat,^) Demolombe,^) Aubry 
und Rau,*) Reverchon,^) Lachau.^) 

Unter den englischen Schriftstellern ist einer der 
angesehensten, Sir Robert Phillimore, zu einer ganz 
sichern Ansicht nicht gelangt. Er meint, die Ansicht 
von Bynkershoek scheine, wenn man auf die Natur der 
Sache sehe (as far as the reason of the thing is con- 
cemed), wohl begründet, aber es müsse zugegeben 
werden, dass die comitas gentium, wenigstens wie sie in 
verschiedenen Staaten aufgefasst werde, zwischen be- 
weglichen und unbeweglichen Gütern unterscheide und 
nur in betreff der letztem die Zuständigkeit fremder Ge- 
richte zulasse, und dass mit Sanktion hervorragender 
Rechtsgelehrter diese Unterscheidung unter die Regeln 



^) Traite du droit international priv6 (1. Aufl. 1843). 4 6d 
par Demangeat (1866) I. p. 414 sq. 

') Traite des Statuts (1845) p. 294. 

>) Cours de Code Napoleon (1845) 4. ed. 1869 I p. 389. 

') Cours de droit dvil fran^ais (1878) VIII, p. 141. 

*) Daüoz, Jurisprudence g^n^rale 1876 I p. 179. 

®) De la comp^tence des tribunaux fran9ais (1893) p. 7 sq. 
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des positiven Rechts (among the rules of positive law) 
gesetzt werden mässe.^) Die andern englischen Schrift- 
steller, wie die Nordamerikas^ verneinen mit Entschieden- 
heit die Zuständigkeit fremder Gerichte, sofern nicht eine 
der erwähnten Ausnahmen voriiege. So die Engländer 
Westlake, '^) Haü,^) Foote,^) Anson,^) Dicey,^) die Nord- 
amerikaner Wheaton,'^) W. B. Lawrence,^) Dudley Field,^) 
Wharton}^) Dieser Ansicht haben sich in Belgien O. Rolin- 
JaecquemynSj^^) in Deutschland Fr v. Holtzendorff,^^ in 
Oesterreich L Neumann,^^) in Italien P. Fiore^^) ange- 
schlossen. 



^) Commentaries upon International Law, 11 p. 141. — 
PhüUmore war es auch, der in den oben S. 49 u. f. erwähnten Fällen 
Charkieh und Parlement Beige als Richter des High Court of ad- 
miralty den Spruch fällte. 

*) Treatise on private international law (1. ed. 1880) 3. ed. 
1890 p. 215 — in deutscher Übersetzung von v, HoUzendofff, Lehr- 
buch des Internat Privatrechts (1884) S. 181. 

*) Treatise on international law (1. ed. 1880) 4 ed. 1895 p. 49. 

*') a. a. O. p. 128 sqq. 

») a. a. O. 

•) a. a. O. 

^ Elements of international law (1. ed. 1836) ed. by Boyd 
1889 p. 146, 149. 

') Commentaire sur les £l6nients du droit international de 
//. Wheaton, III p. 220 sqq. 

"") Draft Outlines of an international Code (1824) 2. ed. 1876 
p. 430. 

'^) Treatise ou the conflicts of laws on private international 
law 2. ed. 1881 p. 189 sq., p. 657. 

") Reviu de droit international, VII (1875) p. 714 sq. 

^^ Journal III (1876) p. 432 sq.; Jahrbuch für Gesetzgebung, 
Verwaltung und Volkswirtschaß. N. F. Bd. I. S. 179 uff. 

^') Orundriss des heutigen Europäischen Völkerrechts 2. Aufl. 
1877 S. 37. 

") Trattato di diritto intemazionale publico (2. ed. 1879) I, p. 
290 sqq. — Der Verfasser hat jedoch später seine Ansicht geändert. 
Siehe weiter unten S. 65. 
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Indes blieb diese Lehre nicht ohne Widerspruch. 
Schon im Jahre 1853 hatte Oand, der im allgemeinen ihr 
zustimmte, doch eine Ausnahme gemacht in Bezug auf die 
vermögensrechtlichen Verpflichtungen, die einem Souverän 
nicht als Souverän und Inhaber der Staatsgewalt, sondern 
als Inhaber seines Privatvermögens obliegen. Zur Ent- 
scheidung von Klagen, die auf deren Erfüllung gerichtet 
seien, komme auch den auswärtigen Gerichten Zuständig- 
keit zu.i) 

Seit der Mitte der fünfziger Jahre haben denn rasch 
hintereinander mehrere angesehene Juristen, D^/wö/igT?fl/,*) 
Bonfils,^) Ch. Roger y*) Trochon,^) die Praxis der fran- 
zösischen Gerichte bekämpft und nachzuweisen versucht, 
dass der Grundsatz der Unabhängigkeit der Staaten nicht 
dadurch verietzt werde, dass ein auswärtiges Gericht in 
rein bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten, in denen der Staat 
nur als Privatperson in Betracht komme, eine Gerichts- 
barkeit über ihn ausübe. Wenn ein fremder Staat, wie 
es unbestritten sei, vor inländischen Gerichten als Kläger 
auftreten könne, so sei es folgewidrig, wenn er vor ihnen 
nicht verklagt werden könne. 

Auch in Deutschland machten sich abweichende 
Meinungen geltend, v. Bar sprach sich schon 1862 dahin 



^) Code des ^trangers (Paris 1853) p. 6 sq. 

*) In der Revue pratique de droit fran^cus I (1856) p. 374 und 
in den Noten zu FoeUXy Trait6 de droit intern, priv^ 4. ^d. (1866) 
I p. 419 uff. 

*) De la cnmp^tence des tribunaux fran^ais ä l'^gard des 
6trangers (Toulouse 1865) p. 48—55. 

*) In DaUoz^ Jurisprud. generale 1867, II p. 49 sqq. 

*) Les ^trangers devant la Justice fran9aise (Paris 1867) 
p. 164. 
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aus, dass die Zuständigkeit ausländischer Gerichte nur dann 
ausgeschlossen sei, wenn eine Verpflichtung der Re- 
gierung oder des Souveräns in Frage stehe, welche auf 
einen nur der Staatsgewalt möglichen Akt oder auf ein 
förmliches Gesetz zurückgeführt werden könne, nicht 
aber dann, wenn die Verpflichtung auf einem auch Privat- 
personen möglichen und nicht auf ein Staatsgesetz zurück- 
zuführenden Rechtsverhältnisse beruhe.^) Bluntschli ging 
nicht soweit, aber auch er erachtete die Zuständigkeit 
der Gerichte für begründet, wenn der Souverän oder 
Staat ein Handelsetablissement betreibe und als Kdufmann 
an dem Handelsverkehr Teil nehme. ^) A. Hartmann er- 
klärte es für zweifelhaft, ob Gerichte eines fremden Staates 
persönliche Klagen gegen einen Souverän annehmen.^) 

Calvo erklärte, der Grundsatz „par in parem non 
habet imperium'' werde allgemein beobachtet und im all- 
gemeinen könne man sagen, dass Souveräne der Civil- 
und Strafgerichtsbarkeit eines andern Staates nicht unter- 
liegen. Doch bestehe eine Ausnahme für diejenigen 
Rechtsverhältnisse und Verträge, welche in nichts ihre 
öffentliche oder politische Stellung (leur capacit^ publique 
ou politique) berühren und in welchen sie persönlich 
ausschliesslich als Privatpersonen (ä titre tout ä fait priv6) 
handeln. Auch privatrechtliche Streitigkeiten zwischen 
zwei Souveränen (au sujet de la possession d'une pro- 
pri6t6 priv6e) unteriägen der Entscheidung des für solche 



^) Das internationale Privat- und Strafrecht (1862) S. 502. 

') Das moderne Völkerrecht der ' zivilisierten Staaten als 
Rechtsbuch dargestellt (1. Aufl. 1868} 2. Aufl. 1872 S. 124. 

*) Institutionen des praktischen Völkerrechts in Friedens- 
zeiten (1874) S. 70 uf. 
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Streitigkeiten an sich zuständigen Gerichtes, jedoch nur 
unter der Voraussetzung, dass die Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit der Gerichte durch das Landesrecht voll- 
ständig gesichert seien/) 

In Italien hat Pisanelli, der spätere Justizminister 
des Königreichs, schon 1856 die Gerichte für zuständig 
erklärt, wenn der fremde Staat nicht in Ausübung der 
öffentlichen Gewalt, sondern als Privatperson handele. 
Dann habe er keine andere Rechtsstellung wie jede 
andere Privatperson und unterstehe der inländischen 
Gerichtsbarkeit. Nur wenn er als rappresentante del potere 
colletivo handele, sei er souverän und unabhängig.^) 

In Belgien nahm im Jahre 1876 ein Advokat zu 
Antwerpen, G. Spie, aus einem Rechtsfall Anlass, die 
bisherige Praxis der belgischen Gerichte zu bekämpfen. 
Eine belgische Gesellschaft erhob aus Lieferungs- und 
Werkverträgen, die sie mit der türkischen Regierung ab- 
geschlossen hatte, Ansprüche an die Türkei, die von 
dieser nicht anerkannt wurden. Auf ihren Antrag ordnete 
das Handelsgericht zu Antwerpen die Anlage des Arrestes 
auf Kanonen an, die die türkische Regierung von Krupp 
gekauft hatte und die im Hafen von Antwerpen lagen, um 
nach der Türkei befördert zu werden. Das Tribunal civil 
zu Antwerpen hob durch Urteil vom 11. November 1876 
den Arrest als rechtswidrig auf mit der Begründung, dass 
der Grundsatz der Unabhängigkeit der Staaten von allen 



*) Le Droit international th6orique et pratique 5. 6d. (1896) 
III. p. 287, 293, 294. Vgl. VI p. 248-268. 

*) In dem von ihm in Gemeinschaft mit Manäni und Sdaloja 
herausgegebenen Kommentar zu derCivil-Prozess-Ordnung Sardiniens 
I. p. 527, II, p. 414; daraus bei Qaldi Commentario, III, p. 373. 
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Staaten anerkannt sei, damit aber die Ausübung der Oe- 
richtsgewalt des einen Staates über einen andern aus- 
geschlossen werde.») Spee bestritt, dass ein solcher 
völkerrechtlicher Grundsatz die Geltung eines positiven 
Rechtssatzes habe, solange er nicht durch die Gesetze 
des Landes ausdrücklich als Satz des Landesrechtes auf- 
genommen sei. Für den Richter sei das Landesgesetz 
allein massgebend, für belgische Gerichte allein das 
Gesetz vom 25. März 1876 Art. 52—54, wonach gegen 
Ausländer unter den vorliegenden Voraussetzungen Arrest 
auf ihre in Belgien befindlichen Sachen anzuordnen sei. 
Unter „6trangers" müssen auch fremde Staaten verstanden 
werden, denen die belgischen Gesetze kein Privilegium 
gewähren. 3) 

Doch übersieht der Vertreter dieser Ansicht voll- 
ständig, dass es auch Rechtssätze des nicht geschriebenen 
Rechtes giebt und dass zweifellos zahlreiche Sätze des 
Völkerrechts ihre Durchführung in ungeschriebenen 
Sätzen des Landesrechts in allen civilisierten Staaten ge- 
funden haben. 

Weit bedeutsamer und einflussreicher war die aus- 
führliche Erörterung unserer Frage, welche der berühmte 
belgische Jurist, /r. Laurent ^ im Jahre 1880 veröffent- 
lichte.^) Er begnügt sich nicht damit, Behauptungen 
aufzustellen, sondern er sucht die Sätze, zu denen er 
gelangt, auch in ihrer Richtigkeit zu erweisen. Als Be- 
weis genügt ihm aber nicht die Berufung auf Schriftsteller 
und Rechtssprüche, die keinen Beweis erbringen können. 



") Journal III (1876) p. 340 sq. 

") Journal III (1876) p. 327 sqq. p. 435 sqq. 

») Droit civil international, III p. 42—103. 
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weil sie in ihren Ansichten aus einander gehen, sondern 
er sucht seine Sätze als logische Folgerungen aus den 
allgemeinen Grundsätzen des modernen Staatsrechts zu 
erweisen. Diese allgemeinen Grundsätze des modernen 
Staatsrechts sind ihm aber in der Theorie der Volks- 
souveränetät und in der Theorie von der Teilung der 
Gewalten enthalten. Das Staatsoberhaupt ist nur ein 
Organ des souveränen Volkes, das die ihm durch das 
Volk übertragenen Funktionen der Staatsgewalt auszu- 
üben hat. Nur in Ausübung dieser Funktionen ist das- 
selbe Vertreter des Staates. Innerhalb seiner privatrecht- 
lichen Sphäre ist ein Souverän nur eine Privatperson, 
untersteht dem Privairecht und der Gerichtsbarkeit Im 
Auslande ist demgemäss der Souverän, wenn er eine 
strafbare Handlung begeht, der Strafgerichtsbarkeit 
unterworfen. In seinen privatrechtlichen Verhältnissen 
hat er im Auslande kein Privilegium. Die Gerichtsbarkeit 
auswärtiger Gerichte erstreckt sich auf ihn in demselben 
Umfange, wie auf jeden Fremden. Der Staat, dessen 
Organ er ist, wird dadurch in keiner Weise berührt 
Denn er kommt in dieser Eigenschaft hierbei nicht in 
Betracht, sondern in seiner Eigenschaft als Privatperson. 
Das Erkenntnis des Tribunal civil zu Brüssel vom 3. No- 
vember 1870, durch welches es sich in einer Klage einer 
belgischen Gesellschaft gegen den Kdiser von Oesterreich 
als Vormund einer minderjährigen Prinzessin von Thum 
und Taxis für unzuständig erklärte, weil die Klage gegen 
einen auswärtigen Souverän gerichtet sei,») beruhe des- 
halb auf einem Rechtsirrtum. Soweit der Souverän aber 



^) Revue de droit international, IV (1872) p. 155 sq. 
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als Organ des Staates handele, handele er nur fär den 
Staat. In dem Staate seien die Gewalten streng von 
einander geschieden. In seiner Eigenschaft als privat- 
rechtliches Vermögenssubjekt, als personne civile, unter- 
stehe der Staat wie im Inlande, so im Auslande der 
richteriichen Gewalt. In burgeriichen Rechtsstreitigkeiten 
sei demnach ein fremder Staat ebenso wie jeder Aus- 
länder der Gerichtsbarkeit der inländischen Gerichte 
unterworfen. Nur als puissance souveraine sei er von 
jeder Gerichtsbarkeit befreit. Aber in Ausübung der 
Gerichtsbarkeit haben die Gerichte nur festzustellen, was 
Rechtens ist. Der Staat hat als puissance souveraine 
nach den Normen des öffentlichen Rechtes über sein 
Vermögen zu verfügen. Hiermit sei eine Zwangsvoll- 
streckung in das Staatsvermögen und eine jede Zwangs- 
massregei gegen dasselbe unverträglich. „Ici le droit 
public domine n6cessairement le droit civil, puisque 
rind^pendance des pouvoirs publics est en cause; les 
d^cisions des tribunaux ne peuvent pas troubler le 
regime financier de T^tat" (p. 88). Dies gelte für 
inländische wie für ausländische Gerichte. Ein aus- 
ländisches Gericht sei also nicht zuständig gegen einen Staat 
Zwangsvollstreckung zu verfügen oder auf Vermögens- 
stücke eines Staates Arrest zu legen. Das sei allerdings 
eine Lücke in unserm Rechte, ein grosses Übel, für 
welches aber eine Abhülfe nicht gegeben sei. Unsere 
soziale Organisation sei noch unvollkommen: „Nous 
sommes fiers de notre civilisation, et nous sommes 
encore des barbares" (p. 89). 

Die geistvollen, mit jugendlichem Feuer geschriebenen 
Ausführungen des greisen Gelehrten übten eine weit- 
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reichende Wirkung aus. Zwar ward seine radikale An- 
sicht, dass der Souverän im Auslande strafbar sei, mit 
Stillschweigen übergangen, aber seine Lehre, dass der 
Staat als personne civile und der Souverän in seinen 
privatrechtlichen Verhältnissen der Civilgerichtsbarkeit 
des Auslandes wie jeder Privatmann unterstehen, fand 
zahlreiche Anhänger. 

Nur folgerichtig war es, wenn ein anderer belgischer 
Rechtsgelehrter, de Paepe (Rat an dem Kassationshofe zu 
Brüssel), von dem Ausgangspunkte aus, den Laurent ge- 
nommen, seine Lehre weiterführte. Er will die Staaten 
nicht nur der Rechtssprechung in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, sondern auch der Zwangsgewalt fremder 
Staaten unterwerfen, insofern dieselbe erforderiich ist, um 
die Verwirklichung des Rechts durch Vollstreckung der 
gerichtlichen Urteile und durch Anlage des Arrestes zu 
sichern.^) Die Vermögensstücke fremder Staaten von der 
Zwangsgewalt eines Staates, in dessen Machtgebiet sie 
sich befinden, auszunehmen, habe keine juristische Be- 
gründung. Das öffentliche Recht, welches die Verfügung 
über das Staatsvermögen normiere und eine Zwangs- 
vollstreckung in dasselbe ausschliesse, habe nur Geltung 
innerhalb des Staatsgebietes, nicht aber im Auslande 
Diese Normen im Auslande anzuwenden, hiesse das 
Wesen der Souveränetät verkennen. Die Entscheidungen 
der Gerichte blieben dann im Inlande unvollstreckbar kraft 
auswärtiger Gesetze, die im Inlande keine Geltung in 



^) ^tudes sur la coinp6tence civile ä l'^gard des ^tats ^trangers 
et de leurs agents politiques, diplomatiques ou consulaires. 1894. 
p. 23—150. — Einen Auszug aus seinem Werke hat der Verfasser 
m Journal XXII (1895) p. 31—46 gegeben. 
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Anspruch nehmen können. Eine völkerrechtliche Pflicht, 
welche gebiete, die im Inlande belegenen Vermögens- 
stflcke eines fremden Staates der Vollstreckungsgewalt 
zu entziehen, existiere nicht. Durch eine strenge An- 
wendung der inländischen Gesetze auf die im tnlande 
befindlichen OQter fremder Staaten könnten allerdings 
schwere Missstände entstehen, etwa durch Zwangsvoll- 
streckung in das rollende Eisenbahnmaterial, das einem 
fremden Staate gehöre. Ihnen könne aber nur durch 
Verträge, die die Staaten unter einander abschliessen, 
vorgebeugt werden.*) 

Auch ausserhalb Belgiens fand diese Ansicht Ver- 
treter, wenn die einzelnen Schriftsteller die von ihnen 
aufgestellten allgemeinen Sätze auch bald mehr, bald 
weniger durch Ausnahmen, die sie ffir erforderlich er- 
achten, durchbrechen. So unterliegen nach Oianzana 
Handlungen eines Staates, die er als Privatmann jure 
gestionis, nicht aber solche, die er als souveräne Gewalt 
jure imperii vornimmt, der Gerichtsbarkeit auswärtiger 
Gerichte und ebenso erstreckt sich die Zwangsgewalt nicht 
auf Sachen, die eine destinazione pubblica haben.') Dieser 
Ansicht haben sich in Italien P. Esperson,^) Macn% 
und unter Änderung seiner früheren Meinung, P. Fiore^) 



») p. 41, p. 04 sqq. 

*) Lo Straniero nel diritto dvile Italiano I, P. II (1884) p. 
81 sqq., p. 86. 

*) Condizione giuridica dello Straniero I. (1889) p. 440 sq., 
p.444. DerZwangsvollstreckungunteriiegen nur die Vermögensstucke, 
die parte del patrimonto dello stato straniero bilden, „possidendosi 
da esso come un privato e non come rappresentante del potere 
pubblico." 

*) Diritto intemazionale (1887) I, p. 230 sq. 

') Diritto intemazionale codificato (2. ed. 1898) p. 150. 

5 
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sowie Fedozzi^) angeschlossen. In Frankreich sind es 
Piedelievre,^) Weiss ^) und Despagnet,*) welche diese 
Lehre vertreten, in der Schweiz Mamelok,^) in Oesterreich 
Jettel^) und Strisower,"^ in Russland Fr. v. Martens.^) 
In Deutschland hat A. Hartmann^ der früher (siehe oben 
S. 59 Note 3) sich jeder Entscheidung in der Frage 
enthielt, sich später grundsätzlich auf diesen Boden ge- 
stellt, aber die praktische Bedeutung des Grundsatzes 
wesentlich eingeschränkt,^) indem nach seiner Ansicht 



^) Qli Enti coUettivi nel diritto internazionale privato (1897) 
p. 24 sqq. 

') Pr6ds de droit international public (1894) I p. 279 sq., p. 465 sq. 

■) Trait^ ^l^mentaire de droit international priv6 (2. ^d. 1890). 
p. 886. 

^) Droit international prive (3. ed. 1899) p. 376 sqq. Despagnet 
erkennt an, dass daraus grosse praktische Schwierigkeiten entstehen 
können, aber au point de vue juridique müsse der Staat, wenn er 
comme un simple particulier in Rechtsverhältnisse eintrete, auch wie 
ein solcher der Qerichtsgewalt fremder Staaten unterstehen. 

*) Die juristische Person im internationalen Privatrecht (1900) 
S. 148 u. ff. — Auch ein Grieche, A. Sacopoulo, hat in einer Genfer 
Dissertation, Des personnes morales en droit international prive 
(1898) p. 112 sq., dieser Ansicht sich angeschlossen. 

*) Handbuch des internationalen Privat- und Strafrechts mit 
Rücksicht auf die Gesetzgebung Oesterreich-Ungams, Kroatiens und 
Bosniens (1893) S. 145 u. ff. 

^) Oesterr. Staatswörterbuch I (1895) S. 449. Unverbindlich 
sind aber Urteile, welche sich auf Rechtsverhältnisse beziehen, „die 
in Wahrheit öffentiich rechtiicher Natur sind.'' 

*) Völkerrecht. Das internationale Recht der dvilisierten 
Nationen, übersetzt von Bergbohm (1883) I S. 317 u. ff. Doch ist der 
Verfasser der Ansicht, dass es praktitsche Motive gebe, welche eine 
erwdterte Anwendung des Prinzips der Exemtion der Souveräne von 
der Civiljurisdiktion rechtfertigen. 

") Revue de droit international XXII (1890) p. 425 sqq. 
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für die Zuständigkeit der Gerichte bei Klagen gegen 
einen fremden Staat oder Souverän nicht die Landes- 
gesetze, sondern die Gesetze des beklagten Staates oder 
Souveräns massgebend sein sollen. Auch soll das Ge- 
richt nur dann berechtigt sein, VermögensstQcke eines 
fremden Staates mit Arrest zu belegen, wenn ein Gericht 
des Landes in der Hauptsache Zuständigkeit besitze.^) 
V. Bar hat in der neuen Bearbeitung des inter- 
nationalen Privatrechts seine früheren Ansichten (siehe 
oben S. 58 u.f.) im wesentlichen festgehalten, sie aber weiter 
ausgeführt und in eingehender Weise zu begründen ge- 
sucht.*) Hiemach ist die Zuständigkeit der Gerichte 
gegen einen fremden Staat oder Souverän nicht begründet, 
sofern der Anspruch auf einen Souveränetätsakt des 
Staates oder des Souveräns gegründet wird. In allen 
andern Fällen aber liegt kein Grund vor, die Zuständig- 
keit zu bestreiten, wenn dieselbe aus der Natur der 
Sache oder der bona fides des Verkehrs mit Evidenz 
sich ergiebt. Aber allerdings sollte von den künstlichen, 
oft wesentlich nur zum Vorteile der Inländer ersonnenen 
Gerichtsständen moderner Prozessgesetze (wie Code civil 
Art. 14, Civil-Pr.-Ord. §23) gegenüber fremden Souveränen 
und Staaten kein Gebrauch gemacht werden. Aus Ver- 



^) Dieser Ansicht ist Fedozzi a. a. O. p. 27 sq. beigetreten. 

*) Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts (1889) 
II S. 660—690. Eine kurze Zusammenfassung seiner Ansichten in 
dem Lehrbuch des internationalen Privat- und Strafrechts (1892) 
S. 344 u. ff. Vgl. femer seinen Aufsatz über den im Jahre 1885 dem 
Reichstage vorgelegten Gesetzesentwurf (siehe oben S. 41) in Journal 
XII (1885) p. 645— 651 und den ffir das Institut de droit inter- 
national erstatteten Bericht in Annuain de Plnstitut de droit intern. 
XI (1892) p. 414-424. 

5* 
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trägen, die der Staat abschliesst, ist die Zuständigkeit 
fremder Gerichte ratione materiae im allgemeinen be- 
gründet, sie ist aber ausgeschlossen, wenn der Staat in 
einem Gesetze oder einer Verordnung die Bedingungen 
des Vertrages festgestellt und damit seine Verpflichtungen 
als solche bezeichnet hat, welche den Verpflichtungen 
des gewöhnlichen Privatrechts nicht gleich zu stellen 
sind, wie dies insbesondere bei den auf besonderen 
Finanzgesetzen beruhenden grossen Anlehen der Staaten 
der Fall ist. Zwangsvollstreckung und Sicherheitsarrest 
sind an sich zulässig, sie sind aber ausgeschlossen hin- 
sichtlich aller Sachen, auf welche das Privileg der Ex- 
territorialität sich erstreckt. Dazu gehören aber nicht 
nur Sachen, die ein fremder Souverän mit sich fuhrt 
oder in Benutzung hat und fremde Kriegsschiffe, sondern 
auch alle Sachen, welche kraft Staatsvertrags zur Aus- 
übung hoheitlicher Rechte dienen. In allen Zweifelsfällen 
ist aber zur Schonung des Rechts auswärtiger Regierungen 
und Souveräne die Zuständigkeit der Gerichte ratione 
materiae zu verneinen.') 

Für die Zuständigkeit der Gerichte haben sich auch 
V. Heyküig,^) /?. Schmidt,^) F. Stein*) ausgesprochen. 

^) Das Institut de droit international hat in seiner Sitzung 
vom 11. September 1891 nach dem von v, Bar vorgelegten Entwurf 
mit wenigen Abänderungen in 9 Artikeln eine Reihe von Sätzen 
angenommen, die im Wesentlichen die Ansichten v. Bot's wieder- 
geben. S. Annuaire XI (1892) p. 427 sqq. Die Beschlüsse in der 
Fassung, die ihnen die Redaktionskommission gegeben, sind in 
Tableau genital de Tlnstitut de droit intern. (1893) p. 117 ver- 
öffentlicht. 

«) L'Exterritorialit6 (1889) p. 127 sq. 

') Lehrbuch des deutschen Civilprozessrechts (1898) S. 244. 

*) In Qaupp'Stdn, Civilprozessordnung 4. Aufl. (1901) I, S. 25. 
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Trotz des grossen Einflusses, den Laurent und 
V, Bar ausübten und noch ausüben, halten doch auch 
gegenwärtig noch zahlreiche und angesehene Schrift- 
steller an dem entgegengesetzten Grundsätze fest, dass 
Souveräne und Staaten fremder Gerichtsbarkeit nicht 
unterstehen und lassen nur Ausnahmen von diesem 
Satze zu. Insbesondere neigen sich zahlreiche Schrift- 
steller dahin, eine solche Ausnahme für den Fall zuzu- 
lassen — wie dies schon Bluntschli gethan hatte ^) — 
dass der Souverän oder Staat in einem fremden Staatsgebiete 
eine Handels- oder Gewerbeunternehmung betreibe. Dann 
müsse angenommen werden, dass er sich stillschweigend 
nicht nur den Gesetzen, sondern auch der Gerichtsgewalt 
des fremden Staates unterworfen habe. 

Unter den französischen Schriftstellern teilen diese 
Ansicht Pradier- Fod^ri,^) Chritien,^) Firaud-Oiraud,*) 
Plot,^) Pi^tri,^) unter den Deutschen Störk,'^ Oareis,^) 



>) Siehe oben S. 59, Note 2. 

*) TnM de droit international public 111 (1887) p. 506 sqq., 
p. 514—518. 

^ Prindpes de droit international public (1893) p. 248 sq. 

^) £tats et Souverains (1895) I p. 86, insoweit es sich um 
actes de Pexploitation tout ä fait du dehors de la gestion finan- 
d^re du tr^sor de T^tat handelt Vgl. auch p. 217. 

') fögles de comp^tence applicables aux 6tats et aux sou- 
verains 6trangers (1887) p. 55 sqq. 

*) £tude critique sur la fiction d'exterritorialit^ (1895) p. 214 sqq. 

') In v.HoUzendorff, Handbuch des Völkerrechts Bd. IL (1887) 
S. 668 u. ff. 

«) Institutionen des Völken-echts (2. Aufl. 1901) S. 105 u. f. 
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Marx,^) unter den Italienern Oabba,^) unter den Eng- 
ländern Foote.^) 

Doch wird von zahlreichen Schriftstellern auch diese 
Ausnahme als im positiven Rechte nicht begründet ver- 
worfen. Von deutschen Schriftstellern gehören hierher 
Planck,^) Oaupp,'^) Laband,^ UUmann,'^ Köhler,"^ 
Hubler ^) und v. Liszt,^^) won französischen Funck-Brentano 



^) Gerichtliche Exemtionen der Staaten, Staatshäupter und 
Gesandten im Auslande (1895 Tübinger Dissert) S. 29 u. f. 

*) Journal XVII (1890) p. 39 sq. Die Zuständigkeit der Ge- 
richte ist begründet ,,toutes les fois q'un £tat ou un souverain 
6tranger cr^ent et entretiennent dans notre £tat une veritable 
agenced'affaires etd'int^rets^conomiquesquelconques.'' Unter agences 
versteht Qabba „des objets et des choses mobili^res, des int^r^ts et 
des afffaires relatifs ä ces objets d^pendant les uns et les autres 
d'une gestion qui leur est propre, objets, int^rSts, affaires et gestion 
ayant un m€me si^ge communis 

") Treatise on private international Jurisprudence (2 ed. 1890) 
p. 131. „The privilege of independent sovereignty may be waived 
by the fact, that trade has been carried on by the sovereign in tfae 
apparent character of, and subject to the same condition as, a pri- 
vate individual.'' 

^) Lehrbuch des deutschen Civilprozessrechts I (1887) I S. 45. 

*) Civilprozess-Ordnung (2. Aufl. 1890) I S. 11. 

') Staatsrecht des deutschen Reichs (4. Aufl.) III, S. 368. 

') Völkerrecht. Handbuch des öffentlichen Rechts. I, Halb- 
band II, Abi 2 (2. Aufl. 1898) S. 256. 

^) Gesammelte Beiträge zum Civilprozess (1894) S. 542 u. ff. 

*) Magistraturen des völkerrechtlichen Verkehrs und die 
Exterritorialität 1900 S. 101 u. ff. Doch hält Hubler die Gerichtsbar- 
keit auch für begründet für dingliche Klagen in Bezug auf be- 
wegliche Sachen und für Erbschaftsklagen, sofern der Erblasser 
seinen allgemeinen Gerichtsstand im Inlande hatte. 

»•0 Völkerrecht (2. Aufl. 1902) S. 60, S. 106. 
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und Sorel,^) Bonfils,^) Oerbaut,^) von belgischen 
A. Rivier,^) de Cuvelier,^) von italienischen AnzilottL^) 
Nach ihrer Ansicht unterstehen fremde Staaten und 
Souveräne nur dann der inländischen Gerichtsbarkeit, 
wenn sie sich ihr freiwillig unterwerfen oder wenn ding- 
liche Klagen in Bezug auf unbew^liche, im Inlande ge- 
legene Sachen gegen sie erhoben werden. Auch der 
Bundesrat der Schweizer Eidgenossenschaft hat sich in 
diesem Sinne ausgesprochen.^ 

Einige der angeführten Schriftsteller, wie Firaud- 
Oiraud,^) Ullmann^) U.A. sind der Ansicht, dass zu 
unterscheiden sei zwischen der Rechtsstellung des Staates 
und der des Souveräns. Während dem Staate auch in seinen 
privatrechtlichen Verhältnissen — von Ausnahmen ab- 
gesehen — Freiheit von der auswärtigen Oerichtsgewalt 
zugesprochen werden müsse, umfasse das dem Souverän 



») Pr^cis du droit des gens (2 ed. 1887) p. 53, 55. 

') Manuel du droit international (2. 6d. par Fauchüle 1898) 
p. 132 sq., p. 339 sq. 

') De la Competence des bibunaux fran^is ä l'^gard des 
6trangers (1883) p. 210 sq. 

*) Prindpes du droit des gens (1896) L p. 340 sqq. 

») Revue de droit internat, XX (1888) p. 108 sqq. 

•) In Böhm, Zeitschrift V (1895) S. 24 u.ff. S. 138 u.ff. 

^) Geschäftsbericht an die Bundesversammlung über das 
Jahr 1891 in dem Schweizerischen Bundesblatt 1892 II S. 810: „Es 
steht allgemein fest, dass die Gerichte eines Staates keinerlei Be- 
fugnis haben, über die Civilldagen, welche gegen einen anderen 
Staat gerichtet sind, zu erkennen, sofern nicht dieser beistimmt'' 

") £tats et Souverains, I, p. 203 sqq. 

•) Völkerrecht S. 87. 
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zukommende Privilegium nur dessen offizielle Rechts- 
sphäre, nicht auch die mit der privatrechtlichen Rechts- 
stellung verknapften Rechtsverhältnisse. Klagen aus 
Rechtsgeschäften aller Art, die der Souverän als Privat- 
person abgeschlossen habe, seien von den fremden Ge- 
richten zu entscheiden. 



IV. 

Die Rechtsstellung fremder Staaten. 



1. Völkerrecht und Landesrecht 

Die völkerrechtliche Literatur der Gegenwart bietet, 
wie dargelegt y ein Bild völliger Zerrissenheit, ja man 
könnte fast sagen, völliger Verworrenheit dar. Nur die 
englischen und amerikanischen Schriftsteller bilden eine 
fest geschlossene Reihe; auf dem Boden der Recht- 
sprechung ihrer Landesgerichte stehend, nehmen sie von 
den in der Literatur der anderen Nationen herrschenden 
Streitigkeiten kaum Kenntnis. Überall anderwärts aber 
stehen noch heute wie vor dreihundert Jahren die feind- 
lichen Parteien sich gegenüber, von denen die eine unter 
dem Schlagworte: „par in parem non habet Imperium/' 
die andere unter dem Schlagwort: „princeps in alterius 
territorio privatus" kämpft Nur haben beide Parteien 
sich insofern genähert, als jede von ihrem Grundsätze 
Ausnahmen zugibt Infolgedessen hat sich Ober wich- 
tige praktische Sätze eine communis opinio gebildet. 
Über deren Begründung gehen allerdings die Ansichten 
auseinander. 

Gegenüber diesem Zwiespalt der Meinungen, wie 
er sich in der Literatur kundgibt, steht eine einheitliche 
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Rechtsprechung der höchsten Oerichtshöfe in Deutsch- 
land, Oesterreichy Frankreich, England und Nordamerika^ 
und nur in Belgien und Italien ist die Rechtsprechung 
schwankend. 

Es wird nicht zu leugnen sein, dass die meisten 
Untersuchungen und Erörterungen, die unserer Frage 
gewidmet worden sind, an methodischen Mängeln leiden. 
Die Landesgesetze enthalten keine ausdrücklichen all- 
gemeinen Bestimmungen, ebensowenig wie solche in 
Verträgen getroffen sind. Dadurch ist die Versuchung 
und ist die Gefahr gegeben, dass die Schriftsteller ihr 
Bemühen nicht sowohl darauf richten, diejenigen Sätze 
zu finden und klarzulegen, welche in dem positiven Rechte 
begründet sind, als vielmehr diejenigen, die nach ihrer 
Meinung der Billigkeit und der Zweckmässigkeit ent- 
sprechen, für welche sie dann aber die Oeltung positiver 
Rechtssätze in Anspruch nehmen. Man beruft sich auf 
die natüriiche Billigkeit, die bona fides, die Natur der 
Sache, ohne darzulegen, was unter diesen vieldeutigen 
Ausdrücken zu verstehen ist, und ohne den Nachweis 
zu führen, dass die Forderungen, die man im Namen der 
Billigkeit aufstellt oder aus der Natur der Sache ableitet, 
auch von dem geltenden Rechte anerkannt sind. Wie 
so häufig auf dem Gebiete der Wissenschaft des Völker- 
rechts wird das als geltendes Recht erklärt, was nach 
der Anschauung des einzelnen Schriftstellers Recht sein 
sollte Aber auch hierüber, über das, was Recht sein 
sollte, wäre eine wissenschaftlich begründete Ansicht nur 
zu erzielen, wenn die obersten Grundsätze festständen, 
aus denen auf methodischem Wege die Normen ab- 
geleitet werden könnten, die in dem positiven Rechte 
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verwirklicht werden sollen. Es genügt nicht, sich auf 
die Gerechtigkeit oder die Natur der Sache zu berufen, 
so lange diese Ausdrücke nur dazu dienen, unklare Vor- 
stellungen mit einem Schleier zu bedecken. 

Der einzige Schriftsteller, der versuchte, solche oberste 
Grundsätze aufzustellen, um daraus eine Lösung der Frage 
zu gewinnen, ist dePaepe. Den Sätzen, zu denen er gelangt, 
spricht er dann allerdings zugleich die Geltung positiver 
Rechtssätze zu. Seiner Ansicht nach hat das Völker- 
recht mit der ganzen Frage nichts zu thun. Sie gehört 
dem Civilrechte an. Sie bezieht sich nicht auf die Ver- 
hältnisse der Staaten zu einander, sondern auf die privat- 
rechtlichen Verhältnisse der Bürger zu fremden Staaten. 
Mit Unrecht verfange man im Namen des Völkerrechts 
zu Gunsten fremder Staaten und zum Nachteil der Bürger, 
welche mit ihnen in privatrechtliche Verhältnisse treten, 
die Aufhebung des Rechtsschutzes, den die Gerichte 
zu gewähren haben. Auch dürfe man sich nicht 
auf das Herkommen, das Gewohnheitsrecht (tradition) 
berufen. Ohne Zweifel komme dem Gewohnheits- 
rechte in dem Völkerrecht eine grosse Autorität zu, 
aber niemals komme seine Autorität der der geschriebenen 
Gesetze gleich. Das Herkommen sei nur zu beachten, so- 
lange es der Vernunft entspreche. Werde es von der 
Vernunft verurteilt, so sei es aufzugeben. Bestände 
also auch ein völkerrechtliches Herkommen, nach welchem 
die Staaten der Gerichtsgewalt eines anderen Staates nicht 
unterstehen — was übrigens zu bestreiten sei — so sei 
es nicht bindend, denn es stände im Widerspruch mit 
der Vernunft Das gesammte öffentliche Recht habe nur 
die Aufgabe, die Rechte der einzelnen Bürger zu schützen 
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und zu sichern. Das Recht und der Staat seien nur 
um der einzelnen Individuen willen vorhanden. Das 
Individuum hat den Staat und die öffentlichen Gewalten 
geschaffen als Werkzeuge zu seiner Verteidigung. Das 
.öffentliche Recht könne demnach von dem Individuum ein 
Opfer seines Rechtes an einem einzelnen Punkte nur 
verlangen, wenn dies Opfer erforderlich sei, um dem In- 
dividuum auf allen andern Punkten den Genuss seiner 
Rechte zu sichern. Daraus ergiebt sich, dass das öffent- 
liche Recht von dem Individuum nicht verlangen kann, 
dass dasselbe auf den durch die Gerichte gewährten 
Rechtsschutz gegenüber fremden Staaten zu verzichten 
habe. Staaten unterstehen nicht nur der Rechtssprechung, 
sondern auch der Gerichts- und Zwangsgewalt fremder 
Staaten, sobald ein Bürger den Rechtsschutz seines Staates 
anruft. 

Freilich führt auch de Paepe seine obersten Grundsätze 
nicht ganz folgerichtig durch. Nimmt man sie als richtig 
an, so muss der Rechtsschutz der Gerichte Jedermann 
gewährt werden, der durch irgend einen Akt eines 
fremden Staates sich in seinen Rechten verietzt er- 
achtet, sofern nur nach den Landesgesetzen die örtliche 
Zuständigkeit der Gerichte begründet ist. Ob der Akt 
in der Ausübung der öffentlichen Gewalt bestanden hat 
oder in einem Rechtsgeschäft des bürgeriichen Rechtes, 
kann keinen Unterschied machen, da, wie de Paepe selbst 
sagt, die Souveränetät des Staates auf sein Gebiet be- 
schränkt ist Indes wagt er doch nicht soweit zu gehen. 
Ohne Begründung sagt er, es sei nicht zweifelhaft, dass 
eine fundamentale Unterscheidung zu machen sei zwischen 
dem fremden Staate als öffentlicher Gewalt und dem 
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fremden Staate als juristischer Person auf dem Gebiete 
des Privatrechts. Als öffentliche Gewalt unterstehe er 
der Gerichtsbarkeit eines anderen Staates nicht, als per- 
sonne civile aber unbeschränkt wie jede Privatperson.*) 

Es würde weit über den Rahmen dieser Abhandlung 
hinausführen, wenn der Versuch gemacht werden sollte, 
die Unrichtigkeit der obersten Grundsätze, von denen 
de Paepe ausgeht, darzuthun. Es genüge darauf hin- 
zuweisen, dass nicht das Individuum als solches es ist, 
um dessentwillen der Staat geschaffen ist und besteht, 
sondern die Volksgemeinschaft, deren Glied das In- 
dividuum ist, dass in folgerichtiger Durchführung seines 
Grundgedankens der Verfasser überhaupt nicht zu dem 
Staate und der Zwangsgewalt des Staates, sondern zu 
dem Anarchismus gelangen müsste.*) 

Eine nähere Betrachtung bedarf dagegen die Be- 
hauptung de Paepe's, dass die ganze Frage nicht dem 
Völkerrechte, sondern dem Landesrechte angehöre. Mit 
Recht betont er, dass das Völkerrecht nur die Normen 
enthalte für die Ordnung der Verhältnisse der Staaten 
unter einander, nicht aber für die Ordnung der Verhältnisse 
der Staaten zu den Angehörigen anderer Staaten. Diese 
fänden vielmehr in dem Landesrecht ihre Ordnung und 
nur die Frage könne entstehen, welches Landesrecht zur 
Anwendung zu kommen habe. Trotzdem sind die Schluss- 
folgerungen, die er aus diesen richtigen Sätzen zieht. 



*) £tudes sur la comp^tence civile (Siehe oben S. 64, Note 1) 
p. 10 sq., p. 87 sqq., p. 96 sqq. 

■) Vgl. meinen Artikel „Staat" in dem Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften (2. Aufl.) Bd. VI S. 918 u.ff. Siehe auch 
Stamm/er, Wirtschaft und Recht (1896) S. 378 u.ff., S. 557 u.ff. 



— 78 ~ 

unrichtig. Es handelt sich zunächst nicht um die 
Rechtsnormen, durch weiche die Verhältnisse der Staaten 
zu Privatpersonen geordnet werden, sondern es handelt 
sich um Normen Ober das Verhältnis der Staaten zu 
einander. Die Oerichtsgewalt ist nichts anderes als die 
Staatsgewalt, insofern sie durch bestimmte staatliche 
Organe, die Gerichte, zum Schutze und zur Sicherung 
der Rechtsordnung thätig wird. Ist auch der Gegenstand 
des Civilprozesses ein Rechtsanspruch, den eine Partei 
gegen die andere erhebt, so ist doch die Ausübung der 
Oerichtsgewalt (in dem umfassenden Sinne) nur Ausübung 
der Staatsgewalt, die nicht durch das Privatrecht, sondern 
durch das öffentliche Recht normirt wird. Das Prozess- 
rechtsverhältnis ist ein Verhältnis zwischen dem Staate 
als dem Inhaber der Staatsgewalt und den Prozess- 
parteien.*) Kraft der Staatsgewalt stellt der Staat in dem 
Urteil das Rechtsverhältnis, das den Gegenstand des 
Prozesses bildet, fest und gewährt die staatliche Zwangs- 
gewalt zur Durchführung der in den richteriichen 
Verfügungen und Entscheidungen enthaltenen Befehle. 
Ist eine der Prozessparteien ein anderer Staat, so ist das 
Prozessverhältnis zugleich ein völkerrechtliches Verhältnis. 
Es ist ein Rechtsverhältnis zwischen dem Staate, vor 
dessen Gerichte der Prozess verhandelt wird, und dem 
Staate, der als Partei auftritt. Auch in den Staaten, in 
denen die sog. Teilung der Gewalten auf das strengste 
durchgeführt ist und die Gerichte in Ausübung ihrer 
richteriichen Thätigkeit von jedem anderen Organe des 



*) Davon y dass das .Prozessrechtsverhältnis auch ein Ver- 
hältnis der Parteien unter einander ist, kann hier abgesehen werden. 
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Staates rechtlich unabhängig sind, verhält sich dies nicht 
anders. Denn immer und überall sind die Gerichte nur 
Organe des Staates; ihre amtlichen Willenserklärungen 
sind Willenserklärungen des Staates; der von ihnen 
angeordnete und gehandhabte Zwang ist staatlicher Zwang. 
Das Völkerrecht enthält demnach die Rechtsnormen 
darüber, ob und inwieweit der Inhaber der Staatsgewalt 
durch seine Gerichte die Gerichtsgewalt über andere 
Staaten auszuüben berechtigt ist. Denn das Völkerrecht 
ist der Inbegriff der Rechtsnormen , aus denen Rechte 
und Pflichten der souveränen Staaten gegeneinander 
entspringen und nach denen sie geregelt werden. Aber 
die Normen des Völkerrechts richten sich auch nur an 
die Inhaber der Staatsgewalt Nur sie sind es, die die 
völkerrechtlichen Pflichten zu erfüllen haben und die 
demnach auch allein den völkerrechtlichen Pflichten 
zuwider handeln können. Ihnen liegt die völkerrechtliche 
Pflicht ob, dafür Sorge zu tragen, dass die Staatsgewalt 
in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung derart 
ausgeübt werde, dass dadurch die Normen des Völker- 
rechtes nicht verletzt werden. 

Die dem Inhaber der Staatsgewalt untergeordneten 
Organe des Staates haben die staatlichen Funktionen, deren 
Ausübung ihnen übertragen ist, auszuüben nach den von 
dem Inhaber der Staatsgewalt eriassenen Befehlen, mögen 
dieselben in Gesetzen oder in rechtsgiltigen Verordnungen 
oder Verfügungen erlassen werden. Für sie sind nicht 
die Normen des Völkerrechts, sondern die Normen des 
Landesrechts maassgebend. So wird auch die Zuständigkeit 
der Gerichte nicht durch das Völkerrecht, sondern durch 
das Landesrecht normiert und beschränkt Der Richterist 
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verpflichtet, das Recht seines Landes anzuwenden, mag 
dasselbe dem Völkerrecht gemäss sein oder nicht Er 
hat die Übereinstimmung des Landesrechts mit dem 
Völkerrecht nicht zu prüfen.') Erklärt der Staat durch 
seine Gesetze die Gerichte ffir zuständig, Rechtsstreitig- 
keiten fremder Staaten mit Privatpersonen zu entscheiden 
und das Urteil zwangsweise auch gegen den fremden 
Staat zu vollstrecken, so sind die Gerichte und die Voll- 
streckungsbehörden hierzu verpflichtet, auch wenn der 
Staat dadurch seine völkerrechtliche Pflicht auf das 
gröblichste verietzen sollte. Der dadurch in seinem Rechte 
verietzte Staat könnte gegen den Staat seinen Anspruch 
auf Beseitigung der Rechtsverietzung und auf Genug- 
thuung und Schadensersatz geltend machen, aber nur mit 
den Mitteln, die das Völkerrecht ihm zu Gebote stellt 
Nicht der Beamte, der dem Landesrecht gemäss gehandelt 
hat, hat das Völkerrecht verletzt, sondern der Inhaber 
der Staatsgewalt, in dessen Namen er gehandelt hat 

Alle civilisierten Staaten aber erkennen die Normen 
des Völkerrechts als für sie rechtsverbindlich an. Mag 
in der Theorie auch darüber noch Streit bestehen, ob das 
Völkerrecht Rechtsnormen oder Normen irgend welcher 
anderer Art enthalte, mögen die Ansichten darüber, wie 
das Völkerrecht entstehe und worauf seine Rechts- 
verbindlichkeit beruhe, noch aus einander gehen, es ist 



») Qierke, Deutsches Privatrecht, Bd. I, S. 213; Triepdy Völker- 
recht und Landesrecht (1899) S. 263 u.f. Darfiber besteht in Litte- 
ratur und Rechtsprechung so gut wie allgemeine Obereinstimniung. 
Abweichend allerdings — aber mit ganz unzureichender und irriger 
Begründung — IT. Kaufmann, die Rechtskraft des internationalen 
Rechtes (1899) S. 71 u.ff. 



— 81 — 

eine unbestreitbare Thatsache, dass alle civilisierte Staaten 
die Rechtsverbindlichkeit des Völkerrechts anerkennen 
und sie noch niemals geleugnet haben. Streitig kann es 
werden, ob ein Satz in dem Völkerrechte enthalten ist 
oder nicht, ob die eine oder die andere Auslegung einer 
Norm des Völkerrechtes die richtige ist, ob eine Handlung 
des Staates dem Völkerrechte gemäss ist oder nicht — 
aber grundsätzlich hat noch niemals ein dvilisierter 
Staat die Geltung des Völkerrechts verneint Auch wenn 
ein Staat vorsätzlich und offensichtlich das Völkerrecht 
verletzt, so dass für den unparteiischen Beurteiler ein 
Zweifel darüber nicht entstehen kann, sucht er doch 
nachzuweisen, dass er in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht gehandelt habe. Er durchbricht zwar in einem 
einzelnen Falle zu seinem vermeintlichen augenblicklichen 
Vorteile die Schranke des Rechts, aber er will sich 
dadurch nicht grundsätzlich von der Verbindlichkeit des 
Völkerrechts befreien, er nimmt vielmehr alle Rechte und 
Vorteile, die ihm die völkerrechtliche Gemeinschaft dar- 
bietet, nach wie vor in Anspruch. 

Diese allgemeine und grundsätzliche Anerkennung des 
Völkerrechts als eines Inbegriffes von rechtsverbindlichen 
Normen schliesst demnach zwar nicht eine Verietzung einer 
völkerrechtlichen Pflicht im einzelnen Falle aus, aber sie fuhrt 
mit logischer Notwendigkeit dazu, dass ein jeder Staat sein 
Landesrecht gemäss dem Völkerrechte zu gestalten sucht. 
Ein Staat würde aus der völkerrechtlichen Gemeinschaft 
ausscheiden, wenn er es sich selbst rechtlich unmöglich 
machte, seinen völkerrechtlichen Pflichten zu genügen. 
Der Staat kann nicht gleichzeitig wollen und nicht wollen. 
Das Landesrecht will nur soweit gelten, als durch seine 

6 
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Normen nicht die Erfüllung völkerrechtlicher Pflichten 
des Staates ausgeschlossen wird. Der Staat würde 
sonst gleichzeitig grundsätzlich die Verbindlichkeit des 
Völkerrechts anerkennen und diese Verbindlichkeit ver- 
neinen. Freilich ist es der Staat selbst, der, soweit seine 
Handlungen, also auch seine Gesetze, in Betracht kommen, 
den Inhalt des Völkerrechts und die Auslegung seiner 
Nonnen für seine Organe und Unterthanen in verbind- 
licher Weise feststellt. Es ist demnach nicht ausge- 
schlossen, dass ein Landesgesetz in Widerspruch mit 
einer Norm des Völkerrechts tritt, weil der Staat diese 
Norm nicht als geltenden Rechtssatz anerkennt oder weil 
er ihr eine unrichtige Auslegung gibt. 

Die Organe und Unterthanen des Staates sind auch 

dann durch das Landesgesetz gebunden. Soweit dies 

aber nicht der Fall ist, ergeben sich aus dem obigen 

allgemeinen Satze zwei Rechtssätze, die in keinem Staate 

in einem allgemeinen Gesetze^) ausdrücklich erklärt sind, 

die aber als Sätze des ungesetzten Rechts in allen Staaten 

in Geltung stehen, weil sie nur Folgesätze der allgemeinen 

Rechtsregel sind: 

1. Die Normen des Landesrechts sind, soweit sie nicht 

ausdrücklich und zweifellos das Gegenteil enthalten, 

so auszulegen, dass sie mit den völkerrechtlichen 



^) In zahlreichen Gesetzen wird zur Er]ganzung der darin 
enthaltenen ausdrücklichen Bestimmungen auf die Normen des Völker- 
rechts verwiesen. Dadurch werden nicht diese Normen des Völker- 
rechts Landesrecht, sondern es werden dadurch Normen des Landes- 
rechts geschaffen oder in ihrer fortdauernden Geltung bestätigt, die zur 
Erfüllung der durch diese völkerrechtlichen Normen gebotenen 
Pflichten des Staates erforderlich sind. Vgl. Triepd^L, a. O. S. 226 u. ff., 
der eine reiche Sammlung von Beispielen hierfür giebt 
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Normen, die dem Staate Pflichten auferlegen, nicht 
in Widerspruch stehen. 
2. In jedem civilisierten Staate stehen als Normen des 
ungesetzten Rechts, des Gewohnheitsrechtes, diejenigen 
Rechtssätze in Geltung, die in Geltung stehen müssen, 
damit der Staat seine völkerrechtlichen Pflichten 
erfüllen kann, soweit die Geltung eines solchen 
Rechtssatzes nicht ausdrücklich durch das Landes- 
recht ausgeschlossen ist^) 

Damit ist in allen diesen Fällen, ebenso wie überall, 
wo die Gesetze auf das Völkerrecht verweisen, den 
Unterthanen, welche nach Landesrecht ihre Verhältnisse zu 
ordnen haben, wie den Gerichten und Verwaltungs- 
behörden, die das Landesrecht anzuwenden haben, die 
Aufgabe zugeschoben, den Inhalt des Völkerrechts selbst 
zu ermitteln, soweit dies erforderlich ist, um das Landes- 
recht festzustellen. 

Das Völkerrecht enthält die Rechtsnormen zur Ord- 
nung der Verhältnisse souveräner Staaten') untereinander. 
Die Souveränetät des Staates, d. h. die Unabhängigkeit 
des Staates von einer höheren Gewalt, ist die Basis, auf 
der das Völkerrecht aufgebaut ist. Es ist die Rechts- 
ordnung einer Gemeinschaft von rechtlich unabhängigen 
und deshalb rechtlich gleichstehenden Gliedern. Der 



^) Wenn die beiden Sätze auch selten scharf formuliert werden, 
so besieht über ihre Geltung doch kaum eine Verschiedenheit der 
Ansicht. Die Gerichte aller Staaten haben sie in zahlreichen Er- 
kenntnissen zur. Anwendung gebracht Vgl. die von Triepd S. 154 u. f., 
S.399 u.ff. angeführte Literatur und Rechtsprechung. Die Zitate 
Hessen sich leicht vermehren. 

^) Über nichtsouverane Staaten als Subjekte des Völkerrechts 
siehe unten S. 95 uff. 

6* 
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allgemeinste und oberste Rechtssatz der völkerrechtlichen 
Friedensgemeinschaft — und mit ihr allein haben wir 
uns hier zu befassen — geht deshalb dahin, dass kein 
Staat berechtigt ist, einen andern Staat seiner Gewalt 
unterzuordnen. Kein Staat ist berechtigt einem andern 
Staate Befehle zu erteilen oder Zwangsgewalt gegen ihn 
anzuwenden, es sei denn zu dem Zwecke, um seine eigene 
Unabhängigkeit und Rechtsgleichheit dem andern Staate 
g^enuber zu wahren. 

2. Der allgemeine Rechtssatz. 
Auf dieser Grundlage sind durch die gemein- 
same Willensbethätigung der civilisierten Staaten Normen 
des Völkerrechtes geschaffen worden, die im gemein- 
samen Interesse aller Staaten weitergehende Pflichten und 
Rechte der Staaten gegen einander b^ründen. Nicht 
nur können die Staaten rechtsverbindliche Verträge ab- 
schliessen, in denen sie sich zu bestimmten Leistungen 
verpflichten, sondern es haben sich auch Rechtsnormen 
gebildet, welche an bestimmte Thatbestände die Ent- 
stehung von Rechten und Pflichten der Staaten knüpfen, 
ohne dass es eines Vertrages bedurfte. So ist der Staat, 
der Gesandte annimmt, dem Absendestaate gegenüber ver- 
pfichtet, ihnen bestimmte Privilegien zu gewähren. Der 
Staat, der Angehörigen fremder Staaten den Aufenthalt 
auf seinem Gebiete gestattet, ist völkerrechtlich verpflichtet, 
ihnen Rechtsschutz zu gewähren. Jeder Staat ist ver- 
pflichtet zu verhindern, dass auf seinem Gebiete Unter- 
nehmungen gemacht oder vorbereitet werden, die be- 
zwecken einen andern Staat gewaltsam anzugreifen^) 

^) Nach dem Strafgesetzbuch § 102 sind derartige Unter- 
nehmungen nur dann strafbar, sofern in dem anderen Staate dem 
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u. s. w. Aber nur soweit solche Sätze des Völkerrechts 
bestehen oder das Verhältnis der Staaten zu einander 
durch Vertrag geordnet ist, ist ein Staat verpflichtet, den 
Willenserklärungen eines andern Staates sich unter- 
zuordnen, ist ein Staat berechtigt, von einem andern 
Staate Handlungen oder Unterlassungen zu fordern und 
sie zu erzwingen, wenn der andere Staat seinen Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt 

Sind diese Sätze richtig — und sie werden nicht be- 
stritten werden können, wenn man nicht die Geltung des 
Völkerrechts Oberhaupt leugnet — so ergiebt sich aus 
ihnen auch mit logischer Notwendigkeit, dass ein Staat 
nach Völkerrecht nicht berechtigt ist, über einen andern 
Staat seine Oerichtsgewalt auszuüben, sofern nicht ein in 
anerkannter Geltung stehender Satz des Völkerrechts oder 
ein Vertrag einen Staat verpflichtet, sich allgemein oder in 
bestimmten Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsgewalt eines 
andern Staates zu unterwerfen. Par in parem non habet 
Imperium — ist ein Satz, der, wenn er auch in dieser 
Fassung dem canonischen Rechte entstammt^), einen der 
fundamentalsten Grundsätze des Völkerrechts zum Aus- 
druck bringt Es wird dies auch ausnahmslos anerkannt, 
insofern es sich um Akte des Staates, die er in Ausübung der 
Staatsgewalt nach öffentiichem Rechte vollzieht, handelt 



Deutschen Reiche die Gegenseitigkeit verbürgt ist, d. h. sofern die 
Handlung, wenn sie auf dem Gebiete dieses Staates gegen das 
Deutsche Reich verübt wird, mit einer den Strafandrohungen des 
§ 102 entsprechenden Strafe bedroht ist Nur die Strafbarkeit ist 
von der Bedingung der Gegenseitigkeit abhängig gemacht Die 
Pflicht des Deutschen Reiches, solche Handlungen zu verhindern, ist 
im Völkerrecht begründet 
Siehe oben S. 5 uf. 
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Selbst de Paepe erklärt, wie erwähnt, dass der Staat 
als pouvoir politique völlig unabhängig sei. Der Oerichts- 
gewalt eines anderen Staates könne er nicht unterstehen» 
insoweit er öffentliche Gewalt (puissance publique) sei und 
als solche handle. Seit der Mitte des IQ. Jahrhunderts 
wird aber, wie früher dargelegt, ') von zahlreichen Schrift- 
stellern gelehrt, diese Unabhängigkeit von fremder Oe- 
richtsgewalt komme dem Staate nur zu als öffentlicher 
Gewalt, nicht als juristischer Person auf dem Gebiete 
des Privatrechts, nicht als einer personne civile, und 
die Gerichte in Belgien und Italien haben zum Teil 
wenigstens in ihrer Rechtsprechung dieser Lehre sich 
angeschlossen. Eine absolute Unabhängigkeit eines Staates 
existiere Oberhaupt nicht, alle Staaten seien nicht nur der 
internationalen Rechtsordnung unterworfen, sondern es 
sei auch unmöglich, dass ein Staat, der mit privatrecht- 
lichen Beziehungen in die Rechtsordnung eines anderen 
Staates eintrete, von dieser absolut unabhängig bleibe. 
Nicht die Idolatrie eines Begriffskultus, sondern die 
reale praktische Betrachtung der Dinge, das Bedürfnis 
des Lebens entscheiden, ob und inwieweit der eine Staat 
die Ordnung des anderen als massgebend zu betrachten 
habe. Da der Staat, der in Privatrechtsverhältnisse im Ge- 
biete eines anderen Staates eintrete, zweifellos von der 
materiellen Gesetzgebung des Territoriums nicht eximiert 
sei, so folge daraus, dass auch seine Unterwerfung unter 
die Jurisdiktion in jenem Umfange stattfinden müsse. 
Sofern die orüidie Zuständigkeit des Gerichtes begründet 
sei, sei auch seine sachliche Zuständigkeit gegenüber 



1) Siehe oben S. 58 u. ff. 
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einem fremden Staate begründet, wenn der Staaat ge- 
handelt habe, nicht jure imperii, sondern jure gestionis.^) 
Wie der Staat in seinen privatrechtiichen Verhältnissen 
vor seinen eigenen Gerichten Recht nehme und Recht 
gebe und damit der Oerichtsgewalt seiner Gerichte unter- 
worfen sei, so sei er auch, wie jede Privatperson, der 
Oerichtsgewalt auswärtiger Gerichte unterworfen, sofern 
nach allgemeinen Rechtssätzen deren örtliche Zuständig- 
keit vorhanden sei. *) 

Leider sind alle diese Sätze teils in sich unrichtig, 
teils beweisen sie nicht, was sie beweisen sollen. 
Sicherlich haben die Staaten durch Ausbildung und An- 
erkennung des Völkerrechts sich in ihrer Unabhängigkeit 
beschränkt, aber die Frage, die zu beantworten ist, geht 
gerade dahin, ob nach dem geltenden Völkerrechte ein 
Staat als Subjekt von Privatrechten der Gerichtsgewalt 
eines anderen Staates unterworfen ist Nicht Idolatrie 
eines Begriffskultus ist es, wenn der Nachweis gefordert 
wird, dass ein Satz, welcher die Unabhängigkeit der Staaten 
beschränkt, Rechtsnorm geworden ist. Nicht die reale 
praktische Betrachtung, das Bedürfnis des Lebens, die 
„Natur der Sache'' entscheiden, ob ein Rechtssatz in 
Geltung steht oder nicht. Das Bedürfnis des Lebens, 
die Natur der Sache schaffen nicht unmittelbar einen 
Rechtssatz, sondern in ihnen können nur die Bew^- 
gründe li^en, welche die rechtsschaffenden Kräfte zur 
Schaffung eines Rechtssatzes veranlassen. Es ist aber 



V. Bar, Theorie und Praxis des Internat Privatrechts, 
Bd. II, S. 669 u.f., S. 674. 

*) Laurent, Droit intemat. priv6 III p. 81 sqq.; Qianzana, 
Lo Siraniero nel diritto dvile Italiano I, 2 p. 80 sqq. 
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auch eine unbewiesene Behauptung, dass ein Bedürfnis 
des Lebens einen solchen Rechtssatz verlange. Gerade 
in den Staaten, in denen weitaus am häufigsten fremde 
Staaten in Privatrechtsverhältnisse eintreten und mit darin 
wohnenden Personen privatrechtliche Verträge abschliessen, 
in denen deshalb auch am häufigsten die Gerichte über 
ihre Zuständigkeit zu entscheiden haben — in England 
und Frankreich — haben sich diese fast ausnahmslos für 
unzuständig erklärt. Erforderte die Natur der Sache in 
derThat gebieterisch, dass Rechtsstreitigkeiten mit fremden 
Staaten der Gerichtsbarkeit der einheimischen Gerichte 
unterstellt werden, so hätte in diesen Staaten die Gesetz- 
gebung diesem Bedürfnis abgeholfen oder aber, wenn 
ein Staat nach Völkerrecht sich hierzu nicht für berechtigt 
erachtete, so hätte sich niemand mehr bereit gefunden, 
mit fremden Staaten Verträge abzuschliessen. Trotz der 
konstanten Rechtsprechung der Gerichte sind England und 
Frankreich auch heute noch die Länder, in denen fremde 
Staaten am häufigtsen Verträge abschliessen, und ihnen 
tritt neuerdings Deutschland zur Seite, dessen Gerichte 
derselben Rechtsansicht folgen. 

Sodann ist es keineswegs zweifellos, dass ein Staat, 
der im Gebiete eines andern Staates in Privatrechtsver- 
hältnisse eintritt, dem materiellen Rechte dieses Staates 
untersteht. Von einigen später zu besprechenden Aus- 
nahmen abgesehen, die sich auf dingliche Rechte an 
unbeweglichen Sachen beziehen, ist dies nicht der 
Fall. Für die als zweifellos hingestellte Behauptung fehlt 
jeder Beweis. Der Staat, der in fremdem Staatsgebiete in 
Rechtsverhältnisse eintritt, lebt auch hier nach eigenem 
Rechte, nicht nach fremden Rechte, sofern er nicht selbst 
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das Rechtsverhältnis unter fremdes Recht stellt Geht 
er mit Ausländem im Auslande Verträge ein, die im 
Auslande zu erfüllen sind, so wird er vielfach genötigt 
sein, das Vertragsverhältnis ausdrücklich oder still- 
schweigend unter das Landesrecht zu stellen. Denn für 
den Ausländer, mit dem er den Vertrag abschliesst, gilt 
nur das Recht des Landes und nur nach dessen Nonnen 
können für ihn Verbindlichkeiten begründet werden. 
Doch bedarf es einer eingehenden Erörterung der 
schwierigen und verwickelten Frage hier nicht. Selbst 
wenn es erwiesen wäre, dass das materielle Landesrecht 
nach einem allgemeinen Rechtssatze auf die privatrecht- 
lichen Verhältnisse fremder Staaten in demselben Um- 
fange Anwendung fände, wie auf die privatrechtlichen 
Verhältnisse von fremden Privatpersonen, so würde 
daraus keineswegs sich ergeben, dass in demselben Um- 
fange fremde Staaten auch der einheimischen Gerichts- 
barkeit unterstehen. 

Ebenso wenig kann daraus, dass der Staat in seinen 
privatrechtlichen Verhältnissen im Inlande sich den Normen 
seines Privatrechts unterstellt und vor seinen Gerichten 
in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten Recht nimmt und 
Recht giebt, ein Schluss auf das Ausland gezogen werden. 
Der Staat selbst ist es, der bestimmt, nach welchen 
Rechtsnormen diejenigen Verhältnisse zu ordnen sind, 
die er im privaten Vermögensverkehr mit anderen 
Personen eingeht. Er kann hierfür die Normen des ge- 
meinen Privatrechtes für massgebend erklären, wie dies 
in Deutschland — von wenigen Ausnahmen abgesehen — 
nach dem Bürgeriichen Gesetzbuche der Fall ist. Er kann 
aber auch besondere Rechtsnormen hierfür aufstellen. 
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wie dies nach dem älteren römischen Rechte der Fall 
war und noch heute nach französischem und englischem 
Rechte in weitem Umfange der Fall ist Wenn aber der 
Staat vor seinen eigenen Gerichten Recht nimmt und 
Recht giebt, so unterwirft er sich nicht einer fremden 
Gewalt. Das Gericht selbst ist nur ein Organ des Staates. 
Der Staat selbst ist es, der über Ansprüche, die gegen 
ihn erhoben werden, entscheidet. Das Interesse des 
Staates gebietet es, dass diese Entscheidung, ebenso wie 
eine Entscheidung Ober Ansprüche, die eine Privatperson 
gegen eine Privatperson erhebt, nur auf Grund eines 
rechtlich geordneten Verfahrens und nach Massgabe des 
Rechtes erfolge. Deshalb und nur deshalb ist das Ver- 
fahren, in welchem über privatrechtliche Ansprüche gegen 
den Staat zu entscheiden ist, ebenso geordnet, wie das 
Verfahren, in welchem Privatpersonen die Parteien 
sind. Deshalb haben dieselben staatlichen Behörden, 
welche über Klagen gegen eine Privatperson zu 
erkennen haben, in derselben Unabhängigkeit und in 
denselben Formen über Klagen gegen den Staat zu 
erkennen. Wenn der Staat in einem solchen Verfahren 
die Rolle einer Partei fibernimmt, so darf dies darüber 
nicht täuschen, dass es ein und derselbe Staat ist, der 
Recht spricht und über dessen Rechte und Pflichten er- 
kannt wird. Die Auffassung, als sei der Fiskus eine 
von dem Staate zu unterscheidende juristische Person, 
ist längst überwunden und bedarf nicht einer noch- 
maligen Wideriegung. Es kann deshalb auch niemals 
Zwangsvollstreckung gerichtlicher Entscheidungen gegen 
den Staat in dem Sinne stattfinden, wie gegen die der 
Staatsgewalt unterworfenen Personen. Der Staat kann 
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an sich selbst keine Befehle erlassen und er kann nicht gegen 
sich selbst physische Zwangsgewalt ausüben. In den 
Entscheidungen und Verfugungen, die in einem g^en 
den Staat gerichteten Vollstreckungsverfahren erlassen 
werden, erklärt nur ein Organ des Staates ein anderes 
Organ des Staates für zuständig und verpflichtet, be- 
stimmte Amtshandlungen vorzunehmen oder zu unter- 
lassen. Selbst wenn im Vollstreckungsverfahren g^en 
den Staat eine Geldstrafe angeordnet wird, um ihn zur 
Vornahme einer Handlung cyler zu einer Unterlassung 
anzuhalten, so hat in einem solchen Falle die Geldstrafe 
nur formell den Charakter einer Strafe. Thatsächlich 
hat die eine Kasse des Staates den Betrag in eine 
andere Kasse des Staates zu zahlen. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführung, dass der Staat 
durch alle diese Rechtsnormen nur die Zuständigkeit 
seiner eigenen Organe geordnet hat, dass er dadurch 
aber nicht sich einer von der Staatsgewalt gesonderten 
Gerichtsgewalt unterstellt hat. Der Schluss, der hieraus 
auf die Unterwerfung des Staates unter die Gerichts- 
gewalt eines anderen Staates gezogen wird, ist offen- 
sichtlich unrichtig. Der Staat kann die Zuständigkeit 
seiner Behörden auch in anderer Weise ordnen, wie denn 
in Frankreich und anderen Staaten noch gegenwärtig die 
Entscheidung Ober privatrechtliche Ansprüche gegen den 
Staat in grossem Umfange nicht den Gerichten, sondern 
den Verwaltungsbehörden oder den Verwaltungsgerichten 
zusteht«) 



^) über das französische Recht, nach welchem Privatrechts- 
sireitigkeiten, in welchen der Staat Partei Ist, in grosser Zahl der 
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Auch die Ansicht Laurenfs, der, wenn auch mit 
mannigfachen Beschränkungen, von Bar und Mamelok 
beigetreten sind*), dass zu unterscheiden sei zwischen 
Rechtsprechung und Gerichtszwang und dass Staaten 
zwar der Rechtsprechung der Gerichte, nicht aber dem 
Gerichtszwang fremder Staaten unteriiegen, beruht eben- 
falls auf einem Irrtume. Der Rechtsschutz, den der Staat 
in dem civilprozessualen Verfahren gewährt, besteht nicht 
darin, dass er durch sachverständige Behörden auf Grund 
eines rechtlich geordneten Verfahrens erklärt, was Rechtens 
ist — damit würde ein Rechtsschutz nicht gegeben sein — 
sondern darin, dass er in einem gerichtlichen Urteile 
einen Befehl erlässt und demjenigen, zu dessen Gunsten 
das Urteil erlassen ist, die staatliche Zwangsgewalt zur 
Durchführung des Befehls zur Verfügung stellt, sowie 
darin, dass er demjenigen, der den staatlichen Rechts- 
schutz erfordert, unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
eine vorläufige Sicherung seines Anspruchs durch Zwangs- 
massregeln verschafft (Anordnung des Arrestes). Das, 
was das Urteil oder die gerichtliche Anordnung als Akt 
der Staatsgewalt charakterisiert, sind nicht die logischen 
Denkoperationen und deren Ergebnis, das in ihnen erklärt 
wird, sondern der staatliche Befehl, der darin enthalten 
ist und zu dessen Durchführung die Zwangsgewalt des 
Staates bereit gestellt wird. Ob die Anordnung der Zwangs- 



Zustandigkeit der Gerichte entzogen sind, siehe meine Abhandlung 
über die französische Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Zeitschrifl 
für Gesäzgebung und Praxis aaf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, 
Bd. VI, S. 12 u. ff. 

*) Laurent a. a. O. p. 87 sq.; v. Bar, Bd. II S. 673 u. ff.; 
Mamelok a. a. O. S. 161 u.f., S. 191 u.ff. 
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massregel und deren Ausführung durch die Gerichte oder 
durch andere Behörden erfolgt, ist hierfür ohne Belang. 
Das ist nur eine Frage der Behördenorganisation. 

Die Durchführung des im Urteil enthaltenen Be- 
fehls kann freilich thatsächlich unmöglich werden. 
Sie wird vor allem dann unmöglich sein, wenn innerhalb 
des Staatsgebietes, auf dem allein der Staat zur Ausübung 
der Zwangsgewalt berechtigt ist, sich die Personen und 
Vermögensgegenstände nicht befinden, gegen welche die 
Zwangsgewalt auszuüben wäre. Aber auf allen Gebieten 
der staatlichen Thätigkeit können häufig genug staatliche 
Befehle ihre Vollziehung nicht finden, weil diese that- 
sächlich unmöglich ist oder weil die Staatsgewalt nicht 
ausreicht, um die Verwirklichung des Staatswillens herbei- 
zuführen. Aber das Urteil würde nicht mehr dn Urteil 
im rechtlichen Sinne des Wortes, sondern ein sach- 
verständiges Gutachten sein, wenn das Recht selbst 
bestimmte, dass die Ausführung des Urteils von dem 
Belieben des Verurteilten abhänge und der Staat nicht 
verpflichtet sei, mit Zwangsgewalt das Urteil auszuführen, 
sofern dies erforderiich werde. Den Staat für zuständig 
zu erklären, über fremde Staaten die Gerichtsbarkeit aus- 
zuüben, ihn aber für unzuständig zu erklären, gegen 
fremde Staaten das richterliche Urteil durchzuführen, auch 
soweit dies innerhalb seines Gebietes möglich ist, 
schllesst einen Widerspruch in sich ein. Diese Ansicht 
entzieht dem gerichtlichen Urteil gerade das Element, 
was es zum gerichtlichen Urteile macht. ^) 



^) Es wird kaum der Bemerkung bedürfen, dass es sich mit 
Urteilen, die gegen den Staat als Prozesspartei von seinen eigenen 
Gerichten gefällt werden, durchaus anders vertiält Allerdings kann 
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Man beruft sich femer darauf, dass das Urteil eines 
unabhängigen, hochgestellten Gerichtshofs auch gegenüber 
einer fremden Regierung eine bedeutende moralische Kraft 
haben werde, dass eine fremde Regierung ohne besondere 
Gründe sich der Erfüllung eines solchen Urteils nicht ent- 
ziehen werde. In den meisten Fällen werde die Autorität 
und die Unparteilichkeit des Gerichtes unbestreitbar sein. 
Selbst wenn man dies zugeben wollte — obgleich sich ge- 
wichtige Bedenken dagegen erheben Hessen — so wurde 
dadurch die rechtliche Beurteilung nicht beeinflusst. Er- 
klärt der Staat sich für unzuständig, einem rechtskräftigen 
Urteil, das sein Gericht gefällt hat, rechtliche Wirksamkeit 
zu geben und, soweit es vollstreckbar ist, es zu vollstrecken, 
so spricht er sich selbst damit die Gerichtsbarkeit ab. 
Das Urteil ist nur dem Scheine nach ein Urteil, in Wahr- 
heit ein Gutachten, insoweit es sich gegen den fremden 
Staat richtet. 

Beruht das Völkerrecht der civilisierten Staaten auf 
der gegenseitigen Anerkennung der Unabhängigkeit und 
Gleichheit der souveränen Staaten, so ist damit auch der 
Rechtssatz anerkannt, dass kein Staat zuständig ist, über 
einen andern Staat eine Gerichtsgewalt auszuüben, mag 
es sich um Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes oder 



auch ein solches Urteil nicht zwangsweise gegen den Staat vollstreckt 
werden. Aber, wie schon erwähnt, ein solches Urteil ist auch nicht 
ein Befehl, den der Staat gegen sich selbst erlässt, sondern es ist 
eine staatliche Willenserklärung, durch welche der Staat selbst seine 
Pflichten festsetzt. Der darin enthaltene Befehl ist ein Befehl, den 
der Staat an seine eigenen Beamten richtet, gemäss dem Urteil zu 
verfahren. Der zuständige Beamte ist nach seiner Amtspflicht dafür 
verantwortlich, dass der in dem Urteil erklärte Staatswille zur Aus- 
führung gebracht wird. 
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des Privatrechtes handeln. Auch der Staat, soweit er in 
den privatrechtiichen Vermögensverkehr eintritt und Sub- 
jekt von privatrechtlichen Befugnissen und Pflichten wird, 
ist und bleibt der souveräne Staat, der keiner andern 
Gewalt untergeordnet ist und demnach auch der Gerichts- 
gewalt keines andern Staates untersteht Ein Staat könnte 
zwar unter Nichtachtung dieses Satzes des Völkerrechtes 
ausdrücklich seine Gerichte für zuständig erklären, auch 
über fremde Staaten die Gerichtsbarkeit auszuüben wie 
über fremde Privatpersonen, sofern die anderweiten Vor- 
aussetzungen, unter denen die Gerichte sachlich und örtlich 
zuständig sind, vorhanden sind. Dann hätten die Gerichte 
nach dem Landesrecht auch Klagen gegen fremde Staaten 
anzunehmen und zu entscheiden, gegebenen Falles auch 
die Zwangsvollstreckung gegen die im Inlande befind- 
lichen Vermögensgegenstände des fremden Staates an- 
zuordnen. Aber der dadurch in seinem Rechte auf 
Unabhängigkeit verletzte Staat wäre nicht verpflichtet, das 
Urteil als verbindlich anzuerkennen, und er könnte von den 
völkerrechtlichen Mitteln zum Schutze seines Rechtes Ge- 
brauch machen. Indes hat bisher kein Staat ein solches Ge- 
setz erlassen. Ist andererseits auch nicht ausdrücklich in den 
Landesgesetzen bestimmt, dass fremde Staaten der Gerichts- 
barkeit der Gerichte nicht unterstehen, so gih dieser Satz 
doch in allen Staaten als ungesetzte Norm des Landesrechts. 
Es war bisher nur von souveränen Staaten die Rede. 
Die sog. halbsouveränen Staaten, denen, wenn auch in Unter- 
ordnung unter eine souveräne Staatsgewalt, doch eine 
selbständige Herrschergewalt auf den ihnen verbliebenen 
Zuständigkeitsgebieten zukommt, wie die Gliedstaaten eines 
Bundestaates, die Tributärstaaten der Türkei, Tunis, die 
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Lehenstaaten Englands und der Niederlande in Indien, 
werden völkerrechtlich den souveränen Staaten gleich- 
gestellt. In der völkerrechtlichen Anerkennung des 
souveränen Staates, dem sie untergeordnet sind, ist 
die Anerkennung der ihnen zustehenden selbständigen 
Herrschergewalt enthalten. In der Anerkennung des Staates 
li^ zugleich auch die Anerkennung seiner Verfassung. Die 
Selbständigkeit der ihm untergeordneten halbsouveränen 
Staaten ist aber in seiner Verfassung begründet. Die 
halbsouveränen Staaten sind deshalb auch im Auslande, 
ebenso wie der souveräne Staat, der Staatsgewalt des 
auswärtigen Staates nicht unterworfen und unterstehen 
nicht der Gerichtsbarkeit auswärtiger Gerichte. Dies 
gilt auch dann, wenn der nichtsouveräne Staat nur 
durch den souveränen Staat mit anderen Staaten in völker- 
rechtlichen Verkehr zu treten berechtigt ist Die Selbst- 
ständigkeit der Herrschergewalt, die für den Staat das 
wesentliche Moment ist, wird dadurch nicht aufgehoben, 
wenn auch nach einer wichtigen Richtung hin beschränkt 
Seine selbständige Existenz als Staat und seine Unab- 
hängigkeit allen anderen Staaten gegenüber bleiben trotz- 
dem bestehen. Die Gerichte in England, Frankreich 
und ItaUen, die bisher, soviel bekannt, allein über diese 
Frage zu erkennen hatten, sind auch in ihrer Praxis dieser 
Ansicht gefolgt.*) Der Appellhof zu Paris hat aller- 
dings in den Entscheidungsgründen des Erkenntnisses 



*) Die Oleichstellung der halbsouveränen Staaten mit den 

souveränen Staaten ist anerkannt worden: 

a) für Aegypten in den Erkenntnissen des Tribunal de la Seine vom 
16. April 1847 (Phillimore II, p. 144 sq.) und vom 8. Februar 1874 
(Vincent et Pinaud, Dictionnaire p. 816). In beiden Erkenntnissen 



97 



vom 19. Juni 1894 die Ansicht ausgesprochen, dass nur 
solche halbsouveräne Staaten den souveränen Staaten 
rechtlich gleich zu stellen seien, denen das Gesandtschafts- 
recht zustehe. Nur sie hätten eine selbständige inter- 



bat sich der Gerichtshof für unzuständig eridärt, weil die Klage 
gegen einen fremden Staat gerichtet sei, der der Gerichtsbarkeit 
französischer Gerichte nicht unterstehe. In Engiand hat allerdings 
der High Court of Admiralty in dem Urteil vom 7. Mai 1873 
Ägypten nicht als halbsouveranen Staat anerkannt, aber ausdrfick- 
lich erklärt, dass den halbsouveränen Staaten die Exterritorialität 
in demselben Umfange zukomme, wie den souveränen Staaten. 
Aegypten stehe aber die mi-souverainet6 compl^e nicht zu. Siehe 
Westlake in der Revue de droit internat. VI p. 618. Worin sich 
aber die mi-8ouverainet6 complete von der nicht vollen Halb- 
sonveränetät unterscheidet, ist in dem Erkenntnis nicht angegeben. 

b) für Tunis, obgleich dasselbe nach den mit Frankreich abge- 
schlossenen Unterwerfungsverträgen vom 12. Mai 1881 und 8. 
Juni 1883 sicherlich nur noch ein halbsouveräner Staat ist, in den Er- 
kenntnissen des Tribunal de la Seine vom 10. April 1888 (Journal 
XV, p.670) und vom 30. Juni 1891 (Journal XIX p.952) wie in dem des 
Appellhofi zu Paris vom 14. Dezember 1893 üournal YXl p. 124); 
femer in den Erkenntnissen des Appdlhofi zu Lucca vom 2. April 
1886 (/oumal XIV p. 501) und 22. August 1887 Ooumal XVI p. 
335) wie des Kassationshofes zu Florenz vom 25. Juli 1886. Wenn 
die italienischen Gerichte sich in allen diesen Erkenntnissen für 
zuständig eridärt haben, so haben sie doch darin anerkannt, dass 
Tunis ein Staat sei, der in Bezug auf die Ausübung der Staats- 
gewalt der italienischen Gerichtsbarkeit nicht unterstehe, wohl 
aber, wie auch die souveränen Staaten, in Bezug auf seine privat- 
rechtlichen Handlungen und Verpflichtungen. Siehe oben S. 54. 

c) für Serbien (vor 1878), Tribunal de la Säne, Erk. vom 16. März 
1864 (Vincent ä Pinaud, p. 817). 

d) für Bulgarien, Tribunal ävil zu Brüssel vom 28. Dezember 1888 
(Journal XVII, p. 288; XXII, p.35). 

Für die halbsouveränen, unter englischer und niederiändischer 
Oberhoheit stehenden Staaten Indiens ist die Frage, soviel bekannt, 
noch nicht zur gerichtlichen Entscheidung gekommen. In dem Falle 
Mighell V. Sultan of Johore, den die Queens Bench 1894 zu ent- 
scheiden hatte, nahm das Gericht auf Grund einer Bescheinigung 
der Staatsregierung an, dass der Sultan von Johore ein souveräner, 

7 
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nationale Existenz, die von den anderen Staaten anerkannt 
sei.*) Doch ist dies nicht von entscheidender Bedeutung, 
wie die französischen Gerichte selbst gegenüber Aegypten 
anerkannt haben, das ebenfalls des Gesandtschaftsrechts 
entbehrt.«) 



nicht unter englischer Oberhoheit stehender Fürst sei. Er stehe zu 
England in „relations of alliance and not of suzerainity and de- 
pendance". Freilich hat nach dem Vertrage vom 11. Dezember 
1885 Art 6 England das Recht das Sultanat gegen äussere Angriffe 
zu schützen und der Sultan dari keine Vertrage mit anderen Staaten 
abschliessen. Law Reports 1894. Q. B. p. 149 sqq.; Journal XXI, 
p. 576. Vgl. Craies in Law Magazine and Review, 4. Series, XX p. 
43 sqq. 

^) Journal XXI, p. 1032 sqq. Der Gerichtshof hatte über die 
Klage der Erben de Civry gegen die Stadt Genf über den Nachlass 
des Heraogs Karl von Braunschweig zu entscheiden. Die Stadt Genf 
machte geltend, dass sie nur ein Organ des Kantons Genf sei, die 
Klage in Wirklichkeit gegen den Kanton Genf sich richte, der Kanton 
aber als Staat der französischen Gerichtsbarkeit nicht unterstehe. 
Der Bundesrat der Schweiz hat diese Ansicht geteilt und durch den 
Schweizer Gesandten bei der französischen Regierung vertreten 
(Geschäftsbericht an die Bundesversammlung über das Jahr 1891. 
Bundesblatt 1892 Bd. II, S. 810; S. oben S. 71 Note 7). Trotzdem 
ist sie von den französischen Gerichten zurückgewiesen worden und 
mit Recht Die Gemeinden sind zwar Verwaltungsorgane des 
Staates, sie haben aber eine von dem Staate rechtlich gesonderte 
juristische Persönlichkeit und sind als solche der Staatsgewalt 
unterworfen wie jede Privatperson Dies war der für den AppeUhof 
entscheidende Grund. In den Entscheidungsgründen führte er nur 
aus, dass, selbst wenn eine Klage gegen den Kanton Genf gerichtet 
werde, das französische Gericht zuständig sei, weil den Kantonen 
das Gesandtschaftsrecht fehle. 

') Vgl. insbes. Audinet in Revue g^nirale de droit international 
public II (1895) p. 385—400. Der Verfasser will unterscheiden 
halbsouveräne Staaten, die international anerkannt seien, wie die 
Bundesstaaten des deutschen Reichs, und solche, die nicht anerkannt 
seien, wie die Kantone der Schweiz und die Einzelstaaten der Nord- 
Amerikanischen Union, Doch ist dies unrichtig. Auch die Kantone 
der Schweiz und die Einzelstaaten der Union sind völkerrechtlich an- 
erkannt, sie können sogar, wenn auch in sehr beschränktem Masse, 
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Auch in dem zusammengesetzten Staate selbst sind 
die halbsouveränen Staaten zwar der souveränen Reichs- 
gewalt untergeordnet, in ihrem Verhältnis untereinander 
aber sind sie nur insoweit in ihrer Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit beschränkt, als dies durch ein Gesetz der 
souveränen Reichsgewalt bestimmt ist Der eine Glied- 
staat ist also auch der Gerichtsgewalt der andern Glied- 
staaten nur dann und nur in soweit unterstellt, als dies 
durch die souveräne Reichsgewalt angeordnet ist In 
dem deutschen Reiche sind die Bundesstaaten nach Reichs- 
recht in allen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten der Gerichts- 
gewalt eines jeden Bundesstaates unterworfen. Zwar ist 
dies in keinem Reichsgesetz ausdrücklich erklärt Aber 
es ergiebt sich daraus, dass die Reichsgesetze Be- 
stimmungen gegeben haben über den Gerichtsstand der 
Bundesstaaten in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten/) 

mit anderen Staaten völkerrechtliche Verträge abschliessen. (Ver- 
fassung der Schweizer Eidgenossenschaft vom 2Q. Mai 1874, Art 9, 
Verfassung der Vereinigten Staaten, Art I, Sektion 10). Wenn ein 
nicht anerkannter halbsouveraner Staat vor einem fremden Gericht 
„en raison d'actes de souverainete" verklagt werde, so könne er, 
meint Audinet, zwar die Zuständigkeit des Gerichts nicht ablehnen, 
aber der souveräne Staat, dem er untergeordnet sei, könne veriangen, 
dass von der Regierung der Kompetenzkonflikt „dans l'int^ret de 
l'ordre public*' erhoben werde. — Richtig dagegen Despagnet, Droit 
international priv6, p. 376 sqq. und Afa/n^/t^j^ Jurist. Personen imintemat 
Privatrecht, S. 200. — Fedozzi a. a. O. p. 104 spricht den Einzelstaaten 
in den Bundesstaaten kurzweg jede propriapersonalitäintemazionaleab. 
') Aus § 4 des Einführungsgesetz zur Civil-Proz.-Ord. aliein 
ergiebt es sich nicht. Darin wird nur bestimmt, dass für bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten, für welche nach dem Gegenstande oder der 
Art des Anspruchs der Rechtsweg zulässig ist, aus dem Grunde, 
weil als Partei der Fiskus betheiligt ist, der Rechtsweg durch die 
Landesgesetzgebung nicht ausgeschlossen werden darf. Damit ist 
noch nicht die Verpflichtung des Staates ausgesprochen, vor Gerichten 
der anderen Staaten Recht zu geben. 

7* 
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Nach § 18 der Civil -Prozess- Ordnung hat jeder 
deutsche Staat in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, der 
Fiskus^ seinen allgemeinen Gerichtsstand bei dem Gerichte, 
in dessen Bezirk die Behörde ihren Sitz hat, welche be- 
rufen ist, den Fiskus in dem Rechtsstreite zu vertreten. 
Der Sitz der Behörde wird zwar in der Regel im Inlande 
sein, doch kann sie auch im Gebiete eines andern 
Bundesstaates ihren Sitz haben, wie z. B. eine preussische 
Eisenbahndirektion, die den Fiskus innerhalb ihres Ge- 
schäftsbereichs zu vertreten hat,') ihren Sitz in Mainz hat. 
Aber auch abgesehen davon hat jeder deutsche Staat den 
ausschliesslichen dinglichen Gerichtsstand (§ 24) und den 
Gerichtsstand des Erfüllungsortes für Klagen aus Vertrags- 
massigen Schuldverhältnissen (§ 29) in demjenigen Bundes- 
staate, in welchem die unbewegliche Sache gelegen ist 
oder der Vertrag zu erfüllen ist Soweit hiernach aber 
die Zuständigkeit der Gerichte eines Bundesstaates über 
die andern Bundesstaaten begründet ist, sind auch die 
Entscheidungen der Gerichte rechtswirksam und er- 
zwingbar in dem gesammten Reichsgebiete,^) also auch 
in dem Gebiete des Staates, über den die Gerichtsgewalt 
ausgeübt wird. 

In den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika wie 
in der Schweiz ist anerkannt, dass kein Staat, kein Kanton 
verpflichtet ist vor dem Gerichte eines andern Staates 
oder Kantons Recht zu geben. In Nord -Amerika be- 
stimmt die Verfassung (Art. 111, Sect 1. 2), dass alle 



') Verwaltungsordnung für die Staatseisenbahnen vom 15. 
Dezember 1894 § 6. 

") Laband, Staatsrecht des Deutschen Reichs (4. Aufl.) Bd. III 
S. 376 u.f.; Gaupp-Stän, Civilprozess-Ord. (4. Aufl.) I. S.14 u.f. 
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Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Staat Partei ist, vor den 
Supreme Court der Union gehören. In der Schweiz ist 
nach der Verfassung der Eidgenossenschaft (Art 110) das 
Bundesgericht allein zuständig in allen civilrechtlichen 
Streitigkeiten zwischen dem Bunde und den Kantonen, 
sowie zwischen den Kantonen unter sich. Nach dem 
Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechts- 
pflege vom 22. März 1893, das, soweit es hier in Betracht 
kommt, im Wesentlichen mit dem Bundesgesetze vom 
27. Juni 1874 übereinstimmt, ist das Bundesgericht aber 
auch als einzige Instanz zuständig in civilrechtlichen 
Streitigkeiten zwischen Kantonen einerseits und Kor- 
porationen oder Privatpersonen andererseits, wenn der 
Streitgegenstand einen Hauptwert von mindestens 3000 Fr. 
hat und die eine oder andere Partei es verlangt, ohne 
Unterschied, ob die Streitigkeiten nach der kantonalen 
Gesetzgebung im ordentlichen Prozessverfahren auszu- 
tragen sind oder ob dafür ein besonderes Verfahren vor 
besonderen Behörden vorgeschrieben ist Von dieser Be- 
stimmung sind nur die Expropriationsstreitigkeiten aus- 
genommen (Art 48). Insoweit hiemach das Bundes- 
gericht zur Entscheidung von Klagen gegen einen Kanton 
nicht zuständig ist, kann der Kanton nur vor seinen 
eigenen Gerichten belangt werden. 

3. Ausnahmen, 
a Dingliche Klagen über unbewegliche Sachen. 

Ergiebt sich aus der Unabhängigkeit und Gleichheit 
der Staaten, dass kein Staat zuständig ist über einen 
andern Staat die Gerichtsgewalt auszuüben, so ist doch 
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die Geltung dieses Satzes durch Ausnahmen beschränkt. 
Indes wird dadurch keineswegs, wie vielfach behauptet 
wird,0 das Prinzip verurteilt und aufgehoben. In der 
Ausbildung und Anerkennung des Völkerrechts haben 
die Staaten sich in rechtlich verbindlicher Weise in ihrer 
Unabhängigkeit beschränkt, ihre Unabhängigkeit damit 
aber nicht aufgehoben. Es steht nicht im Widerspruch 
mit der Souveränetät der Staaten, wenn durch einen 
Satz des Völkerrechts eine Ausnahme von der Regel 
aufgestellt wird oder wenn ein Staat vertragsmässig sich 
verpflichtet, der Gerichtsbarkeit eines andern Staates sich 
zu unterwerfen, oder wenn er durch eine einseitige 
Willenserklärung für einen einzelnen Rechtsstreit die 
Gerichtsbarkeit eines auswärtigen Gerichts anerkennt. 
Die hier vertretene Ansicht geht nicht, wie v. Bar (II, 
S. 681) angiebt, dahin, dass ein Staat der Jurisdiktion 
eines andern Staates nicht unterworfen sei, weil das 
Wesen der Souveränetät es nicht gestatte. Wäre dies 
richtig, dann wäre freilich auch eine freiwillige Unter- 
werfung ausgeschlossen und ein Rechtssatz des Völker- 
rechts, der eine Ausnahme feststellte, unmöglich. Die 
Ansicht geht vielmehr dahin, dass der souveräne Staat 
in seiner Unabhängigkeit rechtlich nur beschränkt wird 
durch die Normen des Völkerrechts und durch seine 



So Spe a. a. o. p. 335, Laurent, III p. 83, v. Bar, 11 S. 670, 
681, Mameluk, a. a. O. S. 158. Um diesem freilich ganz unbegründeten 
Einwand zu entgehen, versuchte de CuveUer (Revue de droit Internat. 
XX p. 124) nachzuweisen, dass in den Fällen, in denen ein Gericht 
über einen auswärtigen Staat die Gerichtsbarkeit auszuüben habe^ 
keine Ausnahme von der Regel stattfinde ~ ein Versuch, der 
allerdings misslingen musste. 
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eignen Willenserklärungen, sofern sie nach dem Völker- 
recht für ihn rechtsverbindlich gegenüber andern Staaten 
sind. Würde dies dem Wesen der Souveränetät wider- 
sprechen, so wäre überhaupt ein Völkerrecht unmöglich. 

Die durch Normen des gemeinen Völkerrechts un- 
mittelbar gegebenen Ausnahmen, sowie die, die auf völker- 
rechtlichem Vertrage oder einseitiger Willenserklärung des 
Staates beruhen, sollen im Folgenden besprochen werden. 

Seitdem die Befreiung der Gesandten von der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit anerkannt wird, seitdem wird 
auch allgemein anerkannt, dass diese Befreiung keine 
ausnahmslose ist, dass sie sich nicht erstreckt auf ding- 
liche Klagen, die sich auf unbewegliche, im Inlande 
gelegene Sachen beziehen. In der Vergangenheit wie in 
der Gegenwart hat der Empfangsstaat sich die Gerichts- 
barkeit hierüber vorbehalten. Zur Begründung darf man sich 
nicht auf eine angeblich stillschweigende Willenserklärung 
berufen, durch welche der Gesandte, der Grund und Boden 
im Empfangsstaate erwirbt, dessen Gerichtsbarkeit in Bezug 
darauf sich unterwerfe, sondern der Satz ist darin begründet, 
dass der Grund und Boden einen untrennbaren Teil 
des Staatsgebietes bildet und nur der Herrschaft des 
Staates, zu dem er gehört, unterstehen kann. Nur 
der Staat hat kraft seiner Landeshoheit allein und 
ausschliesslich das Recht und die Macht ein Urteil, das 
die rechtlichen Verhältnisse an Grundstücken ordnet, 
zwangsweise zu vollstrecken. Werden gerichtliche Zwangs- 
massregeln gegen Personen oder bewegliche Sachen an- 
geordnet, die sich nicht auf dem Staatsgebiete befinden, 
so können sie freilich auch nicht ausgeführt werden, 
aber die Möglichkeit hierzu kann jeden Augenblick ein- 
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treten; bei unbeweglichen Sachen ist diese Möglichkeit 
ausgeschlossen. Einem fremden Staate fehlt die recht- 
liche und thatsächliche Macht seinen Urteilsbefehlen, die 
sich auf unbewegliche, im Auslande befindliche Sachen 
beziehen, Gehorsam zu verschaffen. Diese durch „die 
Natur der Sache" gegebene untrennbare Verbindung des 
Grund und Bodens mit dem Staatsgebiete hat dazu geführt, 
dass der oben angeführte Satz von allen Staaten als ein 
Rechtssatz des gemeinen Völkerrechts anerkannt wird. 

Die Natur der Sache aber, die für diese Beschränkung 
der Exterritorialität der Gesandten massgebend war, war 
auch massgebend für die Ausbildung desselben Rechts- 
satzes für die Verhältnisse der Staaten. Nach gemeinem 
Völkerrechte ist der Staat berechtigt über einen andern 
Staat die Gerichtsbarkeit auszuüben, insoweit es sich 
um dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen handdt 
„Immobilia eius iurisdictionis reputantur, ubi sita suni^ 
Das Landesrecht, das den Landesgerichten die aus- 
schliessliche Gerichtsbarkeit in Rechtsstreitigkeiten über 
Grundstücke zuweist, auch wenn die Klage gegen einen 
auswärtigen Staat gerichtet ist, steht demnach in Über- 
einstimmung mit dem von allen Staaten anerkannten 
Völkerrechte.*) In der Literatur besteht hierüber keine 



^) In dem von dem Bundesrate beschlossenen und dem 
Reichstage vorgelegten Gesetzentwurf von 18d5 (siehe oben S. 42) 
war in Artikel II bestimmt, dass die Vorschriften der Civil-Proz.-Ord. 
§ 24 über den ausschliesslichen dinglichen Gerichtsstand für Klagen 
über unbewegliche Sachen dadurch nicht berührt werden. In der 
Denkschrift des bayrischen Staatsministeriums des Aussem von 1884, 
durch welche dasselbe die Erhebung des Kompetendconfiikts in 
dem oben S. 38 u. f. erwähnten Prozesse rechtfertigte, ward hervor- 
gehoben, dass dem Staate die Realgerichtsbariceit in Bezug auf alle 



— 105 — 

Verschiedenheit der Ansicht. Die Gerichte haben mehr- 
fach in denEntscheidungsgrOnden ihrer Urteile die Geltung 
dieses Satzes anerkannt^) Doch sind Fälle, in denen sie 
ihn selbst zur Anwendung zu bringen hatten, wie leicht 
begreiflich, nur selten. Ganz vereinzelt steht ein Er- 
kenntnis des Obersten Oeruhtshofes in Oesterreidi, das 
die österreichischen Gerichte auch für dingliche Klagen, 
die sich auf Grundstücke beziehen, fflr unzuständig er- 
klärte.^ Diese Entscheidung ist aber allgemein als 
rechtsirrig bezeichnet worden. Die österreichische Ge- 
setzgebung hat, wohl in Folge dieses Rechtsspruches, 
neuerdings ausdrücklich die Gerichte für zuständig er- 
klärt, sofern die gegen einen fremden Staat gerichtete 
Klage seine im Inlande gelegenen unbeweglichen Güter 
oder seine dinglichen Rechte an inländischen Liegen- 
schaften andrer Personen zum Gegenstand hat.') 

Doch ist diese Ausnahme von der Regel wiederum 
durch eine Ausnahme beschränkt Das Gericht der ge- 
treuen Sacheist nicht zuständig, wenn über dingliche Rechte 
an einem Grundstück ein Rechtsstreit entsteht zwischen 
dem Staate, in dem das Grundstück gelegen ist, und einem 
anderen Staate. Der Staat kann in einem Rechtsstreite 
mit einem andern Staate nicht Richter in eigner Sache 



im Inlande gelegenen Orandstucke zukomme, auch wenn sie im 
Eigentum eines fremden Staates sich befinden. (Erkenntnis des 
bayrisdten Oenehishofes für Kompetenz-Konflikte vom 4. März 1885). 

') Siehe die Erkenntnisse des Tribunal de la Sdne vom 16. April 
1847 (Siehe oben S. 96), des Preussischen Gerichtshofes zur Ent- 
scheidung von Kompetenzkonflikten vom 14. Januar 1882 (oben S. 37) 
und des bayrischen Gerichtshofs flir Kompetenzkonflikte vom 4. März 
1885 (oben S. 99). 

*) Siehe oben S. 44. 

") Siehe oben S. 45. 
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sein. Allerdings gehen in Bezug auf diese Frage die 
Ansichten der Schriftsteller auseinander. Bis in die neuere 
Zeit ist hierbei nicht unterschieden worden zwischen 
Streitigkeiten der Souveräne unter einander über die in 
ihrem Privatvermögen befindlichen Grundstücke und 
zwischen Streitigkeiten der Staaten unter einander. O, F. 
V. Martern erklärte ausdrücklich, dass derartige Streitig- 
keiten der Souveräne gleich denen der Staaten unter 
einander zu behandeln und demnach keiner von ihnen 
Richter und Partei zu gleicher Zeit sein könne, i) Dieser 
Ansicht haben sich Hartmann^) und v. Bar^) ange- 
schlossen. Demgegenüber machte FhUlimore geltend^ 
dass, sofern in dem Staate, in dem das Grundstück 
gelegen, die Unabhängigkeit der Gerichte von der Staats- 
regierung und ihre Unparteilichkeit durch die Gesetze 
gesichert sei, kein Grund vorliege, die Gerichtsbarkeit 
des Gerichtes der gelegenen Sache auszuschliessen.^) 



') Pr^ds de droit des gens, § 173 (II, p. 14).! 

*) Institutionen des Völkerrechts, S. 72 u.f., doch nur in 
Bezug auf Streitigkeiten der Souveräne über ihre Privatgüter. 

*) Theorie und Praxis, Bd., II S. 687 u. f. in Bezug auf Streitig- 
keiten der Staaten untereinander. 

*) Commentaries, II p. 146. — Es beruht auf einen Irrtum, 
v^enn in dem Outachten der Berliner Juristen-Fakultät über den Fall 
Zappa vom 27. Dezember 1892 {Böhm, Zätsduifi, III S. 290 u. ff.) 
gesagt wird, dass schon Schmelzing und Pinhäro-Ferreira der An- 
sicht von Martens in Bezug auf Streitigkeiten der Staaten unter- 
einander entgegen getreten seien. Ersterer (Orundriss des Völker- 
rechts Bd. I, S. 287) will es den streitenden Parteien überlassen, ob 
sie sich dem Gerichte der gelegenen Sache unterwerfen oder einen 
Schiedsspruch herbeiführen wollen. Letzterer (in den Anmerkungen 
zu Martens, S. oben S. 24 Note 1) bestreitet, dass Streitigkeiten der 
Souveräne über ihre Privatgüter völkerrechtiiche Streitigkeiten seien. 
Er setzt sie gerade in Gegensatz zu den Streitigkeiten der Staaten unter- 
einander und erklärt es für eine „doctrine fausse et monstrueuse/' 
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Neuerdings ist die Frage vielfach erörtert worden, 
als zwischen Rumänien und Oriechenland im Jahre 1892 
hierüber ein lebhafter Streit ausbrach. Ein in Rumänien 
naturalisierter Grieche, Evanghely ZappUy hatte in seinem 
Testamente vom 30. November 1860 Oriechenland zum 
Erben seiner in Rumänien gelegenen Grundstücke ein- 
gesetzt, den Niesbrauch daran aber seinem Neffen Con- 
stantin Zappa vermacht Im Anfange des Jahres 1892 
starb der letztere, der ebenfalls in seinem Testamente 
Griechenland zu seinem Erben eingesetzt hatte. Die 
Rumänische Regierung nahm aber die zu dem Nachlasse 
der beiden Zappa gehörigen Grundstücke als bona 
vacantia für den Rumänischen Staat in Anspruch, mit 
der Begründung, dass nach den Gesetzen Rumäniens 
ein fremder Staat Grundeigentum in Rumänien nicht er- 
werben könne. Griechenland dagegen verlangte, dass 
die Regulierung des Nachlasses durch den griechischen 
Konsul erfolge. Die rumänische Regierung erhob hier- 
gegen Einspruch und forderte gleichzeitig von dem ru- 
mänischen Gerichte zu Ilfov Einweisung in den Besitz 
der Güter. Das Gericht lud den griechischen Staat vor, 
um seine Ansprüche geltend zu machen, und veriangte 
von ihm als einer ausländischen Prozesspartei zugleich 
Sicherheitsleistung für die Prozesskosten. Griechenland 
bestritt dagegen die Zuständigkeit der rumänischen 
Gerichte zur Entscheidung des Rechtsstreites zwischen 
den beiden Staaten und beantragte die Bestellung eines 



dass wegen derartiger Privatrechtsstreitigkeiten der Fürsten das Volk 
und der Staat in Mitieidenschaft gezogen werden. Ebenso ist es 
unrichtig, dass Phüümore der Ansicht von Pinheiro-Ferreira bei- 
getreten sei. 
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Schiedsgerichts. Als Rumänien dies ablehnte, brach 
Griechenland die diplomatische Verbindung mit Rumänien 
ab. Es scheint — näheres ist nicht bekannt geworden 
— dass ein weiteres gerichtliches Verfahren nicht statt- 
gefunden hat Jedenfalls hat Rumänien im Jahre 1896 
sich genötigt gesehen, durch eine mit Griechenland 
abgeschlossene Vereinbarung die Streitigkeit beizul^en.*) 
Es scheint hiernach, dass es Rumänien nicht gelungen 
ist, seinen Anspruch auf Entscheidung des Rechtsstreites 
durch seine Gerichte gegen den hiergegen von Griechen- 
land erhobenen Widerspruch durchzusetzen. Von beiden 
Staaten sind Gelehrte und Staatsmänner zu Outachten 
aufgefordert worden. Von ihnen haben sich für die Zu- 
ständigkeit der Gerichte der gelegenen Sache aus- 
gesprochen: der belgische Justizminister Lgeune^ L Re- 
nault^) und die Juristen- Fakultät zu Berlin^). Auch 
Färaud'Oimud^)y sowie die rumänischen Juristen, 
FUisdüen^) und Missir'^, sind für die Zuständigkeit 
der Landesgerichte eingetreten. Gegen die Zuständigkeit 
der Landesgerichte haben sich dagegen in Gutachten 



') Die reiche Literatur, die sich an diesen Fall Zappa an- 
schliesst und in der noch weitere wichtige Streitpunkte, die hier 
nicht interessieren, erörtert sind, ist verzeichnet bei Fedazzi, Enti 
coUettivi p. 49 und Mamelok a. a. O.S. 119. Dazu noch Calvo, VI 
(1896) p. 254 sqq. Eine gute Übersicht der Streitfragen findet 
sich in der Revue de droit international, XXVI (1894) p. 165—203. 

") Journal XX (1893) p. 1127. 

^Journal XX p. 1120. 

*) Böhm, Zdtschnfl III, S. 291 u.ff. 

') £tats et Souverains I, p. 203. 

<) Böhm, Zeitsduifl Ilf S. 120 u.f.; Journal XXI p. 282 sq. 

'^Journal XXI p. 776. 



— 109 — 

erklärt der belgische Staatsmann Woeste\A.Desjardins^)\xnA 
P. Fion^). Dieser Ansicht haben sich angeschlossen Fedozzi% 
Mamdok% Marx^ und der griechische Jurist O. Streit.'^ 
Diese letztere Ansicht muss als die richtige an- 
erkannt werden. Nur in dem Outachten der Berliner 
Juristen -Fakultät ist der Versuch gemacht worden, 
die entgegengesetzte Ansicht näher zu begründen. Es 
wird darin ausgefflhrt, dass, wenn fremde Staaten nach 
einem allgemein anerkannten Satze dem forum rei sitae 
unterliegen, nicht abzusehen sei, weshalb dieser Satz 
seine Geltung dann verlieren solle, wenn die Stelle der 
Privatperson zufällig durch den Fiskus eingenommen 
werde. In beiden Kombinationen liege par ratio vor. 
Der Einwand, dass niemand in einer Sache zugleich 
Partei und Richter sein dürfe, gelte nur gegenüber solchen 
Staaten, in welchen Justiz und Verwaltung nicht von 
einander getrennt seien. Wo aber die Rechtsprechung 
in den Händen von selbständigen, unabhängigen Gerichten 
li^e und das gerichtliche Verfahren kraft gesetzlicher 
R^elung eine Gewähr für Freiheit und Unparteilichkeit 
des Urteils biete, könne die subjektive Besorgnis vor einer 
„immerhin unbewussten'' Parteilichkeit des Richters nicht als 
juristisch zureichender Grund erachtet werden, um darauf- 



^ Journal yX, p. 1124. 

^ Journal yx, p. 1032. 

") Successione di Zappa, Controversia fra la Oreda e la 
Romania (1894), p. 13 sq. 

*) Enti Collettivi, p. 63 sqq., p. 92 sqq. 

») Jurist. Person., S. 173 u.ff. 

•) Oerichtliche Exemtionen, S. 26 u. f. 

^ L'Affaire Zappa, Conflit Or^co-Roumain (Paris 1894), p. 
77 sqq. 
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hin die Entscheidung des zuständigen Richters abzulehnen. 
Die Berliner Fakultät hat sich damit die Ausfuhrungen von 
Phälimore und Calvo angeeignet Sie erkennt die Zu- 
ständigkeit der Landesgerichte nur unter gewissen Be- 
dingungen an. Wer aber soll darüber entscheiden, ob 
diese Bedingungen vorhanden sind oder nicht? In 
England^ wo der Lordkanzler Präsident einer Abteilung 
der High Court of Justice (der Chancery Division) und des 
Court of Appeal und des Oberhauses, zugleich aber auch 
Kabinetsminister ist, wo das Oberhaus zugleich Revisions- 
instanz ist, ist die Trennung von Justiz und Verwaltung 
keineswegs durchgeführt. Sollten deshalb in Serbien 
oder einer der südamerikanischen Republiken die Landes- 
gerichte zuständig, in England aber unzuständig sein? 
Jeder Staat nimmt für sich in Anspruch, dass seine Gesetze 
volle Gewähr für Freiheit und Unparteilichkeit der gericht- 
lichen Urteile darbieten. Die Ansicht der Beriiner Fakultät 
könnte in jedem einzelnen Fall zu einem unlösbaren Wider- 
streit der Staaten darüber führen, ob die geforderten Be- 
dingungen vorhanden sind oder nicht. Der Wortlaut der 
Gesetze allein könnte für die Entscheidung nicht massgebend 
sein. Dadurch allein ist die Unparteilichkeit und Freiheit der 
Gerichte noch keineswegs gesichert. Aber selbst wo dies 
rechtlich und thatsächlich der Fall ist, wird dadurch die 
Thatsache nicht beseitigt, dass das Gericht nur ein Organ 
des Staates ist und in dem gerichtlichen Urteile der Staat 
selbst es ist, der Recht spricht. Der Rechtsstreit zwischen 
Griechenland und Rumänien hat gezeigt, wie leicht die 
politische und nationale Leidenschaft eines solchen Streites 
sich bemächtigt Auch die Richter sind Glieder ihres 
Volkes und die Gefahr kann wenigstens eintreten, dass 
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auch sie von dieser Leidenschaft ergriffen und in ihrem 
juristischen Urteil dadurch beeinflusst werden. Dagegen 
schützt kein Gesetz. Auch kann man sich, wie schon 
früher ausgeführt, nicht darauf berufen, dass die Landes- 
gerichte Rechtsstreitigkeiten zwischen dem eigenen Staate 
und Privatpersonen zu entscheiden haben und in solchen 
Pällen das Gericht als Organ des Staates zugleich Organ 
der einen Partei sei. Dies ist freilich richtig. Aber die 
Rechtsverhältnisse zwischen d^m Staate und den seiner 
Gewalt unterworfenen Personen kann der Staat allein 
feststellen, und indem er diese Feststellung durch die 
Gerichte vornehmen lässt, giebt er, soweit dies Oberhaupt 
möglich ist, die grösste Sicherheit dafür, dass diese Fest- 
stellung nur nach Massgabe des objektiven Rechts erfolge. 
Für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Staat und Staat und von solchen zwischen dem Staat 
und Privatpersonen durch die Gerichte des Staates, der 
Partei ist, liegt keineswegs par ratio vor. 

Daraus ergibt sich aber auch, dass diese Ausnahme 
nicht Platz greift, wenn ein Rechtsstreit zwischen zwei 
Staaten entsteht über eine unbewegliche Sache, die in 
einem dritten Staate gelegen ist. Dann ist das Gericht 
der gelegenen Sache zur Entscheidung über die gegen 
einen Staat von einem Staate erhobene dingliche Klage 
zuständig. 

b. Unbegründete Ausnahmen. 

Ist es demnach dem gemeinen Völkerrechte gemäss, 
dass, von der soeben besprochenen Ausnahme abgesehen, 
dingliche Klagen über unbewegliche Sachen von dem 
Gerichte der gelegenen Sache entschieden werden, so 
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ist es nicht gerechtfertigt, die Zuständigkeit der Landes- 
gerichte weiter auszudehnen. Ein Satz des Gewohn- 
heitsrechts kann nur als erwiesen gelten, wenn eine 
allgemeine RechtsQberzeugung, dass ein Satz dieses 
Inhalts in Geltung stehe, vorhanden ist, oder wenn er 
sich mit logischer Notwendigkeit aus einem in an- 
erkannter Geltung stehenden Rechtssatze ergibt, also schon 
in demselben enthalten ist Es genügt nicht die Be- 
rufung auf eine angebliche Natur der Sache oder auf ein 
Bedürfnis des Lebens. Zahlreiche Schriftsteller aber 
nehmen zwar den allgemeinen Grundsatz an, dass der 
R^el nach ein Staat der Gerichtsbarkeit eines anderen 
Staates nicht unterstehe, wollen ihn aber durch weiter- 
gehende Ausnahmen beschränken. 

Zunächst erscheint es durch nichts gerechtfertigt, 
wenn die Behauptung aufgestellt wird, dass, ebenso wie 
in Bezug auf unbew^liche, so auch in Bezug auf beweg- 
liche Sachen ein auswärtiger Staat vor dem Gerichte des 
Ortes, an dem diese Sache sich befinde, belangt werden 
werden könne ^). Die Gründe, welche in Bezug auf die 
unbeweglichen Sachen die Bildung eines Ausnahmesatzes 
herbeigeführt haben, fehlen hier. Auch fehlt der Nach- 
weis, dass ein solcher Rechtssatz in Geltung stehe. 
Weder spricht hierfür die allgemeine Rechtsüberzeugung, 
noch lassen sich gerichtliche Erkenntnisse oder amtliche 
Erklärungen der Staatsregierungen, die ihn bezeugen, 
anführen. 



^) So auf Orund eines Berichtes von v, Bar (in Annuaire de 
rinstitut de droit intemat XI p. 418) die Beschlüsse des /nstitiä 
de droit interru Art 4 § 1 ; Hubler, Magistraturen des völkerrechtlichen 
Verkehrs, S. 101; Piitri, p.233. — Unklar F&aad-Giraud, p.80. Das 
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Ebensowenig ist die Behauptung begründet, dass 
ein auswärtiger Staat in allen Erbschafts-, Vermächtnis- 
und Erbteilungsstreitigkeiten seinen Gerichtsstand an dem 
Orte habe, wo der Erblasser seinen letzten allgemeinen 
Gerichtsstand gehabt habe.^) Diese Annahme ist durch 
nichts erwiesen. Sie ist um so mehr zu verwerfen, als die 
Landesrechte nicht einmal für Rechtsstreitigkeiten, in denen 
beide Parteien Privatpersonen sind, diesen Gerichts- 
stand als einen ausschliesslichen anerkennen.') Soweit 
in dem Nachlasse unbewegliche Sachen enthalten sind, 
und in Bezug auf sie eine dingliche Klage gegen einen 



Gericht der gelegenen Sache soll hiernach zustandig sein, „lorsqu'il 
s'agira de regier entre Vt,iai et des dtoyens des droits (an einer 
beweglichen Sache) d'une nature priv^e" — aber „les biens, une 
fois attribu^s definitivement ä l'£tat, deviennent une partie de la 
fortune publique et doivent ^tre traites comme tels." — Ebenso 
unklar wie unbegründet ist die Ansicht von Mamelok, S. 179. Die 
Zuständigkeit des forum rei sitae sei begründet, wenn die bewegliche 
Sache durch Bestimmung des fremden Staates dauernd an den 
Oerichtsort gebunden sei. 

^) Hartmann in Revue de droit intemat. XXII p. 431; Beschlüsse 
des Institut de droit international Art. 4 § 2; Häbler a. a. O. S. 102; 
Fedozzi p. 32; Audinet a.a.O. p. 396 sqq.; Piäri p. 233; Mamelok 
S. 179. Als Begründung, soweit eine solche für erforderlich erachtet 
wird, dient ein Hinweis auf die Natur der Sache oder auf die 
Analogie mit dem forum rei sitae oder gar die Behauptung (so 
Audinet p. 399), die Klage werde in diesem Falle eigentlich nicht 
gegen den Staat, sondern gegen das Testament des Erblassers ge- 
richtet V. Bar (Theorie und Praxis, Bd. II S. 675, Annuaire IX, 
p. 418 sq.) meint, wenn ein fremder Staat Rechtsnachfolger eines 
Inländers sein wolle, so könne er diese Stellung nicht nur soweit 
annehmen, als sie ihm Rechte gebe, er müsse auch die Verpflichtungen 
und zwar auch in Ansehung des Gerichtsstandes übernehmen. Dies 
ist natürlich eine petitio principü. — Wenn Häbler a. a. O. S. 102 
die von ihm vertretene Ansicht als communis opinio bezeichnet, so 
kann dies nicht zugegeben werden. 

•) Siehe Civil-Pr.-Ord., § 27 Abs. 2. 

8 
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auswärtigen Staat gerichtet wird» ist sie bei dem Gerichte 
der gelegenen Sache anzubringen. Im übrigen aber 
untersteht der auswärtige Staat auch in Erbschaftsstreitig- 
keiten der inländischen Gerichtsbarkeit nicht. Grössere 
praktische Bedeutung wird der Frage kaum zukommen. 
Ist es schon ein seltener Fall, dass ein Staat von einem 
im Auslande domizilierten Erblasser zum Erben einge- 
setzt wird und dass hieraus Rechtsstreitigkeiten entstehen, 
so wird es noch seltener sein, dass dem Staate dann die 
Rolle des Beklagten und nicht die des Klägers^) zu- 
fallen sollte. 

Praktisch weit wichtiger ist die von zahlreichen 
Schriftstellern vertretene Ansicht, dass ein Staat, der ein 
gewerbliches Unternehmen oder ein Handelsgeschäft be- 
treibe und hierfOr in einem andern Staate eine Nieder- 
lassung b^[runde, für Rechtsstreitigkeiten aus diesem 
Gewerbe- oder Handelsbetriebe der Gerichtsbarkeit der 
Landesgerichte unterworfen sei.^ Die Fälle sind nicht 
selten, dass ein Staat im Auslande für den Betrieb seiner 
Eisenbahnen oder Dampfboote eine Agentur bestellt oder 
fOr den Verkauf der Erzeugnisse der staatlichen Fabriken 
Niederiagen errichtet (Verkaufsstellen för Tabak und 
Zigarren, für Porzellan u. s. w.). Ein Staat kann im Gebiete 
eines andern Staates ein Eisenbahnuntemehmen be- 
treiben u. s. w. Indes der einzige Grund, der hierfür an- 
geführt wird, ist offenbar nicht stichhaltig. Die Vertreter 
dieser Ansicht gehen davon aus, dass der Staat, der im Aus- 



^) Dies war allerdings in Folge eigenartiger Veriiältnisse im 
Falle Zappa eingetreten. 

*) Siehe oben S. 6Q u. f. 
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lande ein solches Unternehmen betreibe, sich stillschweigend 
der Gerichtsbarkeit des Staates, in dem die Niederiassung 
gelegen, unterworfen habe. Es ist dies eine haltlose 
Fiktion. Eine stillschweigende Willenserklärung muss in 
Handlungen zu Tage treten, aus denen mit Sicherheit 
geschlossen werden kann, dass der Handelnde dadurch 
seinen Willen hat kund geben wollen. Aus der Be- 
gründung einer solchen Niederlassung oder eines solchen 
Betriebes kann aber auf den Willen des Staates, sich 
einer fremden Gerichtsbarkeit zu unterwerfen, nicht ge- 
schlossen werden. Es wäre dies eine ganz willkQriiche 
Annahme. 

Es soll nicht geleugnet werden, dass Missstände sich 
daraus ergeben können, dass ein fremder Staat ein Gewerbe 
oder Handelsgeschäft im Inlande betreiben kann und 
doch vor dem Landesgericht nicht Recht zu geben ver- 
pflichtet ist, so dass diejenigen, die Forderungen an den 
Staat haben, diese vor auswärtigen Gerichten, vor den 
Gerichten des Schuldners, einklagen müssen. Aber jeder 
Staat kann sich und seine Angehörigen gegen diese 
Missstände schützen. Kein Staat ist verpflichtet, einen 
andern Staat zu dem Betriebe eines Gewerbes, eines 
Handelsgeschäftes, einer Verkehrsanstalt in seinem Ge- 
biete zuzulassen. In den meisten Staaten bestimmt das 
Landesrecht, dass juristische Personen des Auslandes, 
zu denen auch die ausländischen Staaten gehören, nur 
mit staatlicher Genehmigung im Inlande ein Gewerbe 
betreiben dürfen.^) Die Erteilung der Genehmigung 



^) Die Oewerbe-Ordung, § 12 bestimmt, dass hinsichtlich des 
Gewerbebetriebs der juristischen Personen des Auslandes die Landes- 

8* 
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kann an die Bedingung geknüpft werden, dass der Staat 
sich ausdrücklich für alle Rechtsstreitigkeiten, die aus 
dem Gewerbebetriebe entstehen, den Gerichten des Landes 
unterwerfe. Wo eine solche gesetzliche Bestimmung nicht 
besteht, könnte sie jederzeit, sobald ein Bedürfnis hier- 
für sich zeigt, erfassen werden. 

In der Literatur wie in der Rechtsprechung wird 
nicht immer genügend beachtet, dass die Exterritorialität 
eines Staates dann gar nicht in Frage kommt, wenn die 
Klage nicht gerichtet wird gegen den Staat selbst oder 
— was dasselbe besagt — gegen eine im Namen des 
Staates handelnde Behörde, sondern gegen eine Privat- 
person, die, wenn auch im Auftrage des Staates, doch 
in eigenem Namen handelt. Wenn der Staat, wie dies 
häufig vorkommt, einen Kommissionär, ein Bankhaus 
u. s. w. beauftragt, Geschäfte für den Staat, aber in 
eigenem Namen auszuführen, so sind die Landesgerichte 
zweifellos für die Klagen, die gegen den Kommissionär 
oder das Bankhaus aus diesen Geschäften angestrengt 
werden, zuständig. Es kann dann nur in Frage kommen, 
ob und inwieweit der Beklagte haftbar ist. Der Staat, 
der den Auftrag erteilt hat, ist nicht Prozesspartei. Ver- 
kündet aber der Beklagte seinem Auftraggeber den Rechts- 
streit, so hängt es von dessen Ermessen ab, ob er in 
den Prozess eintreten will oder nicht. Thut er dies nicht, 
so kann das Urteil eine Rechtswirkung auf sein Ver- 



gesetze unberührt bleiben. Das Landesrecht der meisten Staaten 
erfordert hierfür staatliche Genehmigung. Siehe die Zusammen- 
stellung bei V. Landmann, Gewerbe-Ordnung (4. Aufl.) Bd. I, S. lOK 
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hältnis zu dem von ihm Beauftragten nicht ausüben. Die 
Bestimmungen des Landesrechts über die Wirkungen, 
welche das Urteil auf die zum Streite geladenen Personen, 
die aber der Ladung oder Streitverkündung nicht gefolgt 
sind, auszuüben hat, können nicht zur Anwendung 
kommen, wenn die zum Streite geladene Person ein aus- 
wärtiger Staat ist, also der Gerichtsbarkeit der Gerichte 
nicht untersteht Demgemäss haben auch die englischen^ 
französischen und belgischen Gerichte in den Fällen er- 
kannt, in welchen gegen ein inländisches Bankhaus, das 
die Zahlung der Zinsen eines Anlehns eines auswärtigen 
Staates übernommen hatte, wegen Nichtzahlung der 
Zinsen geklagt wurde. War das Bankhaus nur bevoll- 
mächtigter Stellvertreter des Staates und hatte es nur in 
dessen Namen die Zinsen zu zahlen, so ward die Klage 
wegen Unzuständigkeit des Gerichts zurückgewiesen. 
Genau genommen wäre indes in solchen Fällen die Klage 
zurückzuweisen, weil der Beklagte gar nicht passiv 
legitimiert ist, da der Kläger gegen ihn eine Forderung 
nicht hat. Passiv legitimiert ist der Staat, der das Dar- 
lehen emittiert hat Nur wenn die Klage gegen den 
Staat erhoben wird, ist sie w^en Unzuständigkeit des 
Gerichts zurückzuweisen. Hat dagegen das Bankhaus 
persönlich für die Sicherheit des Anlehens, für die 
Zahlung der Zinsen und die Tilgung des Anlehens Gewähr 
geleistet oder ist es wegen vorsätzlich oder fahriässig 
begangener rechtswidriger Handlungen zum Schadens- 
ersatz verpflichtet, dann ist es passiv legitimiert und die 
Einrede der Unzuständigkeit zurückzuweisen, ohne Rück- 
sicht darauf, ob dem Beklagten ein Rückgriff auf den 
Staat, in dessen Auftrag er gehandelt hat, zusteht oder 
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nicht') Für Klagen, |die sich darauf beziehen, sind die 
Landesgerichte nicht zuständig. 

c Völkerrechtlicher Vertrag. 

Durch völkerrechtlichen Vertrag kann der Staat sich 
in der Ausübung der Staatsgewalt beschränken und einem 
anderen Staate gegenüber zu Leistungen sich verpflichten. 
Er kann demnach auch durch völkerrechtlichen Vertrag sich 
verpflichten, der Gerichtsgewalt des anderen Staates sich 
zu unterwerfen, die Entscheidungen seiner Gerichte an- 
zuerkennen und, sofern die Voraussetzungen hierfür 
vorhanden sind, die Zwangsvollstreckung in die ihm 
gehörigen Vermögensgegenstände, die sich auf dem 
Gebiete des anderen Staates befinden, zu gestatten. In 
dem von Oesterreich mit Bayern abgeschlossenen Vertrage 
vom 18. März 1829, Art 29 ist das Landgericht zu Salz- 



') S. Erkenntnisse des Appellhofes von Paris vom 15. Märr 
1870, vom 25. Juni 1877, bestätigt durch Kassatwnshof, Erk. vom 

13. August 1878 (Journal VI p. 173 sq.), des Appellhofs zu Rennes 
vom 15. Nov. 1885 (Journal XIII p. 330), der Tribunal de Commerce 
de la Seine vom 20. Dezember 1875 (Journal V p. 516) und vom 

14. April 1886 (Journal XIII p. 336). — Erkenntnisse des Court 
of Chancery vom 6. Nov. 1874 (Journal W, p. 25), des Court of Appeal 
vom 18. April 1877 (Journal V p. 46 sqq). — Erkenntniss des 
Appellhofs zu BrOssd vom 4. August 1877 (Journal V p. 515). — Erk. 
des AppeUhqfs zu Gent v. 14. März 1879 (Journal VIII p. 824). In 
diesem Falle hatte der Kapitän des Schiffes von dem Empfänger 
der Ladung die Fracht eingefordert. Dieser weigerte sich sie zu 
zahlen mit der Begründung, er sei nur Agent der Peruanischen 
Regierung, die ihn angewiesen habe, die Fracht nicht zu zahlen, 
weil sie aus dem Frachtvertrage eine Gegenforderung gegen den 
Kapitän habe. Da er aber in seinem Namen die Güter in Empfang 
genommen hatte, war er auch persönlich zur Zahlung der Fracht 
verpflichtet. Code de Commerce, Art. 305. (Derselbe stand damals 
in Belgien noch in Geltung.) 
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bürg zuständig erklärt worden fOr Klagen österreichischer 
Unterthanen gegen den bayrischen Fiskus aus Rechts- 
streitigkeiten, die sich aus der Verwaltung der im Herzog- 
tum Salzburg belegenen Waldungen Bayerns ergeben/) 
In dem zwischen dem deutschen Rekhe und Luxemburg 
abgeschlossenen Vertrage vom 11. Juni 1872 hat das 
Reich sich verpflichtet wegen aller Ansprüche, welche 
gegen dasselbe aus Anlass des Betriebes der in Luxem- 
burg belegenen Strecken der Wilhelm-Luxemburg-Eisen- 
bahn, deren Betrieb es übernommen, geltend gemacht 
werden, bei den luxemburgischen Gerichten Recht zu 
nehmen. Rechtskräftige Urteile gegen das Reich sind 
verbindlich und vollstreckbar (§ 3).*) Dagegen bestimmt 
der Vertrag über den internationalen Eisenbahn - Fracht- 
verkehr vom 10. October 1890, dass Ansprüche einer 
Bahn — mag dieselbe eine Staats- oder eine Privatbahn 
sein — aus dem internationalen Frachtverkehr nur vor 
einem Gerichte des Staates anhängig gemacht werden 
können, in welchem die beklagte Bahn ihren Wohnsitz 
hat (Art 57). Auch ist für alle Rückgriffsansprüche einer 
Bahn gegen eine andere Bahn ausschliesslich das Gericht 
des Wohnsitzes der Bahn, gegen welche der Rückgriff 
erhoben wird, zuständig (Art. 53). In der Regel wird 
also der Staat, der Unternehmer der Eisenbahn ist, nur 
vor seinen eigenen Gerichten verklagt werden können. 
Ist jedoch die Rückgriffsklage gegen mehrere Bahnen zu 
erheben, so steht der klagenden Bahn die Wahl unter 
den hierzu zuständigen Gerichten zu (Art 53, Abs. 2). 



*) Vesque v. Püälingen, Handbuch des in Oesterreich gelten- 
den internationalen Privatrechts (2. Aufl.) S. 361 u.f. 
') Reichsgesetzblatt 1872 S. 330 u.f. 
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In diesem Falle kann also der Staat, gegen den als 
Eisenbahnuntemehmer die Klage zu erheben ist, auch 
vor einem ausländischen Gerichte verklagt werden, wenn 
eine der anderen Bahnen ihren Wohnsitz im Auslande hat ^) 

d. Privatrechtlicher Vertrag und einseitige 
Willenserklärung. 
Soweit das Landesrecht gemäss der Norm des 
Völkerrechts bestimmt, dass die inländische Gerichtsbar- 
keit sich nicht auf ausländische Staaten erstreckt, gewährt 
es den ausländischen Staaten ein Privilegium, auf das sie 
verzichten können, nicht blos im allgemeinen durch einen 
völkerrechtlichen Vertrag für alle Rechtsstreitigkeiten oder 
für Rechtsstreitigkeiten bestimmter Art, sondern auch 
durch eine anderweite Willenserklärung. Der Rechtssatz, 
dass die Gerichtsbarkeit der Gerichte sich nicht auf fremde 
Staaten erstreckt, gehört zwar dem öffentlichen Rechte 
an, aber er bezweckt nur, dem Staate die Erfüllung einer 
völkerrechtlichen Pflicht, die ihm allen andern Staaten 
gegenüber obliegt, zu ermöglichen. Er reicht deshalb 
auch nicht weiter, als dies durch die Norm des Völker- 
rechts geboten ist Jeder Staat kann auf das ihm dadurch 
gewährte Privilegium verzichten. Er kann den Verzicht 
in einem völkerrechtlichen Vertrage, aber auch in einem 
mit Privatpersonen abgeschlossenen Vertrage wie in einer 
einseitigen Willenserklärung aussprechen. Ein solcher 
Vertrag ist nicht etwa eine Vereinbarung über die 
Zuständigkeit der Gerichte nach Massgabe der Civil- 



^) Vgl. Rosenthalf Internationales Eisenbahnfrachtrecht (1894) 
S. 272 u.ff., S. 282 u.ff. 
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Proz.-Ord. § 38 — 40. Denn nicht darum handelt es sich, 
ein an sich unzuständiges Gericht durch Vereinbarung 
der Parteien zuständig zu machen^), sondern darum, 
durch Verzicht eine Beschränkung aufzuheben, die das 
Landesrecht zu Gunsten der fremden Staaten aufgestellt 
hat In Oesterreich hat das Einffihrungsgesetz zur Juris- 
diktionsnorm vom 1. August 1895, Art. IX ausdrücklich 
bestimmt, dass Personen, denen nach völkerrechtlichen 
Grundsätzen Exterritorialität zukommt, sich freiwillig der 
inländischen Gerichtsbarkeit unterwerfen können. Wenn 
auch in dem im Jahre 1885 dem deutschen Reichstage 
vorgelegten Gesetzentwurfe eine solche Bestimmung nicht 
enthalten war, so war doch in der Begründung bemerkt, 
dass die Zulässigkeit einer freiwilligen Unterwerfung 
unter die inländische Gerichtsbarkeit dadurch nicht aus- 
geschlossen werde, und in der Kommission des Reichstags 
erklärte der Regierungsvertreter, es könne nicht bezweifelt 
werden, dass der fremde Staat sich der inländischen Gerichts- 
barkeit freiwillig unterwerfen und dass eine solche Unter- 
werfung durch schlüssige Handlungen erfolgen könne. ^) 
In Literatur und Rechtsprechung ist dies allgemein 
anerkannt.^) 



^) Wenn ein fremder Staat durch Erhebung der Klage still- 
schweigend für diese Rechtsstreitigkeit sich der Oerichtsbarkeit des 
inländischen Gerichts unterwirft, kann der Beklagte nicht etwa die 
Unzuständigkeit der inländischen Gerichte geltend machen. — Un- 
richtig Mamelok S. 159. 

*) Stenograph. Berichte des Reichstages 1884/85. Anlagen 
Bd. V, S. 418, Bd. VII, S. 1924. 

') Allerdings hat der AppeUhof zu Paris in einem Erkenntnis 
vom 20. August 1870 erklärt: „Uincomp^tence du tribunal 6tait 
a cet 6ganl d'ordre public et absolu'', der fremde Staat könne auch 
freiwillig sich der Gerichtsbarkeit nicht unterwerfen. Aber es ist zu 
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Die Willenserklärung des fremden Staates , durch 
welche er sich der inländischen Gerichtsbarkeit unter- 
wirft, kann erfolgen fflr alle Rechtsstreitigkeiten oder fflr 
anzelne Arten oder für einen einzelnen Rechtsstreit. So 
kann das Landesrecht bestimmen, dass ein fremder Staat 
zum Oewerbe- und Handelsbetriebe nur zugelassen werde, 
wenn er vorher eine solche Erklärung in Betreff der aus 
dem Oewerbe- und Handelsbetriebe entspringenden 
Rechtsstreitigkeiten abgegeben hat. Der Staat kann mit 
Privatpersonen in Geschäftsverbindung eintreten und 
ihnen gegenüber die Verpflichtung eingehen, in allen 
daraus entspringenden Rechtsstreitigkeiten vor den in- 
ländischen Gerichten Recht zu nehmen.^) Die Willens- 
erklärung kann ausdrucklich, sie kann aber auch still- 
beachten, dass es sich in dem Rechtsstreite um eine Klage gegen 
Russland auf Ersatz des Schadens handelte, den der Kläger durch 
widerrechtliche Handlungen der russischen Polizei erlitten zu haben 
behauptete. Für derartige Klagen sind die französischen Gerichte 
überhaupt nicht zustandig. (S. mäne Abhandlung a. a. O. Bd. VI. 
S. 17, 23). Daüoz, Jurisprudence g^n. 1871 II p. 9. In dem Er- 
kenntnis .vom 14. Dezember 1893 sagt derselbe Gerichtshof da- 
gegen: „Le principe de l'ind6pendance redproque des Etats 
ne constitue pas un principe d'ordre public et il appartient \ tout 
souverain dans I'int6r6t duquel il a €ii introduit d'y renoncer^. 
Journal XXI, p. 124. Das Erkenntnis ist von dem Kassationshof 
bestätigt worden. Eric, vom 21. Januar 1896. /(^or/zo/ XXIII p. 849. 

*) Tribunal dvU de la Seine, Erk. vom 10. April 1888 (Joumaly 
XV p. 670): „11 est loisible ä l'£tat ^tranger d'accepter cette juri- 
diction et m^me de s'y soumettre par avance au moment du contrat 
et pour tout ce qui rattache \ son ex^cution. Une semblable 
stipulation ne saurait — une fois accept^e — etre annulI6e par le fait 
personnel de Tun des contractants**. — Ungerechtfertigt ist der von 
den englischen Gerichten aufgestellte Satz, dass die Erklärung nur 
in Bezug auf eine bestimmte Rechtsstreitigkeit und nur von dem 
damit befassten Gerichte entgegengenommen werden könne. Mighell 
V. Sultan of Johore 1894. (1. Q. B. 149); Dicey a. a. O. p. 202. Da- 
gegen mit Recht Anzilotü in Böhm, Zeitschrift Bd. v. S. 142 u. f. 
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schweigend in concludenten Handlungen erfolgen. Aber 
eine solche stillschweigende Willenserklärung liegt nur 
vor, wenn aus den Handlungen des Staates mit Sicher- 
heit geschlossen werden kann, dass er dadurch seinen 
Willen, der inländischen Oerichtsbarkeit sich zu unter- 
werfen, hat kundgeben wollen. Der Willkür ist Thür 
und Thor geöffnet, wenn man sich berechtigt hält, eine 
stillschweigende Willenserklärung fiberall da anzunehmen, 
wo ein Rechtssatz fehlt, den man aus Gründen der 
Billigkeit oder zur Befriedigung eines Verkehrsbedurfnisses 
für erforderiich oder wünschenswert erachtet Auch in 
der stillschweigenden Willenserklärung muss der indivi- 
duelle, concrete Wille enthalten sein und auf ihn, wenn 
auch nicht aus Worten, so doch aus anderweiten 
Handlungen mit Sicherheit geschlossen werden können.') 



^) Gerade in der hier behandelten Lehre wird mit der 
stillschweigenden Willenserklärung viel Missbrauch getrieben. Bald 
wird gelehrt, dass Personen, welche mit fremden Staaten in Rechts- 
verkehr eintreten, damit die stillschweigende Willenserklärung abgeben, 
nur vor den Gerichten des fremden Staates Recht zu nehmen, 
bald, dass ein fremder Staat, der im Inlande einen Vertrag zu er- 
füllen sich verpflichtet, damit die stillschweigende Willenserklärung 
abgebe, sich der inländischen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. Es 
ist sicherlich unbegründet, wenn der bayrische Qerichtshof für 
Kompetenzkonflikte in dem Erkenntnis vom 4. März 18S5 sagt, dass, 
wenn ein Staat behufs Einlösung der föUigen Koupons und rück- 
zahlbar gewordenen Schuldverschreibungen im Inlande eine Zahlstelle 
errichte, er damit durch stillschweigende Willenserklärung der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit sich unterwerfe (a. a. O. S. 1937). 

Die Annahme einer stillschweigenden Willenserklärung ist hier 
eine unzulässige und willkürliche Fiktion. Der Gerichtshof hat in 
diesem Falle (siehe oben S.38 u.f.) sein Ericenntnis hauptsächlich darauf 
gegründet, dass der Oesterreichische Staat in dem mit der Aktien- 
gesellschaft abgeschlossenen Vertrage in § 4 ausdrücklich sich ver- 
pflichtet habe, „in die noch schwebenden Rechtsstreite der Gesellschaft 
— und um solche handelte es sich — als deren Rechtsnachfolger 
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För eine einzelne Rechtsstreitigkeit giebt der Staat 
stillschweigend ^) die Erklärung ab, indem er selbst Kl^e 
erhebt oder indem er auf eine gegen ihn erhobene Klage 
sich einlässt Mit der Erhebung der Klage unterwirft er 
sich der Gerichtsbarkeit des Gerichts für den gesamten 
Rechtsstreit. Die Gerichtsgewalt ist durch öffentliches 
Recht normiert. Der Staat, der sich ihr unterwirft, kann 



für eigene Rechnung und Oefahr einzutreten, so dass das Verhältnis 
wie eine Universalsucession sich darstelle'^ Dieser Vertrag war durch 
Oesterreichisches Gesetz vom 8. April 1884 genehmigt worden. 
Damit war die stillschweigende Willenserklärung gegeben, vor den 
Gerichten, vor welchem die Rechtsstreite schwebten, Recht zu nehmen. 
Denn wie hätte der Staat sonst in den Rechtsstreit eintreten können? 
Dagegen ist eine solche Erklärung nicht schon in einer jeden Ueber- 
nahme der Schulden von Privatpersonen enthalten. Aber die Wirksam- 
keit der Schuldübemahme hängt von der Genehmigung der Gläubiger 
ab, die sie von der Bedingung abhängig machen können, dass der 
Staat vor denselben Gerichten, wie der bisherige Schuldner, Recht 
zu nehmen sich verpflichte. — Geht mit der Uebemahme der 
Schulden die Person des bisherigen Schuldners unter, z. B. im Falle 
der Verstaatlichung einer Privateisenbahn die bisherige Aktien- 
gesellschaft, so kann dies allerdings eine Benachteiligung der aus- 
ländischen Gläubiger zur Folge haben. Jeder Staat kann seine 
Angehörigen gegen diese Benachteiligung durch die gesetzliche 
Bestimmung schützen, dass die Auflösung der ausländischen Aktien- 
gesellschaften , auch wenn sie nach ausländischem Rechte giltig 
erfolgt ist, im Inlande nur unter bestimmten Bedingungen Wirk- 
samkeit äussern kann. Vgl. z. B. das Ungarische Handelsgesetzbuch 
von 1875 Theil 1, Tit 10, § 216. 

^) Es ist unbegründet, wenn v. Bar (Theorie und Praxis, 
Bd. II S. 672) die Möglichkeit stillschweigender Willenserklärung 
ganz leugnet, in ihr nur eine Folgerung aus der sog. Natur der 
Sache sieht, bei der es auf den individuellen, concreten Willen gar 
nicht ankomme. Die sog. freiwillige Unterwerfung sei nur eine 
Verkleidung des Prinzips (d. h. des Rechtssatzes, dass der Staat der 
inländischen Gerichtsbariceit unterstehe), v, Bar verwechselt still- 
schweigende Willenserklärung mit gesetzlicher Fiction oder unwider- 
leglicher Vermutung. — Die Ausführungen v. Bar's hat sich Mamäok 
S. 157 u. f. angeeignet. 
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nicht die Gerichtsgewalt beschränken und etwa erklären, 
dass er nur bestimmte Entscheidungen der Gerichte an- 
erkennen werde. Eine mit Bedingungen versehene Er- 
klärung ist keine rechtsgiltige Erklärung; die damit 
verbundene Kl^e wäre nicht rechtsgiltig erhoben. Hat 
der fremde Staat aber die Klage rechtsgiltig erhoben, dann 
ist er auch allen Entscheidungen des Gerichts, die sich 
auf diesen Rechtsstreit beziehen, unterworfen. Daraus 
ergiebt sich, dass er auch der Entscheidung des Gerichts 
über die Tragung der Prozesskosten unterworfen ist. 
Wird seine Kl^e abgewiesen, so kann ihn das Gericht 
zur Zahlung der Gerichtskosten und zum Ersatz der von 
dem Beklagten aufgewandten Parteikosten verurteilen, 
nicht (wie v. Bar meint) weil dies der Natur der Sache 
oder der Billigkeit entspricht — was allerdings auch der 
Fall ist, aber zum Nachweise eines Rechtssatzes nicht 
ausreicht — sondern weil der Staat der Gerichtsgewalt 
des Gerichts sich für den gesamten Rechtsstreit unter- 
worfen hat.i) 

Daraus ergiebt sich aber auch weiterhin, dass von 
dem Staate, der als Kläger auftritt, insoweit Sicherheits- 
leistung (cautio judicatum solvi) gefordert werden kann, 
als dies nach Landesrecht zulässig ist. Denn auf den 
Rechtsstreit hat das Gericht das Landesrecht in seinem 
gesamten Umfange zur Anwendung zu bringen.«) 



*) Wenn Mamelok S. 159 meint, bei der Annahme einer 
Unterwerfung durch stillschweigende Willenserklärung müsse man 
den Staat zum Gegenbeweis zulassen, dass er sich einer Verurteilung 
in die Kosten nicht habe unterwerfen wollen, so verkennt er den 
allein möglichen Inhalt einer rechtsgiltigen Willenserklärung dieser Art 

*) Erkenntnisse der Queens Bendi von 1837, Emperor of Brazil 
V. Robinson (Phiüimore 11 p. 145), des ludidal Committee of the 
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Nach Landesrecht ist demnach auch die Frage zu 
entscheiden, ob in betreff der von dem Staate erhobenen 
Klage der Rechtsweg vor den Gerichten gegeben ist 
Das Landesrecht bestimmt die Zuständigkeit der Gerichte, 
es bestimmt diejenigen Arten von Rechtsverhältnissen, die 
auf Klage von den Gerichten im gerichtlichen Verfahren 
zu ordnen und festzustellen sind. Nur in diesen zur 
Gerichtsbarkeit der Gerichte gehörigen Rechtssachen kann 
auch ein fremder Staat von dem inländischen Gerichte 
Rechtsschutz fordern. Nach welchen Normen er selbst 
die Gerichtsbarkeit seiner Gerichte geordnet und ab- 
gegrenzt hat, kommt hierfür nicht in Betracht») Aus 
zahlreichen rein privatrechtlichen Rechtsverhältnissen kann 
nach französischem Rechte auch der Staat gegen seinen 
Schuldner nicht vor den ordentlichen Gerichten, sondern 
nur vor den Verwaltungsgerichten Klage erheben. Hat 
der Schuldner in Deutschland seinen allgemeinen Gerichts- 
stand, so unteriiegt es keinem Zweifel, dass der fran- 



Privy CouncU v. 24. Mai 1895 Japan v. P. 8e O. Company (Journal 
XXIV p. 391), des AppeUhofs von New-York v. 29. Januar 1889, 
Honduras v. Soto (Journal XVI p. 899). — Vgl. Foote p. 137; 
Aubry et Rau, VIII, p. 124; Gerbaut, Comp^tence des trib. fr. 
p. 61. — A. A. sind nur Fiore, Successione di Zappa p. 86 und Fedozzi 
Enti coliettivi p. 24. Der von ihnen angeführte Grund, dass die 
Natur des Staates als „oi^anismo etico'' grössere Büigschaft biete als 
eine Sicherheitsleistung eines Privatmanns, kommt gegenüber posi- 
tiven Bestimmungen der Gesetze nicht in Betracht und trifft auch 
nicht bei allen Staaten zu. — Nach dem Vertrag über den internal 
Eisenbahn-Frachtverkehr vom 10. Oktober 1890, Art 56, Abs. 2. 
kann eine Sicherheitsleistung für Prozesskosten bei Klagen aus einem 
internationalen Frachtvertrag nicht gefordert werden. 

^) Die entgegenstehende Ansicht Hartmann' Sy Revue de droit 
intern. XXII p. 430, ist willküriich, aber auch praktisch undurchführbar. 
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zösische Fiskus vor den deutschen ordentlichen Gerichten 
aus derartigen Verhältnissen Klage erheben kann. Derselbe 
Grundsatz muss dann auch in dem umgekehrten Falle 
gelten. Insoweit der Staat Rechtsansprüche gegen dritte 
Personen vor seinen Gerichten nicht geltend machen 
kann, kann auch ein fremder Staat derartige Klagen nicht 
vor den Gerichten erheben. Diese „Art** von Rechts- 
sachen Ist von der Gerichtsbarkeit der Gerichte durch 
das Landesrecht ausgeschlossen, mag der eigene Staat 
oder ein fremder Staat Kläger sein.') Nicht das Recht des 
Staates, der den Anspruch geltend macht, bestimmt die 
Gerichtsbarkeit der Gerichte, sondern das Landesrecht*) 

*) Vgl. Wach, Civilprozessrecht I, S. 106, Stän in Gaupp- 
Stän, Civil-Pr.-Ord. I, S. 5. 

*) Gewichtige Bedenken erregt das Eric des OesterrdMsdien 
Obersten öerichtshofa vom 22. September 1897 (in Böhrrty Zeitschrift 
VIII, S. 159 IL ff.), das unter Bestätigung der Erkenntnisse der unteren 
Instanzen die österreichischen Gerichte für zuständig erklärte zur 
Entscheidung einer Klage des preussischen Fiskus auf Zahlung der 
Oerichtskosten, zu denen der Beklagte durch rechtskräftiges Erkenntnis 
der preussischen Gerichte verurteilt worden war. Es handelte sich 
nicht um Gewährung der Rechtshilfe zur Vollstreckung des rechts- 
kräftigen Urteils, sondern der preussische Fiskus hatte seine Forde- 
rung gegen den Beklagten mit einer Klage eingeklagt Nach öster- 
reichischem Rechte sind die Gerichtskosten öffentliche Gebuhren 
und können nicht eingeklagt werden, sondern sind im Wege des 
Verwaltungszwangs einzutreiben, soweit sie nicht mittels Stempel- 
marken entrichtet werden. Auch nach deutschem Rechte sind sie 
öffentliche Gebühren, in Bezug auf welche der Rechtsweg ausge- 
schlossen ist. (Vgl. Stoizel, Rechtsweg und Kompetenzkonflikt in 
Preussen S. 164 u.f., S. 296 u.f.) Sind sie aber nach deutschem 
Rechte öffentliche Gebühren, so können sie auch in Oesterreich nicht 
eingeklagt werden, da nach österreichischem Rechte den ordentiichen 
Gerichten nur die Gerichtsbarkelt in bürgeriichen Rechtsstreitigkeiten 
zusteht (Jurisdiktionsnorm vom 1. August 1895, § 1). Ein Rechts- 
verhältnis und die daraus entspringenden Rechtsstreitigkeiten werden 
nicht dadurch aus öffentlich-rechtlichen zu privat-rechtlichen, dass die 
«ine Partei nicht im Inlande, sondern im Auslande ihren Wohnsitz hat. 
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Wird die Klage g^en einen fremden Staat erhoben, 
so unterwirft er sich in Bezug auf diese Streitsache 
durch stillschweigende Willenserklärung der inländischen 
Gerichtsbarkeit, indem er sich auf die Verhandlung in 
der Hauptsache einlässt. Diese Erklärung kann er nicht 
mehr zurücknehmen, weil er dadurch zugleich das Prozess- 
rechtsverhältnis zu dem Kläger b^[rfindet hat Er kann 
nur „in limite litis'', auf sein Privilegium gestützt, die Ein- 
lassung ablehnen, nicht aber etwa in einer höheren 
Instanz, wenn er durch die untere verurteilt ist, auf seine 
Exterritorialität sich berufen.^) Dag^en bedarf es, so- 
lange das Prozessrechtsverhältnis noch nicht begründet ist, 
keiner ausdrücklichen Ablehnung. Der Staat kann die 
Klage unbeachtet lassen. Das Gericht hat dann die 
Klage wegen Unzuständigkeit von Amtswegen abzuweisen, 
nicht aber ein Versäumnisurteil zu erlassen. 

Von dem hier vertretenen Standpunkt aus löst sich 
die mehrfach erörterte Frage, ob und inwieweit der 
als Kläger auftretende Staat auf eine Widerklage sich 
einzulassen hat Zweifellos müssen dem Beklagten alle 
Mittel der Verteidigung zu Gebote stehen, die ihm das 
Landesrecht gewährt. Die Widerklage ist nicht ein Ver- 



1) So richtis: Appdhof zu Geräy Erk. vom 14. März 1879 
(Journal VIII p. 824), unrichtig: dagegen Tribunal civil zu Brüssel^ 
Erk. V. 28. Juli 1890, das erklärte: „il est de principe que Fincom- 
p^tence absolue peut 6tre opposee en tout etat de cause'^ (Journal 
XVIII, p. 1012). Der Congo-Staat, gegen den die Klage erhoben 
war, hatte zunächst den Einwand erhoben, dass das Gericht sadilicfa 
nicht zuständig sei; dann aber, nachdem dieser Einwand zurück- 
gewiesen worden, sich auf seine Exterritorialität berufen. Auch wenn 
der Staat in Folge eines Rechtsirrtums sich auf die Klage eingelassen, 
kann er später nicht mehr seine Exterritorialität geltend machen. 
Er kann seine Erklärung nicht widerrufen. Ignorantia iuris nocet 
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teidigungsmittel, sondern ein selbständiger Angriff. In 
der Widerklage beantragt der Beklagte nicht Abweisung 
der Klage, sondern Verurteilung des Klägers zu einer 
Leistung oder Feststellung eines anderen Rechtsverhält- 
nisses als desjenigen, das den Gegenstand der Klage 
bildet. Sie wird dem Beklagten gewährt, nicht um ihm 
die Verteidigung und Abwehr des klägerischen Anspruchs 
zu erleichtem, sondern um ihm die Verfolgung eines 
selbständigen Rechtsanspruchs gegen den Kläger inner- 
halb eines von diesem selbst angestrengten Prozesses zu 
ermöglichen. Indem ein fremder Staat auf sein Privi- 
l^um verzichtet, um Aber einen von ihm erhobenen 
Anspruch eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen, 
ist darin nicht auch die Willenserklärung enthalten, der 
Gerichtsbarkeit des Gerichts fOr irgendwelche Ansprüche, 
die gegen ihn erhoben werden, sich zu unterwerfen. Dies 
ist nur insoweit der Fall, als der Anspruch, wie z. B. der 
auf Ersatz der Prozesskosten im Falle der Abweisung 
der Klage, gerade in dem von ihm veranlassten gericht- 
lichen Verfahren selbst seine Entstehung hat *) Hierbei 
macht es keinen Unterschied, ob die Widerklage mit 
dem in der Klage geltend gemachten Ansprüche oder mit 
den dagegen vorgebrachten Verteidigungsmitteln in Zu- 
sammenhang steht oder nicht. Der Beklagte wird also 
dne Gegenforderung zur Aufrechnung zwar in einer 



^) Sollten nach dem Prozessrecht des Landes die knixkgt, die 
nach der Civil-Pr.-Ord. §§ 302 Abs. 2, 541 Abs. 2, 600 Abs. 2, 
717 Abs. 2 als Inddentantrage auf Schadensersatz oder Rückerstattung 
zu stellen sind, in einer Klage zu eriieben sein, so würde 
in diesen Fallen die Widerklage auch gegen einen fremden Staat 
zulässig sein. Aus demselben Gründe ist die Klage auf Schadensersatz 
nach CiviL-Pr.-Ord. § 945 als Widerklage statthaft 

9 
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Einrede, nicht aber in einer Widerklage geltend machen 
können. In der Einrede beantragt der Beklagte nicht 
Verurteilung des Klägers, sondern Abweisung der Klage, 
weil durch die Aufrechnung die Forderung des Klägers 
aufgehoben sei. Nur insoweit nach dem Landesrecht 
der Beklagte zu seiner gegen den Angriff des Klägers 
gerichteten Verteidigung der Widerklage bedarf, muss sie 
ihm auch g^en den auswärtigen Staat, der gegen ihn 
Klage erhoben hat, gestattet sein. ^) 



4. Oerichtszwang. . 

Insoweit der Staat der fremden Gerichtsbarkeit 
untersteht, untersteht er auch dem Oerichtszwange. Die 



^) Die englischen Gerichte erkennen an, dass dem Beklagten 
ein „counter-daim** zusteht, sofern die Widerklage nur eine Ver- 
teidigung gegen die Klage enthält, nicht aber, wenn sie einen selb- 
ständigen Rechtsanspruch gegen den Kläger erhebt U. Si v. Prioleau 
1865 (in P. Cobbet, Lcading Cases p. 53) ; Japan. Oov. v. P. & O. Com- 
pany. Japan hatte gegen die Company auf Ersatz des Schadens 
geklagt, der durch einen Schiffszusammenstoss verursacht war. Die 
Beklagte hatte aus demselben Schiffszusammenstoss eine Wider- 
klage gegen Japan erhoben und das Konsulargericht zu Shanghai 
sie zugelassen. Das ludidal Committee of the Privy Council aber hat 
auf Berufung Japans die Widerklage als unzulässig abgewiesen (Journal 
XXI, p. 358; XXIV p. 391 sqq.). — Der Cowrt of Chancery hat im 
Erkenntniss vom 24. November 1897 in einem Prozesse der Süd- 
Afrikanischen Republik gegen die Compagnie Franco-Belge eine 
Widerklage zurückgewiesen. Eine solche sei nur zulässig als Ver- 
teidigungsmittel, d. h. wenn der Gegenstand der Widerklage derselbe 
sei wie der der Klage (Journal XXVI p. 402). Vgl. auch Dicey 
p. 213. — Allgemein wollen eine Widerklage zulassen Qerhaut, p. 
216 und F&aud'Qiraud, p. 109. — Nach den Vertrage über den 
intemat. Eigenbahn-Firachtverkehr vom 10. Oktober 1890, Art 28, 
können im Wege der Widerklage Ansprüche aus dem internationalen 
Frachtverkehr vor einem nach den Bestimmungen des Art 27 nicht 
zuständigen Gerichte geltend gemacht werden, wenn die Klage sich 
auf denselben Frachtvertrag gründet 
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Ansicht, dass zwischen der Rechtssprechung und dem 
Cerichtszwange zu unterscheiden sei, ist schon oben 
(S. Q2 u. ff.) als irrig dargethan worden. Das Gericht, das 
nach Landesrecht zuständig ist, kann Zwangsvollstreckung 
in die im Lande befindlichen unbeweglichen und beweg- 
lichen Sachen wie in Forderungen, welche dem Staate 
gegen Drittschuldner zustehen, anordnen, wie es auch 
zuständig ist gegen den Staat Arrestmassregeln an- 
zuordnen und zu vollstrecken. Unbegründet ist es, wenn 
italienische Gerichte und Schriftsteller alle diejenigen 
Sachen der gerichtlichen Zwangsgewalt entziehen wollen, 
die eine „öffentliche Bestimmung" (destinazione pubblica) 
haben, die, wenn sie Sachen des inländischen Staates 
wären, der gerichtlichen Zwangsgewalt nicht unteriägen. 
Dahin gehörten alle Sachen, die zu einem öffentlichen 
Gebrauche bestimmt sind, aber auch die Geldbeträge, 
die in den Staatskassen sich befinden, um zur Be- 
streitung der Ausgaben, die der Staat als öffentlichei 
Gewalt zu machen hat, zu dienen.') Die italienisch^ 
Praxis und Theorie sieht sich zu dieser Annahme ge-l 
drängt, weil sie die Unterwerfung fremder Staaten 
unter die Gerichtsbarkeit inländischer Gerichte in unf 
zulässiger Weise ausdehnt. 

Wohl aber ist der allgemeine Rechtssatz durch 
einzelne Ausnahmen beschränkt. Ein fremder Staat ist 
nicht berechtigt, im Gebiete eines anderen Staates ohne 
dessen Genehmigung irgend welche staatliche Funktionen 
vorzunehmen. Insoweit aber der Staat einem andern 



>) Erkenntnis des Appdhofs zu Lucca vom 22. März 1887 
(Journal XVI p. 335); Qianzana^ Lo Straniero nel diritto civile li 
I. P. 2 p. 86. 

9^ 
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Staate die Ausübung staatlicher Funktionen auf seinem 
Gebiete gestattet, befreit er auch die zur Ausübung dieser 
staatlichen Funktionen erforderlichen Sachen von allen 
gerichtlichen Zwangsmassregeln. Darin besteht die 
Rechtsstellung der sog. exterritorialen Sachen.") Dahin 
gehören z. B. die dem fremden Staate gehörigen Gebäude, 
die seinem Gesandten als Wohnung und Amtsräume dienen, 
die für Ausübung des Amtes bestimmten beweglichen 
Sachen*), femer nach einem später zu besprechenden 
Rechtssatze alle dem Staate gehörigen Sachen, welche 
ein im Inlande sich aufhaltender Souverän mit sich führt 
Doch ist diese Ausnahme wieder durch eine Ausnahme 
beschränkt. Insoweit nach den früher dargelegten Rechts- 
sätzen die Gerichte zuständig sind zur Entscheidung 
dinglicher Klagen, die eine solche unbewegliche oder 
bewegliche Sache betreffen, und der Staat zur Heraus- 
gabe der Sache oder zur Räumung des Gebäudes ver- 
urteilt wird, kann, wenn der verurteilte Staat dem Urteile 
nicht nachkommt, Zwangsvollstreckung auch in die Sache 
stattfinden trotz ihrer Exteritorialität. Ein Staat wird es 
wohl niemals hierzu kommen lassen, aber rechtlich zu- 
lässig ist die Zwangsvollstreckung, weil dem inländischen 
Staate die Gerichtsbarkeit zusteht und er dem Anspruch 
des Klägers auf Verwirklichung des ihm durch Urteil 
festgestellten Rechtes Rechtsschutz gewähren muss. 



^) Eine Exterritorialität im eigentlichen Sinne des Wortes 
besteht nur für ausländische Staatsschiffe in inländischen Gewässern. 
Sie sind rechtlich ex territorio, schwimmende Theile ihres heimat- 
lichen Staatsgebiets. 

•) Ob und in wie weit den dem Gesandten und dem Oe- 
sandtschaftspersonale gehörigen Sachen eine solche sachliche Exterri- 
torialität zukommt, ist hier nicht zu erörtern. 



— 133 — 

Hat ein fremder Staat seinen Gläubigem zur Sicherung 
ihrer Forderungen bewegliche Sachen in Pfand gegeben 
oder ihnen ein Pfandrecht an ihm zustehenden Forderungen 
gegen inländische Drittschuldner bestellt und bedarf 
es nach Landesrecht gerichtlicher Handlungen zur 
Befriedigung der Gläubiger^ so ist das Gericht hierzu 
zuständig. In der Bestellung des Pfandrechts ist die 
Erklärung des Staates enthalten, dass er sich, soweit es 
sich um die Befriedigung des Gläubigers aus dem 
Pfandrechte handelt, der Gerichtsbarkeit der inländischen 
Gerichte unterwerfe. Indem er das Pfandrecht bestellt, 
räumt er den Pfandgläubigem das Recht ein, sich aus 
dem Pfände zu befriedigen und damit auch das Recht, 
alle die Mittel anzuwenden, die hierzu erforderiich sind, 
also auch, sofern dies durch das Landesrecht geboten 
ist, *) die Hilfe der Gerichte zu diesem Zwecke anzurufen. 
Voraussetzung ist aber, dass ein nach Landesrecht gültiger 
Pfandvertrag abgeschlossen ward.*) In den nicht selten 
vorkommenden Fällen, in denen der fremde Staat bei 
einem inländischen Bankhause Geldbeträge oder Wert^ 
papiere hinterlegt, die als Sicherheit fOr die Erfüllung 
seiner Vertragsverpflichtungen dienen sollen, ist dies nicht 

^) So nach französischem Recht, Code civil Art 2078, Code 
de Proc civile Art. 945. 

*) In diesem Sinne hat der Court qf Chancery entschieden. Erk. 
vom 6. November 1874. Spanien hatte zur Sicherung der fälligen 
Zinsen seiner Anleihen den englischen Inhabern spanischer Staatspapiere 
Obligationen der Rio-Tinto-Oesellschaft verpfändet und sie in England 
bei einem Agenten der spanischen Regierung hinterlegt, dann aber 
die Rücksendung dieser Wertpapiere angeordnet Hiei^gegen haben 
die Gläubiger Klage erhoben, der das Gericht stattgab (Journal II 
p. 25). Ob ein nach englischem Rechte rechtsgiltiger Pfandvertrag 
zwischen den Gläubigem und Spanien vorlag, muss hier dahin 
gestellt bleiben. Der Gerichtshof nahm dies an. 
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der Fall, wenn, wie heute in fast allen Ländern, ein 
Pfandrecht an beweglichen Sachen nur durch Obergabe 
der Sache an den Gläubiger bestellt werden kann. Hat 
die Obergabe an den Gläubiger nicht stattgefunden, 
so hat er ein Recht an den Sachen, die zur Sicherheit 
dienen sollen, nicht. Wenn das Landesgericht nicht 
zuständig ist, Klagen gegen den fremden Staat auf 
Erfüllung seiner Vertragspflichten zu entscheiden, so ist 
es auch nicht zuständig, die Anlage des Arrestes auf die 
bei einem Bankhause u. s. w. hinterlegten Wertgegenstände 
anzuordnen.^) 

Was die Zwangsvollstreckung aus einem Schieds- 
spruch betrifft, so ist nach den Rechts Wirkungen zu 



^) Die englischen und französischen Gerichte haben in con- 
stanter Praxis in diesem Sinne entschieden. Während des Krieges 
1870 hatte Frankreich bei einem englischen Bankhause Geldbeträge 
hinteriegty die als Sicherheit für die Bezahlung des Kaufpreises für 
die von ihm in englischen Fabriken bestellten Waffen dienen sollten. 
Die Gläubiger klagten gegen das Bankhaus und gegen Frankreich 
auf Herausgabe der Geldbeträge. Frankreich Hess sich auf die 
Klage nicht ein. Auch in diesem Falle nahm der Kanzleigaichtskof 
Ka, dass ein giltiger Oarantievertrag vorliege und gab der Klage 
statt Erk. vom 5. Juni 1872. Das Oberhaus aber hob das Er- 
kenntnis auf, indem es zwar das Prindp, von dem der Gerichtshof 
ausgegangen war, für richtig erklärte, aber feststellte, dass ein 
giltiger Garantievertrag nicht abgeschlossen worden sei. Der Lord 
Kanzler, Lord Ccurns, erklärte, eine Klage sei nicht zulässig, wenn 
nicht „a trust or some right of property or hypothecation in the 
fund be proved". GiUespie a. a. O. p. 1128; Revue de droit intenu 
VI, p. 617; VIII, p. 481. Phiüimore scheint der Ansicht zu sein, 
dass in diesen Fällen den Gläubigem ein dingliches Recht an den 
hinterlegten Beträgen zustehe. Commentanes^ II, p. 144. — Die 
französischen Gerichte haben in diesen Fällen die Klage zurück* 
gewiesen, da ein Pfandvertrag „ä defaut d'une mise en possession'' 
nicht abgeschlossen worden sei. Cassationshqf, Erk. vom 13. August 
1878 (Journal VI, p. 173 sq.). 
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unterscheiden, welche das Landesrecht an einen Schieds- 
spruch knüpft Wenn, wie nach gemeinem Rechte, den 
Parteien, die den Schiedsvertrag abgeschlossen haben, 
nur eine Klage auf Erfüllung der vertragsmässigen 
Pflichten gegeben ist, so kann gegen den ausländischen 
Staat, der einen Schiedsvertrag abgeschlossen hat, auf 
Erfüllung nur geklagt werden, wenn er sich in dem 
Vertrage ausdrücklich verpflichtet hat, vor den inländischen 
Gerichten Recht zu nehmen oder wenn er sich freiwillig 
auf die Klage einlässt Anders wenn, wie nach den 
neuem Civilprozessgesetzen, das schiedsrichterliche Ver- 
fahren eine Einrichtung des öffentlichen Rechts ist und 
dem Schiedssprüche die Wirkungen dnes rechtskräftigen 
gerichtlichen Urteils zukommen. Dann unterwirft der 
fremde Staat, indem er den Schiedsvertrag abschliesst, 
sich der inländischen Gerichtsbarkeit, insoweit als es sich 
um die Vollstreckung des Schiedsspruchs handelt Er 
hat in dem Vertrage anerkannt, dass der Schiedsspruch 
die Wirkungen eines rechtskraftigen Urteils hat und dass 
demnach auch der Gegenpartei der Rechtsschutz des 
Staates zu gewähren ist, um dem Schiedsspruch diese 
Wirkungen zu sichern. Aber auch nur insoweit hat er 
sich der inländischen Gerichtsbarkeit unterworfen, nicht 
zur Entscheidung von Streitigkeiten, über die der Schieds- 
richter einen Schiedsspruch hätte fällen sollen, dies aber 
nicht gethan hat, oder die in mehr oder minder naher 
Beziehung zu der von dem Schiedsrichter entschiedenen 
Streitsache stehen.*) Ob die Zulässigkeit der Zwangs- 



In dieser unzulässig^en Weise hatte das Tribunal de la 
Säne in einem Erkenntnis vom 30. Juni 1891 (Journal, XIX p. 952) 
die Unterwerfung^ unter die französische Gerichtsbarkeit aus einem 
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Vollstreckung aus dem Schiedssprüche durch gericht- 
liches Urteil, wie nach der Civil-Proz.-Ord., § 1042, oder 
durch Anordnung des Vorsitzenden des Gerichts, wie 
nach französischem Rechte (Code de Proc. c, Art. 1021), 
oder in anderer Form auszusprechen ist, kommt hierbei 
nicht in Betracht. Voraussetzung ist nur, dass für die 
Vollstreckung im Inlande ein Gerichtsstand begründet ist.') 
Die in der Praxis häufig zur gerichtlichen Ent- 
scheidung kommende Frage, ob und wieweit ein Gericht 
zuständig ist, auf Wertgegenstände, die einem auswärtigen 
Staate gehören, Anlage des Arrestes anzuordnen, bedarf 
hier einer besonderen Erörterung nicht Es ist un- 
rN bestritten, dass die Gerichte hierzu nur dann zuständig 
sind, wenn der auswärtige Staat in Bezug auf den An- 
spruch, zu dessen Sicherung die Arrestanlage beantragt 
wird, der inländischen Gerichtsbarkeit untersteht Ebenso 
unbestritten ist es, dass diejenigen Sachen, in welchen 
eine Zwangsvollstreckung nicht stattfinden darf,, auch 
nicht der Arrestanlage unteriiegen.") 

Aus den dargelegten Grundsätzen ergiebt sich 
weiterhin, dass sofern der fremde Staat der inländischen 



von dem B^ von Tonis mit Privatpersonen abgeschlossenen Schieds- 
verträge ausgedehnt. Der AppeUhof zu Paris hat in dem Erkenntnis 
vom 14. Dezember 1893 das Urteil aufgehoben, insoweit es die 
Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung nicht auf die Ausführung des 
gefällten Schiedsspruches beschrankte (Journal XXI, p. 124). Dies 
Erkenntnis ist von dem Kassationshof durch Erkenntnis vom 21. 
Januar 1896 bestätigt worden (Journal XXIII, p. 657). Vgl. auch 
Amilotti in Böhm, Zeitschrift^ Bd. V, p. 144 u.ff. 

*) Vgl. Gaupp'Stän, Civil -Pr.-Ord. (4. Aufl.) Bd. II, S. 888, 
Note 8 und die dort angeführte Literatur. 

*) Zahlreiche hierher gehörige Erkenntnisse französischer 
Gerichte bei Färaud-Giraud^ ti&ts et Souverains I p. 145. 
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Gerichtsbarkeit nicht untersteht, auch eine Einziehung 
oder Unbrauchmachung der ihm gehörigen Sachen durch 
das Gericht nicht angeordnet werden kann, auch wenn 
nach dem Landesrecht das Gericht im allgemeinen zu- 
ständig wäre. Wenn auf Grund der Gesetze zum Schutze 
des Urheberrechts an Werken der Literatur und Kunst 
oder zum Schutze des gewerblichen Urheberrechts oder 
auf Grund des Pressgesetzes das Gericht die Einziehung 
oder Unbrauchmachung von Sachen anordnen kann, so 
erstreckt sich dies nicht auf Sachen fremder Staaten, 
selbst wenn sie sich im Besitze der durch rechtskräftiges 
Urteil verurteilten Partei befinden. Dadurch wird aber 
die civilrechtliche und strafrechtliche Verantwortlichkeit 
der Privatpersonen, die im Besitze dieser Sachen sich 
befinden, sie benutzen oder in Verkehr bringen, nicht 
berührt Der Staat, der Eigentümer der Sachen ist, kann 
als Hauptintervenient in den Rechtsstreit eintreten und 
die Herausgabe der Sachen fordern.^) 

Durch den Vertrag Ober den internationalen Eisen- 
bahn-Frachtverkehr am 10. Okt 1800 haben die vertrag- 
schliessenden Staaten bestimmte Gegenstände von der 
Zwangsvollstreckung und Arrestanlage durch auswärtige 
Gerichte ausgeschlossen, mögen sie einem Staate oder 
einem privaten Eisenbahnuntemehmen gehören. Sofern 



^) So entschieden in dem Fall Vavasseur v. Krupp von 
den englischen Gerichten, Court of Appeal, Erkenntnis vom 29. Juni 
1878; Oberhaus, Erkenntnis vom S.Juli 1878. P. Cobbei, Leading 
Gases p. 53 sq. Indem der Staat in den Rechtsstreit eintritt, wird 
das Gericht nicht zustandig über sein Recht an der Sache zu er- 
kennen. „No court of mundpal Jurisdiction is authorized to interfere 
with such rights.^' Revue de droit intemai. X p. 543, P/uIämore, 
II p. 143. 
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der Arrest oder die Pfändung nicht auf Orund einer 
Entscheidung der Gerichte des Staates zu erfolgen haben, 
dem diebetreffende Eisenbahn angehört, können darnach in 
dem Gebiete eines andern Staates als desjenigen, dem die 
betreffende Eisenbahn angehört, nicht mit Arrest belegt 
oder gepfändet werden: 

1. das rollende Material der Eisenbahnen mit Einschluss 
der beweglichen, der betreffenden Eisenbahn ge- 
hörigen Sachen, welche sich in diesem Material 
vorfinden, 

2. die aus dem internationalen Frachtverkehr herrührenden 
Forderungen einer Eisenbahn gegen eine andere 
Eisenbahn, wenn die schuldnerische Eisenbahn einem 
andern Staate angehört als die forderungsberechtigte 
Eisenbahn (Art. 23). 

In Deutschland kann nach dem Reichsgesetz vom 
3. Mai 1886 das Fahrbetriebsmaterial einer dem öffent- 
lichen Verkehr gewidmeten Eisenbahn, auch wenn dieselbe 
in einem fremden Staate ihren Sitz hat, der Pfändung 
nicht unterworfen werden, sofern Gegenseitigkeit ver- 
bürgt ist.0 



^) Dies ist in Oesiermdi durch Kaiserl. Verord. vom 19. Sep- 
tember 1886 geschehen (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
17. März 1887). 



V. 

Die Rechtsstellung fremder Souveräne. 



Obgleich in der Gegenwart in allen civilisierten 
Staaten rechtlich die Trennung des Staatsvermögens von 
dem Privatvermögen des Landesherm durchgeführt ist, 
so wird doch auch heute noch vielfach diese Unter- 
scheidung in der Literatur und in der Rechtsprechung 
nicht genügend beachtet oder nicht folgerichtig durch- 
geführt, insoweit es sich um die Gerichtsbarkeit über 
fremde Staaten und Souveräne handelt. Die Gerichte 
wie die Schriftsteller Englands und Nordamerikas berück- 
sichtigen diesen Unterschied überhaupt nicht. Sie fassen 
unter dem Namen „Souvereign" sowohl die Person des 
Souveräns wie den Staat zusammen. Aber auch deutsche 
Schriftsteller, wie BluntsMiy Oareis, Störk, besprechen 
die Frage nur in Bezug auf die Souveräne und über- 
tragen stillschweigend die auf sie bezüglichen Rechts- 
sätze auf den Staat. Andere, wie Laurent, v. Bar, Oabba, 
erkennen die Unterscheidung zwar an, ohne sie aber im 
Verlauf ihrer Erörterungen festzuhalten. Nur wenige 
Schriftsteller, wie Calvo, F&aud-Giraud, Rivier, deCuvdier, 
de Paepe, UUmann, Hubler, Marx, behandeln die beiden 
Fragen gesondert, wie sie auch einer gesonderten Er- 
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örterung bedürfen. Wie schon oben (S. 30) erwähnt, 
ist es hierauf ohne Einfluss, ob man den Staat als eine 
juristische Person mit eigenen Rechten und Pflichten 
oder als einen lebendigen Organismus konstruiert, oder 
aber ob man erkennt, dass der Staat nur das Rechts- 
verhältnis zwischen dem Inhaber der Herrschergewalt 
und den Beherrschten bezeichnet. Ist vom Standpunkt 
dieser Erkenntnis aus in der Monarchie der Monarch 
zugleich der Inhaber des rechtlich für die Zwecke des 
Staates bestimmten Vermögens und Inhaber seines Privat- 
vermögens, so sind doch beide Rechtssphären von 
einander getrennt. Der Monarch vereinigt in sich zwei 
rechtliche Eigenschaften, er hat eine privatrechtliche 
Eigenschaft und ist in dieser Subjekt von Privatrechten 
und -Pflichten und er hat eine öffentlichrechtliche Eigen- 
schaft und ist in dieser Inhaber der Staatsgewalt und 
des rechtlich für staatliche Zwecke bestimmten Ver- 
mögens. Es hat kein Bedenken, um diese beiden recht- 
lichen Eigenschaften des Monarchen scharf von einander 
zu scheiden, eines technischen Hilfsmittels sich zu be- 
dienen und statt den Inhaber der Staatsgewalt den Staat 
oder Fiskus als das Subjekt des für Staatzwecke be- 
stimmten Vermögens und der darauf bezüglichen Rechte 
und Pflichten zu bezeichnen. In diesem Zusammen- 
hange ist nur die Frage zu erörtern, ob der Souverän 
als Subjekt seiner privatrechtlichen Verhältnisse, in seiner 
privatrechtlichen Sphäre, einer fremden Gerichtsbarkeit 
unterstehe. 

Die Beantwortung dieser Frage wird allerdings, so- 
weit es an ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung fehlt, 
verschieden lauten je nach der Ansicht über die Rechts- 
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Stellung des Souverän. Geht man, wie Laurent und 
de Paepe, davon aus, dass der Monarch nach dem 
modernen Staatsrechte nicht der Inhaber der Staatsgewalt, 
sondern nur der oberste Beamte des Staates ist, der, 
wenn auch in persönlicher Unverantwortlichkeit, staatliche 
Funktionen auszuüben hat, so ist es nur folgerichtig, ihn 
in allen seinen privatrechtlichen Verhältnissen als Privat- 
person zu behandeln. Fremde Staaten können ihn dann, 
insoweit er nicht staatliche Funktionen ausübt, wie eine 
jede ausländische Privatperson ihrer Gerichtsbarkeit unter- 
werfen.*) 

Folgerichtig mfisste zu demselben Ergebnis auch 
diejenige Ansicht gelangen, die in dem Monarchen nur 
den Repräsentanten des Staates sieht, der nicht selbst 
Inhaber der Staatsgewalt ist, sondern der sie nur auszu- 
üben hat.*) Wäre dies richtig, so würde daraus nur 
folgen, dass der Monarch, in soweit er die Staatsgewalt 
ausübt, von fremder Gerichtsgewalt frei ist Es könnte 
daraus nicht gerechtfertigt werden, dass er, insoweit er 
nur als Privatperson handelt, der auswärtigen Gerichts- 
gewalt in Strafsachen wie in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten nicht unterworfen sei. Auch wenn er nach dem 



^) Laurent, III p. 51 sqq., p. 64, p. 97; de Paepe^ p. 109 sq. 

*) Die heute in der deutschen Literatur verbreiteten Staats- 
theorien, die den Staat wissenschaftlich zu begreifen glauben, wenn 
sie ihn für eine juristische Persönlichkeit oder für einen lebendigen 
Organismus erklären, können den daraus entspringenden Schwierig- 
keiten, das Verhältnis des Monarchen zu dem Staate wissenschaftlich 
zu konstruieren, nicht Herr werden. Charakteristisch für die 
herrschende Unklarheit z. B. Stärk (v. HoUzendorff, Handbuch des 
Völkerrechts Bd. 11, S. 658), der in einem Athem den Monarchen für 
den obersten amtlichen Repräsentanten und für den persönlichen 
Trager der Souveränetät des Staates erklärt 
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Rechte seines Staates für alle seine Handlungen rechtlich 
unverantwortlich wäre, wurde sich daraus eine Norm des 
Völkerrechts, dass er auch fremder Gerichtsgewalt nicht 
unterstehe, nicht ergeben. Das staatrechtliche Privil^um 
wäre für andere Staaten nicht massgebend, so wenig 
wie etwa das durch die Landesgesetze den deutschen 
Standesherm gewährte Privilegium auf Austräge in Straf- 
sachen (Einf.-Oes. zum Oerichtsverfassungsgesetz §7).^) 
Man hat deshalb zu den Aushfllfemittel gegriffen, die 
Freiheit der Souveräne wenigstens von fremder Straf- 
gerichtsbarkeit, die zweifellos besteht, damit zu begründen, 
dass durch Gewohnheitsrecht die Exterritorialität der 
Gesandten auf die Souveräne fibertragen worden sei. 
Es wird zugestanden, dass sich damit die Freiheit der 
Souveräne von der Strafgerichtsbarkeit nur insoweit 
rechtfertigen lasse, als der Souverän zur Vermittelung 
von Staatsgeschäften sich in dem fremden Lande auf- 
halte. Aber derartige feine Unterscheidungen habe man 
seiner Zeit, als dieser Satz des Gewohnheitsrechts sich 
bildete, um soweniger gemacht, als damals noch Staats- 
und Privatgeschäfte meist zusammengeflossen seien. ^) 
Indes ist, wie schon oben (S. 1 1 Note 2) nachgewiesen, die 
Voraussetzung, von der diese Ansicht ausgeht, unrichtig. 
Die Norm des Völkerrechts, dass Souveräne fremder Ge- 
richtsgewalt nicht unterstehen, ist nicht dadurch ent- 
standen, dass nach dem argumentum a fortiori die Ex- 
territorialität der Gesandten auf sie übertragen wurde, 
sondern sie hat sich gebildet als Folgerung aus dem 



>) Insoweit richtig Bding, Exterritorialität S. 119 u.ff. 
>) So Beüng S. 132 u. f. 
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Satze, dass der Inhaber einer souveränen Staatsgewalt dem 
Inhaber einer anderen souveränen Staatsgewalt gleichsteht, 
aus dem Satze: „Par in parem non habet imperium/'^) 

Der Souverän ist der Inhaber der Staatsgewalt, er 
ist der Herrscher. Er hat die Staatsgewalt nicht nur als 
Organ oder Repräsentant des Staates auszuüben, sondern 
er ist der Inhaber des Rechts zu herrschen. Er ist nicht 
der Staat, denn der Staat ist das Rechtsverhältnis zwischen 
dem Herrscher und den Beherrschten. Dem Souverän steht 
die Herrschergewalt nicht zu, um durch deren Ausübung 
seine persönlichen Zwecke zu fördern und zu befriedigen, 
sondern um des Volkes willen. Deshalb ist der Satz 
„ri^tat c'est moi'' falsch und war zu allen Zeiten falsch 
und deshalb ist der Ausspruch Friedrich des Grossen 
richtig „Le souverain, bien loin d'&tre le mattre absolu 
des peuples qui sont sous sa domination, n'en est lui- 
mgme que le premier domestique", in dem Sinne, dass 
für den Souverän das Interesse und das Wohl des 
Volkes allein massgebend sein dürfen. Der Souverän 
kann in der Ausübung der Staatsgewalt beschränkt sein, 
aber nur er ist ihr Inhaber und er ist es, von dem 



^) Beling S. 125 u.f. meint, diese Deduktion hätte vielleicht 
Irüher ihre Berechtigunj: gehabt, in der Zeit, als die Fürsten von 
sich sagen konnten „L'£tat c'est moi". Heute seien aber Befreiung 
von der Souveränetat eines fremden Staates und Befreiung von der 
Hoheit des Herrschers dieses Staates nicht mehr identisch. „Pares'' 
seien einander nur einmal die Fürsten unter sich und sodann die 
Staaten unter sich. Daraus könnte heute nur das Eigebnis her- 
geleitet werden, dass ein Monarch von der persönlichen Hoheit des 
anderen Monarchen, nicht aber von der Gewalt des anderen Staates 
frei wäre. Beling vergisst aber mitzuteilen, worin denn die Hoheit 
des Monarchen besteht, wenn sie nicht die Staatsgewalt selbst ist. 
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alle Organe des Staates ihre Zuständigkeit ableiten/) 
Der Souverän untersteht deshalb keiner fremden Staats- 
gewalt. In der völkerrechtlichen Anerkennung der Souve- 
ränetät des Staates ist die Anerkennung der Souveränetät 
des Staatsoberhauptes enthalten, die Anerkennung, dass 
die Person des Herrschers dem Willen eines andern 
Staates nicht rechtlich untergeordnet ist Damit würde 
es aber in Widerspruch stehen, wenn die Person des 
Herrschers fremder Gerichtsgewalt insoweit unterstände, 
als sie Subjekt von Privatrechtsverhältnissen ist Ebenso 
wie der Souverän, auch insoweit er nicht in Ausübung 
der Staatsgewalt handelt, einer fremden Gerichtsbarkeit 
nicht untersteht, wenn er im Auslande eine strafbare 
Handlung begeht, ebenso ist er im Auslande von der 
Civilgerichtsbarkeit befreit. Mag es sich um die persön- 
lichen Privatrechtsverhältnisse des Souveräns oder um 
die des Fiskus oder um die Ausübung der öffentlichen 
Gewalt handeln, es ist immer die einheitliche Person des 
Souveräns, die Subjekt der daraus entspringenden Rechte 
und Pflichten ist Die Rechtsnormen, denen diese Rechts- 
verhältnisse unterstehen, sind verschieden und es sind des- 



^) Dies steht auch mit der Verfassung Belgiens nicht in 
Widerspruch. Wenn auch 1831 von dem Nationalkongress, der damals 
Inhaber der Staatsgewalt war, diese dem ersten König der Belgier 
übertragen ward und wenn die Verfassung auch in Art. 25 erklärt: 
„tous les pouvoirs 6manent de la nation'^ so ist doch auch nach 
ihr der König der Inhaber der Staatsgewali Er ist es, der die 
Gesetze erklärt (Art. 69), er ist es, dem die vollziehende Gewalt 
zusteht (Art. 29), er ist es, der die Richter ernennt (Art 99) und in 
dessen Namen die richterlichen Urteile erlassen und vollstreckt 
werden (Art 30), er ist es, der anderen Staaten gegenüber aliein 
die Staatsgewalt auszuüben hat (Art 68). — EHe Volkssouveränetät 
ist auch in der belgischen Verfassung nur eine politische Idee, 
juristisch ist sie in der Verfassung nicht verwirklicht 
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halb hiemach verschiedene rechtliche Eigenschaften in 
der Person des* Souveräns zu unterscheiden. Aber die 
Persönlichkeit ist ihrem Wesen nach eine einheitliche, 
sie kann nicht teilweise souverän, teilweise nicht souverän 
sein. Die Norm des Völkerrechts, dass der Staat über 
keinen andern Staat die Oerichtsgewalt sich anmassen 
darf, sie bezieht sich nicht nur auf den Fiskus, d. h. den 
Souverän, insofern er Inhaber des Staatsvermögens ist, 
sondern auch auf den Souverän, insofern er Subjekt von 
persönlichen Privatrechten ist. Daraus ergiebt sich, dass 
die oben (Kap. IV) dargelegten Rechtssätze des Völker- 
rechts und des Landesrechts auch hier zur Anwendung 
kommen. Der Souverän als Subjekt von persönlichen 
Privatrechten untersteht demnach fremder Oerichtsgewalt 
nur in Bezug auf dingliche Klagen über unbewegliche 
Sachen, die im Auslande gelegen sind, und insoweit er 
sich selbst durch völkerrechtlichen Vertrag oder Vertrag 
mit Privatpersonen oder einseitige Willenserklärung der 
fremden Oerichtsgewalt unterstellt.*) 

Die folgerichtige Durchführung der entgegen- 
stehenden Ansicht führt aber auch zu Ergebnissen, die 
sich auf den ersten Blick als praktisch unannehmbar er- 
weisen. Soll der Souverän in seinen persönlichen Privat- 



^) Die Exterritorialität der Souveräne steht deshalb auch dem 
Regenten zu. I>enn er ist der Inhaber der Staatsgewalt, wenn er 
auch nicht den monarchischen Titel führt Dagegen kommt sie nicht 
zu den Präsidenten der Republiken, wie neuerdings mehrfach ange- 
nommen wird. Sie sind nicht Inhaber der Staatsgewalt, sondern die 
obersten Beamten des Staates. Halten sie sich in amtlicher Eigen- 
schaft im Auslande auf, wie etwa der Präsident der französischen 
Republik auf seinen Reisen nach Russland, so kommen ihm nach 
einer berechtigten Analogie die Vorrechte der Gesandten zu. 

10 
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Verhältnissen der fremden Gerichtsbarkeit unter den- 
selben Voraussetzungen unterstehen, wie eine Privatperson, 
so müsste dieser Satz auch auf seine Familienrechts- 
verhältnisse Anwendung finden. 

Man nehme etwa folgenden Fall, der, wie neuere 
Vorkommnisse beweisen,*) sehr wohl möglich ist. Ein 
ausländischer Souverän schliesst eine Ehe mit einer 
Dame aus einem deutschen standesherrlichen Hause 
Dann könnte die Ehefrau vor einem deutschen Land- 
gericht nach Massgabe der Civil-Proz.-Ord. §606 Abs. 3 
die Nichtigkeits- oder Anfechtungsklage erheben und 
das deutsche Landgericht hätte die Ehe, wenn die Klage 
begründet ist, für nichtig zu erklären. Damit könnte 
die Thronfolgefähigkeit eines aus der fOr nichtig erklärten 
Ehe entsprossenen Sohnes in Frage gestellt werden. Und 
weiterhin mflsste folgerichtig angenommen werden, dass 
vermögensrechtliche Ansprüche jeder Art gegen den 
auswärtigen Souverän als Privatperson vor einem jeden 
deutschen Oericht eingeklagt werden können, in dessen 
Bezirke sich ein Vermögensobjekt, das dem Souverän 
als Privatperson gehört, oder in dessen Bezirke der mit 
der Klage in Anspruch genommene Gegenstand sich 
befindet (Civil -Proz.-Ord. § 23). Es könnte also unter 
dieser Voraussetzung gegen ihn ein Anspruch aus B. G.-B. 
§ 1708 (Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters) vor 
einem deutschen Gerichte eingeklagt werden, wenn die 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes deutsche Reichs- 
angehörigkeit besass. Die deutschen Gerichte wären 



^) Die Ehe, die der Fürst von Monaco mit der Lady Douglas- 
Hamilton am 21. August 1869 abgeschlossen, ward am 28. Juli 1880 
für nichtig erklärt. 
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zuständig über Klagen zu erkennen, mit welchen Ersatz 
des Schadens gefordert wird, den der Souverän nicht in 
Ausübung der Staatsgewalt, sondern als Privatperson 
durch unerlaubte Handlungen dem Kläger verursacht hat 
Das ordentliche Gericht hätte also auch festzustellen, ob 
der Souverän in einer gegen die gute Sitte verstossenden 
Weise einem Andern Schaden vorsätzlich zugefugt 
hatu. s. wJ) Wollte man aber die Zuständigkeit der 
inländischen Gerichte auf gewisse Arten vermögensrecht- 
licher Klagen beschränken, wie auf dingliche Klagen über 
unbewegliche und bewegliche Sachen, Erbschaftsklagen, 
Klagen aus Verträgen, sofern das ganze Geschäft auf 
beiden Seiten im Inlande abgewickelt und vollständig 
erledigt werden soll*), so wäre dies ganz willkäriich 
und hätte in dem positiven Recht in keiner Weise eine 
Begründung. 



^} V. Bar ist freilich der Ansicht, die Bestimmung der Civil- 
Proz.-Ord. § 23 wie die des Code dvil Art 14 seien völkerrechts- 
widrig. Der hiemach begründete Gerichtsstand habe keinen Anspruch 
auf internationale Wirksamkeit (Theorie und Praxis, Bd. IL S. 399, 
456). Er verwechselt hier, wie häufig, das, was nach seiner Ansicht 
Völkerrecht sein sollte, mit dem, was Völkerrecht ist An anderer 
Stelle meint er, es sollte von derartigen künstlichen und ersonnenen 
Gerichtsständen der modernen Prozessgesetze gegenüber fremden 
Souveränen und Staaten kein Gebrauch gemacht werden (Lehrbuch, 
S. 345). Aber mit weichem Recht könnte ein deutsches Gericht 
sich in einem solchen Falle für unzuständig erklären, wenn ein 
fremder Souverän in seinen privatrecfatiichen Verhältnissen der 
deutschen Gerichtsgewalt unterstände? 

*) So K. Bar Theorie und Praxis, Bd. II, S. 674 u. ff. u. in 
Annuaire XI p. 418 sqq. Wenn das Institut de droit international, 
den Anträgen v. Bot's entsprechend, Beschlüsse dieses Inhalts gefasst 
hat (Annuaire XI p. 427 sqq), so wollen dieselben doch nicht fest- 
stellen, was geltendes Recht ist, sondern bezeichnen sich selbst nur 
als „Projet de r6glement sur la comp^tence des tribunaux*'. 

10* 
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In den wenigen Fällen, in denen die Gerichte bei 
Klagen gegen fremde Souveräne aus ihren privaten Rechts- 
verhältnissen Ober ihre Zuständigkeit zu entscheiden 
hatten, haben sie durchweg ihre Unzuständigkeit ausge- 
gesprochen.*) 

Nach einem allgemein anerkannten Grundsätze des 
Völkerrechts ist jeder Souverän aber nur solange in der 
Rechtsstellung eines solchen, als er thatsächlich Inhaber 
der Staatsgewalt ist. Verzichtet er auf dieselbe durch 



So die englisdien Gerichte in der Klage des Herzogs von 
Braunschweig gegen den Konig von Hannover aus der Führung der 
Vormundschaft 1844 und 1848 (siehe oben S. 48), in der Klage 
gegen den Sultan von Johore wegen Bruch des Eheversprechens 
1894 (siehe oben S. 97); die heischen Gerichte in der Klage gegen 
den Kaiser von Oesterrdch aus Führung der Vormundschaft über 
die Prinzessin von Thurn und Taxis 1870 (siehe oben S. 62 Note 1); 
die französischen Gerichte in der Klage gegen den Kaiser von 
Oesterrädi als Erben des Kaisers Maximilian von Mexico 1872 
(Journal I p. 32). Das Erkenntnis des Appelhofa zu Paris vom 
15. Dezember 1872 in dieser Sache ist indes unrichtig begründet 
Der Kaiser von Mexiko hatte bei dem Juwelier LemaUre Ordens- 
Dekorationen bestellt. Nach seinem Tode klagte der Juwelier 
den Preis gegen den Kaiser von Oesterreich als dessen Erben ein. 
Das Gericht wies die Klage wegen Unzuständigkeit ab, „les tribunaux 
fran^ais n'ont aacune juridiction pour juger les engagements contract^s 
par les souverains ^trangers agissant comme chefs de l'Etat en 
titre de la puissance publique". Hat der Kaiser von Mexiko in Aus- 
übung der Staatsgewalt, also für den Mexikanischen Fiskus, den 
Vertrag abgeschlossen, so hatte sein Erbe keine passive Sach- 
legitimation, da es unbestritten ist, dass das Staatsvermögen mit 
seinen Forderungen und Schulden nicht auf den Erben des Souveräns 
übergeht. Die Klage wäre also wegen mangelnder Passivlegitimation 
des Beklagten abzuweisen gewesen. Erkannte aber das Gericht die 
Passivlegitimation des Kaisers von Oesterreich an, so konnte die 
Klage nur zurückgewiesen werden, weil die Gerichte für Klagen gegen 
fremde Souveräne aus ihren privatrechtlichen Verhältnissen unzu- 
ständig sind. 



— 149 — 

Abdankung oder wird sie ihm, wenn auch widerrecht- 
licher Weise, entzogen, so ist er nicht mehr Souverän, 
sondern Privatperson und untersteht als solcher der Ge- 
richtsbarkeit fremder Staaten. *) 

Der Rechtssatz, dass der Souverän fremder Gerichts- 
barkeit nicht untersteht — abgesehen von den be- 
sprochenen Ausnahmen — gilt, sowohl wenn der Souverän 
im Gebiete eines anderen Staates, als wenn er in seiner 
Heimat sich befindet. Auch bedarf der Souverän, um 
in einem fremden Staate seinen Aufenthalt zu nehmen, 
der Genehmigung des Aufenthaltsstaates nicht,*) wenn 
der Staat auch berechtigt ist, ihm den Aufenthalt zu unter- 
sagen. Aber er muss in dem Aufenthaltsstaate sich als 
Souverän zu erkennen geben. Hält er sich im Auslande 
unter einem falschen Namen „incognito^^ auf, so kann er, 
wie er selbst als eine Privatperson sich ausgibt, nur als 
solche rechtlich behandelt werden, bis sein Charakter 



^) Für eine Klage gegen die Königin Isabella von Spanten 
auf Bezahlung der von ihr nach ihrer Vertreibung gekauften Schmuck- 
sachen haben sich die französischen GeriMe 1872 für zustandig 
erklärt (siehe oben S. 46 Note 1), ebenso die italienisdien Gerichte für 
eine Klage gegen den Herzog von Modena auf Schadensersatz aus Hand- 
lungen, die er nach seiner Absetzung durch das Plebisdt vom 
20. August 1859 begangen hatte. Doch wurde die Klage abgewiesen, 
weil den italienischen Gerichten die örtliche Zuständigkeit fehle, da 
der Heizog weder italienischer Staatsangehöriger sei noch in Italien 
seinen Wohnsitz oder Aufenthalt habe. Das Gericht erster Instanz 
hatte sich für zuständig erklärt Sein Erkenntnis ward aber durch 
den Appellhof zu Turin in Erk. vom 8. März 1871 aufgehoben. 
Revue de droit internoL VI, p. 252 sq. 

") Diese Forderung der Genehmigung, die in älterer Zeit 
von Pufendorf und anderen aufgestellt worden ist, wird in manchen 
Lehrbüchern immer noch wiederholt, obgleich sie, wenn sie über- 
haupt jemals gestellt wurde, längst beseitigt ist 
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als Souverän festgestellt ist.^) Auch ist es nicht ge- 
rechtfertigt, wenn vielfach gelehrt wird, dass dem Souverän 
die Freiheit von der auswärtigen Gerichtsbarkeit nur zustehe, 
wenn zwischen den beteiligten Staaten Frieden herrsche. 
Auch während eines Krieges erkennt der Staat den 
Souverän des feindlichen Staates als Inhaber der Staats- 
gewalt an. Ist er auch berechtigt, ihn zum Kriegs- 
gefangenen zu machen, so verbleibt dem kriegsgefangenen 
Souverän doch die Rechtsstellung eines Souveräns, so- 
lange er als Inhaber der Staatsgewalt von dem Feinde an- 
erkannt wird. 

In Friedenszeiten ist der Staat, in dessen Oebiet 
ein fremder Souverän sich aufhält, verpflichtet, seine per- 
sönliche Freihat und Unabhängigkeit gegen eine jede 
Beeinträchtigung zu schützen. Daraus ergibt sich, dass, 
auch insoweit der Souverän ausnahmsweise der Oerichts- 
barkeit des Aufenthaltsstaates untersteht, doch die Aus- 
übung der gerichtlichen Zwangsgewalt, die sich gegen 
seine persönliche Freiheit richtet, nicht zulässig ist. 
Weder zur Erzwingung einer Handlung noch als Mass- 
regel des Arrestes oder der Zwangsvollstreckung noch 
als Strafe kann über ihn Haft verhängt werden. Aus 
demselben Grunde, weil seine persönliche Unabhängig- 
keit unantastbar ist, unteriiegen auch alle ihm oder dem 
Fiskus gehörigen beweglichen Sachen, die für seinen 



^) Siehe oben S. 29 Note 2. Doch wird zu unterscheiden sein. 
Vielfach führen die Souveräne aus älterer Zeit her neben ihrem 
Haupttitel Nebentitel von Herrschaften, die längst mit dem Staate 
tu einer Einheit verschmolzen sind. Fuhrt ein Souverän im Aus- 
lande einen solchen Nebentitel, während der Regierung des Auf- 
enthaltsstaats von seiner Anwesenheit Kenntnis gegeben ist, so hält 
er sich nicht „incognito*^ in dem Staate auf. 



— 151 — 

persönlichen Gebrauch oder den Gebrauch seines Ge- 
folges und seiner Bediensteten bestimmt sind, weder der 
Arrestanlage noch der Zwangsvollstreckung. Um ihm 
die seiner fürstlichen Stellung entsprechende Lebens- 
führung zu sichern und ihm die Aufrechthaltung seiner 
äusseren Würde zu ermöglichen, wird die Freiheit von 
der inländischen Gerichtsbarkeit in demselben Umfange, 
wie dem Souverän, auch seinen in seiner Begleitung be- 
findlichen Familiengliedem, den Personen seines Gefolges 
und den ihn begleitenden Dienern, sofern sie nicht An- 
gehörige des Aufenthaltstaates sind, während des Auf- 
enthalts in der Fremde gewährt 

Durchaus irrationelle Verhältnisse können entstehen, 
wenn der Angehörige eines Staates die Souveränetät über 
einen andern Staat erwirbt, ohne gleichzeitig aufzuhören 
Angehöriger des Heimatstaates zu sein. Derartige Ver- 
hältnisse sind durchaus irrationell, weil sie unlösbare 
Widersprüche in sich schliessen. Souveränetät und 
Unterthanenschaft sind ihrem Wesen nach unvereinbar. 
Der Unterthan ist, auch wenn er sich ausserhalb seines 
Heimatsstaates befindet, verpflichtet dessen Gesetze zu 
befolgen, soweit sie von den im Auslande befindlichen 
Staatsangehörigen Gehorsam fordern. Damit ist die 
Souveränetät unvereinbar. Erkennt der Heimatsstaat die 
Souveränetät des bisherigen Unterthanen an, so kann die 
Fortdauer der Staatsangehörigkeit nur noch eine formelle 



^) Diese Sätze sind unbestritten, wenn auch gerichtliche Ent- 
scheidungen, in denen sie zur Anericennung gelangt wären, nicht 
bekannt sind. Sie werden aber allseitig als in Geltung stehend an- 
erkannt Vgl. Firaad- Qirtmd I, p. 225, v. Bar, Annuaire XI p. 424, 
Deutscher Qesetzentwurf von 1885, Art I. 
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Bedeutung haben, aber keinen rechtlichen Inhalt mehr 
besitzen. Die einheitliche Persönlichkeit lässt sich in die 
des Souverän und in die des Unterthanen nicht spalten. 
Eine Unterscheidung zwischen Handlungen, die ein und 
dieselbe Person vornimmt, in solche, die der Souverän 
vornimmt, und solche, die der Unterthan vornimmt, lässt 
sich thatsächlich nicht durchfuhren.^) 

Tritt ein Souverän in den Dienst eines andern 
Souveräns als Oeneral u. s. w. — ein Verhältnis, das 
in der Gegenwart wohl kaum mehr vorkommen wird — 
so unterwirft er sich in Bezug auf seine Dienstthätigkdt 
damit der Disciplinar- und Oerichtsgewalt des Souveräns. 

Die Souveräne der halbsouveränen Staaten haben 
völkerrechtlich die Stellung von Souveränen fremden 
Staaten gegenüber. Innerhalb des Oesamtstaates, dessen 
souveräner Reichsgewalt sie untergeordnet sind, können 
sie durch Reichsgesetz der Gerichtsbarkeit unterworfen 



^) In dieser Weise wollte Lord Langdale, Master of the Rolls, 
in dem Prozesse des Herzogs von Braunschweig gegtn den K^nig 
von Hannover, der zugleich als Herzog von Cumberland englischer 
Unterthan war, unterscheiden. Für alle Handlungen, die er als 
Unterthan in England selbst vorgenommen habe, unterstehe er der 
englischen Gerichtsbarkeit Im Zweifel müsse aber immer ange- 
nommen werden, dass er nicht als Unterthan, sondern als Souverän 
gehandelt habe. PhUUmore II p. 142. Ein solcher Zweifei wird 
aber in jeden einzelnen Falle entstehen. — Die internationale Oesell- 
schaß des Congo ward Ende 1884 und Anfang 1885 als Inhaberin 
der souveränen Gewalt über das Kongogebiet anerkannt Als 
Kolonialgesellschaft, die ihren Sitz in Brüssel hatte, blieb sie der 
belgischen Staatsgewalt unterworfen. Doch bedeutete ihre An- 
erkennung als souveräne Macht nur einen Uebergang. Auf Grund 
der Beschlüsse der belgischen Kammern vom 28. und 30. April 1885 
übertrug sie ihre souveräne Gewalt dem Könige der Belgier, sodass 
dadurch ein Verhältnis der Personalunion zwischen Belgien und 
dem Kongostaat entstanden ist 
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werden. Im Deutschen Reich ist dies jedoch nur in 
beschränktem Umfange geschehen. Bevor das Oerichts- 
verfassungsgesetz und die Prozessordnungen in Wirksam- 
keit traten, waren die Landesgesetze massgebend. Nach 
dem Landesrecht aller Staaten aber kam den Landes- 
herm der deutschen Staaten in jedem andern deutschen 
Staate dieselbe Rechtsstellung zu wie dem Souveräne eines 
auswärtigen Staates. Sie waren der Gerichtsbarkeit 
anderer Staaten nur in den durch das Völkerrecht zu- 
gelassenen Ausnahmefällen unterworfen. Nach den Ein- 
fuhrungsgesetzen zu dem Oerichtsverfassungsgesetz § 5, 
zu der Civilprozessordnung § 5, zu der Strafprozess- 
ordnung § 4, zu der Konkursordnung § 7 und zu dem 
Oesetz über die Zwangsversteigerung § 2 finden diese 
Oesetze aber auf die deutschen Landesherm nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Haus- 
verfassungen oder der Landesgesetze abweichende Be- 
stimmungen enthalten. In dem Verfassungsrechte aller 
deutschen Staaten ist aber die Bestimmung enthalten, 
dass die Person des Monarchen unverletzlich ist.^) 
Dieser Satz besagt aber rechtlich, dass die Person des 
Landesherm keiner Zwangsgewalt, auch nicht der ge- 
richtlichen Zwangsgewalt unterworfen ist. Und zwar 
haben die von den Reichsgesetzen abweichenden Be- 



^) In der Verfassungsurkunde der meisten Staaten ist dieser 
Satz ausdrücklich ausgesprochen. Aber auch in den Staaten, in 
deren Gesetzen er nicht ausgesprochen ist {Sachsen- Weimar, Medklen- 
burg-Schwerin und Mecklenburg-StrelUz^ Anhalt, Lippe) trat er in 
Kraft, als diese Staaten durch Auflösung des Deutschen Reichs 
souveräne Staaten wurden. Denn in dem souveränen Staat ist der 
Souverän rechtlich keiner Gewalt unterworfen, also unverletzlich im 
Rechtssinne. 
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Stimmungen der Haus- und Landesgesetze nicht blos 
Geltung in dem Gebiete des Staates, der sie erlassen 
hat, sondern im ganzen Reichsgebiete. Der Landesherr 
kann allerdings nur fflr sein Staatsgebiet Rechtssätze er- 
lassen, aber diese landesrechtlichen Normen gelten im 
übrigen Reichsgebiet auch nicht kraft Landesrecht, sondern 
ihnen ist im ganzen Reichsgebiet durch das Reichsgesetz 
Geltung gegeben worden. Sie haben Geltung nicht 
kraft Landesrecht, sondern kraft Reichsrecht. ^) Hiernach 
untersteht der Landesherr insoweit der Gerichtsbarkeit 
nicht, als dies nicht durch Haus- oder Landesrecht be- 
stimmt ist. Indes hat das Reichsrecht doch dem Haus- 
und Landesrecht eine wichtige Schranke gezogen. 



*) Die Frage ist sehr bestritten. Für die hier vertretene 
Ansicht Laband III S. 370; Thudichum in Hirth's Annalen des 
Deutschen Reiches 1885 S. 320 u. ff.; Wach, Civil-Proz.-Recht I. S. 413; 
Krie5\ Straf- Prozessrecht S. 84, 89; Binding, Qrundriss des Straf- 
Prozessrechts (4. Aufl.) S. 57; T/iepel, S. 206. — A. A, Planck, Lehrbuch 
des Civilprozessrechts I. S. 45, die Kommentare zur Civil-Proz.-Ord. ; 
insbes. von Oaupp-Stän I S. 13; ferner die Kommentare zur Straf- 
Proz.-Ord., insbes. von Löwe, (9. Aufl.) S. 8. 

CMe Motive zum Einf.- Gesetz zum Qerichtsverf.- Oes. § 5 
sagen allerdings: „die Vort>ehalte sichern die Privilegien der Landes- 
herrn im eigenen Lande" (S. 211; Hahn, Materialien I S. 184). Da- 
mit stehen aber die Motive zum Einf.-Ges. zur Straf-Proz.-Ord. 
§ 4 in Widerspruch, wenn sie auf diesen Vorbehalt die Befreiung 
der Landesherm von der Strafgerichtsbarkeit im ganzen Reichsgebiete 
gründen (S. 255; Hahn III S. 298). Die hier bekämpfte Ansicht 
muss in der That, wenn sie folgerichtig durchgeführt wird, zu dem 
Ergebnis gelangen, dass die Landesherren nur in ihrem Staate, nicht 
aber im übrigen Reichsgebiete von der Strafgerichisbarkeit und 
dem Oerichtszwange gegen ihre Person befreit sind. Dass in der 
Civil-Proz.-Ord. in den §§ 219, 375, 479, 482 und in der Straf- 
Proz.-Ord. § 71 einzelne Normen, die sich auf die Landesherren 
beziehen, aufgenommen worden sind, spricht nicht, wie QauppStein 
meint, für diese Ansicht Sie gelten im Reichsgebiete unabhängig 
davon, ob sie in das Landesrecht aufgenommen sind oder nicht 
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Nach § 5 des Einf.-Oes. zur Civil-Pro2.-Ord. darf auch 
durch Haus- oder Landesgesetz dritten Personen für 
vermögensrechtliche Ansprüche gegen den Landesherm 
aus Privatrechtsverhältnissen der Rechtsweg nicht ver- 
schlossen und seine Zulässigkeit nicht von der Ein- 
willigung des Landesherm abhängig gemacht werden. 
Aber das Haus- oder Landesrecht kann die vermögens- 
rechtlichen Klagen gegen den Landesherm vor ein be- 
sonderes Gericht verweisen, so dass der Landesherr 
seinen ausschliesslichen Gerichtsstand vor diesem Gerichte 
hat und vor keinem andem deutschen Gerichte eine 
Klage gegen ihn erhoben werden kann. Das Verfahren 
kann durch besondere Normen geordnet werden, sowohl 
wenn ein besonderes Gericht eingesetzt ist als auch 
wenn der Landesherr vor den ordentlichen Gerichten 
Recht nimmt und in Bezug auf seinen Gerichtsstand 
keine abweichenden Vorschriften gegeben sind. In diesem 
letzem Falle sind die abweichenden Normen über das 
Verfahren auch für die Gerichte eines andem Bundesstaates, 
wenn die örtliche Zuständigkeit begründet ist, wie für das 
Reichsgericht bindend. 



VI. 

Schi u SS. 



Die bisherigen AusfQbrungen haben sich bemüht, 
den Inhalt des geltenden Völkerrechts und der seinen 
Normen entsprechenden Rechtssätze des Landesrechts dar- 
zustellen. Da diese Normen des Völker- und Landes- 
rechts zum grössten Teil Normen des ungesetzten 
Rechts sind, so liegt die Oefahr sehr nahe, dass die An- 
sichten der einzelnen Schriftsteller über die von der Ge- 
rechtigkeit und den Bedürfnissen des Verkehrs geforderte 
Gestaltung des Rechts auf ihre Ansichten über den Inhalt 
des geltenden Rechts einwirken und sie diejenigen Normen, 
die nach ihrer Oberzeugung Recht sein sollten, für Normen 
des geltenden Rechts halten und zu erweisen suchen. 
Schon mehrfach ist im Verlauf der Erörterungen darauf 
hingewiesen worden. Willkürliche und unbewiesene An- 
nahmen, in ihrem Inhalt schwankende und ungeklärte 
Vorstellungen, wie die der bona fides und der Natur der 
Sache, Fiktionen und Präsumtionen spielen hierbei eine 
grosse Rolle. Von der einen Seite wird behauptet, dass 
ein Staat, der im Gebiete eines anderen Staates einen 
Vertrag abschliesst, der in diesem Gebiete auch zu erfüllen 
ist, damit die stillschweigende Willenserklärung abgegeben 
habe, in Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrage auch vor 
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den Gerichten dieses Staates Recht zu geben. Von 
der anderen Seite wird dagegen mit eben so viel Recht 
oder Unrecht behauptet, dass Privatpersonen, die mit 
einem fremden Staate einen Vertrag schliesen, sich durch 
stillschweigende Willenserklärung den Gesetzen und der 
Gerichtsbarkeit dieses Staates unterwerfen.*) Man stellt 
allgemeine Regeln auf, die man aber wieder durch will- 
kürliche Ausnahmen durchbricht, weil die folgerichtige 
Durchfuhrung der Regel zu Ergebnissen fuhrt, die man 
nicht mit in den Kauf nehmen will.') 



^) Siehe z. B. Gabba im Journal XVI, p. 533; aber auch 
Kassationshof zu Paris, Erk. vom 22. Januar 1849. 

■) So stellt z. B. V. Bar (Theorie und Praxis, II S. 676) die 
Regel auf, dass der Staat in Rechtsstreiiigkeiten aus Vertragen, die 
in dem Auslande von beiden Seiten zu erfüllen sind, bei dem 
Gerichte des Erfüllungsortes seinen Gerichtsstand habe, weil dies 
die bona fides des internationalen Vericehrs verlange, und diese 
müsse auch von einer auswärtigen Regierung respektiert werden. 
Die Folgerung aber, dass die Inhaber ausländischer Staatsobli- 
gationen, für welche der Staat vertragsmässig die Verpfliditung 
übernommen hat, die Zahlung der Zinsen und die Rückzahlung des 
Kapitals im Auslande zu bewirken, auch vor den ausländischen 
Gerichten den Staat aus dem Vertragsverhältnisse verklagen können, 
wagt er nicht zu ziehen. Er meint deshalb, in Betreff der Staats- 
anleihen, die auf Grund eines besonderen Gesetzes aufgenommen 
werden, könne ein Staat auswärtiger Gerichtsbarkeit nicht unter- 
stehen, weil der Staat, indem er die feieriiche Form des Gesetzes 
oder der Verordnng wähle, um die Bedingungen des Vertrags 
festzustellen, seine Verpflichtung als eine solche bezeichnet habe, 
welche einer Verpflichtung des gewöhnlichen Privatrechts nicht 
gleich zu stellen sei. (II S. 673 u. f.; Annuaire XI p. 421). Indes 
sofern nach dem Verfassungsrecht des Landes zur Aufnahme eines 
Anlehens ein Gesetz erforderlich ist, wird durch ein solches Gesetz 
das Verhältnis des Staates zu seinen Gläubigem gar nicht berührt 
Das Gesetz giebt nur die nach der Verfassung erforderliche Er- 
mächtigung zur Aufnahme des Anlehens. Ohne ein solches Gesetz 
ist die Staatsregierung hierzu nicht zuständig. Erteilt das Gesetz 
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Sind die Ergebnisse, zu denen unsere Erörterungen 
geführt haben, richtig, so ist damit der Frage nicht vor- 
gegriffen, ob nicht eine Aenderung des Rechts anzustreben 
sei. Es ist nicht zu leugnen, dass demjenigen, der eine 
Forderung an einen auswärtigen Staat oder Souverän hat, 
die gerichtliche Geltendmachung seines Anspruchs er- 
schwert, selbst in manchen Fällen unmöglich gemacht 
wird. Aber wer mit einem fremden Staate in Rechts- 
verkehr tritt, muss dies wissen und er kann bei Abschluss 
des Vertrags sich gegen Nachteile sichern. Es steht bei 
ihm, den Vertrag nur abzuschliessen, wenn der Staat 
darin sich verpflichtet, vor den Landesgerichten Recht 
zu geben, er kann sich ein Pfand oder eine Bürg- 
schaft bestellen lassen u. s. w. Die Staaten aber haben 



Bestimmungen über die Anleihebedingungen, so enthalten diese Be- 
stimmungen nur Beschränkungen der Staatsregierung. Sie wird nur 
ermächtigt, ein Anlehen unter den Bedingungen aufzunehmen, die in 
dem Gesetze angegeben sind. Werden in einer Verordnung die 
Bedingungen zusammengesteUt, so enthält sie nur die lex contractus, 
unter der der Staat sich bereit erklärt, mit den Subscribenten Verträge 
abzuschliessen. Es ist der Prospekt, wie er nach dem Börsengesetz 
von 1896 § 38 für alle Wertpapiere, die zum Börsenhandel an einer 
Börse zugelassen werden sollen, veröffentlicht werden muss. Die 
Annahme, dass der Staat dadurch seine Verpflichtung als solche 
bezeichne, die nicht eine Verpflichtimg des gewöhnlichen Privatrechts 
sei, ist unbegründet Wenn in einigen Staaten (z. B. in Preussen) 
der Rechtsweg gegen den Staat aus den von ihm abgeschlossenen 
Anleiheverträgen ausgeschlossen ist, so beruht dies auf positiven 
Bestimmungen der Landesgesetze, die für auswärtige Gerichte nicht 
bindend sind. 

Andererseits gehört es hierher, wenn diejenigen, die die Be- 
freiung der Staaten von fremder Gerichtsbariceit als Regel annehmen, 
doch eine Ausnahme für den Fall machen wollen, dass der Staat 
in fremdem Staatsgebiet ein Gewerbe oder ein Handelsgeschäft 
betreibt. Siehe oben S. 114. 
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das Landesrecht — und zwar in ihrem eigenen Interesse — 
den Normen des Völkerrechts gemäss zu gestaUen. 
Aber auch das geltende Völkerrecht giebt dem Staate die 
Möglichkeit, durch das Landesrecht seinen Angehörigen 
gegen solche Nachteile einen Schutz zu gewähren. Nicht 
nur kann der Staat durch diplomatische Verhandlungen 
einen Staat, der seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, 
veranlassen, die Forderungen der ausländischen Gläubiger 
zu befriedigen, und mit allen Mitteln, die das Völker- 
recht zu Gebote stellt, zu diesem Zwecke auf ihn ein- 
wirken, sondern der Staat kann auch durch Landesgesetz 
bestimmen, dass kein fremder Staat oder Souverän zum 
Betriebe eines gewerblichen Unternehmens oder eines 
Handelsgeschäftes im Inlande zugelassen wird, der sich 
nicht vorher verpflichtet, in allen daraus entspringenden 
Rechtsstreitigkeiten vor den Landesgerichten Recht zu 
geben. Kein Staat hat einen Rechtsanspruch darauf, 
in fremdem Staatsgebiet zum Gewerbe- und Handels- 
betrieb zugelassen zu werden. Wenn in Belgien neuer- 
dings die Gerichte unter Aufgabe ihrer früheren richtigen 
Rechtsansicht in der Praxis den Grundsatz durchführen, 
dass ein fremder Staat, der im Inlande einen Vertrag ab- 
schliesst, sich damit der inländischen Gerichtsbarkeit 
unterwirft, so haben hierzu offenbar die eigentumlichen 
Verhältnisse des Kongostaates Veranlassung gegeben, wie 
auch in den Rechtsstreitigkeiten, in denen sie hiemach sich 
für zuständig erklärten, d&[ Kongostaat die beklagte Partei 
war.*) Dtx Kongostaat ist zwar nach formellem Rechte ein 
souveräner Staat, thatsächlich ist er aber eine belgische 



>) Siehe oben S. 52. 
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Kolonie, die von dem König der Belgier ohne Mitwirkung- 
des belgischen Parlaments regiert wird. Die sogenannte 
Staatsregierung des Kongo-Staates hat in Brüssel ihren 
Sitz. Ihre Mitglieder sind belgische Staatsangehörige. 
Nicht einmal eine finanzielle Selbständigkeit besitzt dieser 
Staat. Seine finanzielle Existenz beruht auf einem Dariehn 
von 25 Mill. Fr., das ihm Belgien gewährt hat und für 
das er zunächst keine Zinsen zu zahlen hat, wie er denn 
auch nur durch die Oeldmitttel, die ihm Belgien gegeben, 
im Stande war, die Kongo-Eisenbahn auszubauen. Der 
Kongostaat ist genötigt, fast alle für die Verwaltung 
erforderlichen privatrechtlichen Verträge in Belgien ab- 
zuschliessen. So wäre Belgien auch durchaus berechtigt, 
durch Gesetze zu bestimmen, dass der Kongostaat zu 
erklären habe, in allen privatrechtlichen Streitsachen aus 
Verträgen, die er in Belgien geschlossen, der belgischen 
Gerichtsbarkeit sich zu unterwerfen. Unrichtig aber wäre 
es, dieser eigenartigen Verhältnisse wegen einen allgemeinen 
Rechtssatz aufzustellen, der mit der Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit der souveränen Staaten unverträglich ist. 
Ein solcher Rechtssatz würde von den Staaten, die nicht 
nur dem Namen nach und nach formellem Rechte Staaten 
sind, sondern die eine selbständige Staatsgewalt besitzen, 
nicht anerkannt. Auch eine moralische Wirksamkeit kann 
ein Richterspruch, den der dadurch verurteilte Staat nicht 
anerkennt und nach geltendem Völkerrecht nicht anzu- 
erkennen verpflichtet ist, nicht ausüben, so oft auch von 
den Vertretern der entgegenstehenden Ansicht eine solche 
moralische Wirksamkeit ins Feld geführt wird. Der 
Staat, der die Zuständigkeit des Gerichts nicht anerkennt, 
ist in dem Verfahren nicht vertreten. Der Urteilsspruch 

11 
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wird von dem Gerichte gefällt auf Grund der Aus- 
fuhrungen der einen Partei. Es ist immer nur ein 
Versäumnisurteil.') Die nachteiligen Folgen, die daraus 
erwachsen können, stehen in keinem richtigen Verhältnisse 
zu den Vorteilen, die dadurch erzielt werden. Zwar ist 
es nicht richtig, dass ein solches Urteil nicht vollstreckt 
werden könne. Dass dem Staate, sofern er Recht zu 
sprechen hat, auch die Zwangsgewalt zur Vollstreckung 
des Urteils innerhalb seines Gebietes zusteht, ist schon 
ausgeführt worden.') Befinden sich keine Vermögens- 
gegenstände des verurteilten Staates im Inlande, so ist das 
Urteil freilich thatsächlich nicht vollstreckbar, das ist aber 
unter dieser Voraussetzung auch der Fall, wenn die verurteilte 
Partei eine Privatperson ist Vielfach aber werden sich 
Vermögensgegenstände des verurteilten Staates im Inlande 
befinden, in welche die Zwangsvollstreckung stattfinden 
kann. Übt aber ein Staat eine Gerichtsgewalt über andere 
Staaten aus, zu der ihm von diesen das Recht nicht zuerkannt 
wird, so entstehen daraus Konflikte der Staaten unter 
einander, die zu Repressalien führen und die die wichtigsten 
politischen Interessen der Staaten in unheilvoller Weise be- 
einflussen können. Aber auch für die Angehörigen des 
Staates, der sein Landesrecht in einer solchen mit dem Völker- 
recht in Widerspruch stehenden Weise gestaltet, werden die 
Nachteile ungleich bedeutsamer sein als die Vorteile. Die 
andern Staaten werden es vermeiden, mit ihnen in Geschäfts- 
verkehr zu treten. Sie werden, soweit sie zur Befriedigung 



^) Vgl. die zutreffenden Bemerkungen von Westlake in dem 
Annaaire XI p. 425. 

") Siehe oben S. 92 uf. 
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ihrer Bedürfnisse auf das Ausland angewiesen sind, die- 
jenigen Staaten aufsuchen, in denen sie vor einer Be- 
einträchtigung ihrer Freiheit und Unabhängigkeit gesichert 
sind. Auch hier zeigt es sich, dass die Kraft und die 
Verbindlichkeit des Völkerrechts darauf gegründet sind, 
dass es Normen enthält, welche durch die gemeinsamen, 
wahren und dauernden Interessen aller Staaten geboten 
sind, die in einer internationalen Gemeinschaft stehen. 

Tc^ ^/^ 
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